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155. Sitzung 

Bonn, den 3. Dezember 1971 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.05 Uhr 

Präsident von Hassel: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, bevor wir mit unserer 
Arbeit beginnen, gratuliere ich unserem Kollegen 
Herrn Professor Carlo Schmid für den ganzen Deut-
schen Bundestag zu seinem heutigen 75. Geburtstag. 

(Lebhafter Beifall.) 

Verehrter Herr Kollege Professor Schmid, Sie ha-
ben zusammen mit Konrad Adenauer und Theodor 
Heuß im Parlamentarischen Rat entscheidend die 
Grundlagen der parlamentarischen Demokratie in 
unserem Lande mit bestimmt und mit geprägt. Schon 
im ersten Nachkriegsjahr, als es galt, im Chaos der 
Niederlage und in der schweren wirtschaftlichen 
Not unseres Landes die ersten Voraussetzungen 
für die Errichtung einer neuen staatlichen Ordnung 
zu schaffen, haben Sie sich dem politischen und dem 
kulturellen Aufbau in der anfangs so schwierigen 
Situation im Südwesten Deutschlands mit großer 
Energie gewidmet. 

Als Sie 1949 als Kandidat der Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands in Mannheim in den 
Deutschen Bundestag gewählt wurden, waren Sie 
der deutschen Öffentlichkeit bereits als ein Politiker 
und Gelehrter bekannt, der die seltene Gabe besitzt, 
unabhängige Geistigkeit mit politischer Entschie-
denheit und Durchsetzungsvermögen zu verbinden. 
Seit 22 Jahren gehören Sie nun diesem Hause an. 
Mit kurzer Unterbrechung in der Zeit als Mitglied 
der Bundesregierung waren Sie seit 1949 Vizepräsi-
dent des Deutschen Bundestages. 

Herr Professor Schmid, Ihre Leidenschaft, Ihr Herz 
gehören dem sozialen Rechtsstaat und der fairen 
parlamentarischen Auseinandersetzung, deren Le-
benselemente der Wettstreit und das Ringen 'um 
die beste Ordnung für unsere Bürger sind. Sie ha-
ben für eine offene, lebendige Demokratie gestrit-
ten, in der sich mündige Bürger aus freier Über-
zeugung staatlicher Autorität zuordnen können. 
Und Sie haben Ihre ganze Kraft für ein humaneres 
Europa im Sinne der besten Tradition unseres Kon-
tinentes gegeben, das durch die  Aussöhnung und die 
Verständigung Gräben überwindet und schmerzende 
Wunden heilt. Die deutsch-französische Freund-
schaft und der Neubeginn zwischen Deutschen und 

Polen sind und bleiben mit dem Namen Carlo 
Schmid verbunden. 

Wir freuen uns aufrichtig mit Ihnen darüber, daß 
Sie gestern eine so hohe Würdigung durch die Er-
nennung zum Großoffizier der Ehrenlegion der Fran-
zösischen Republik erfahren konnten. 

Herr Kollege Professor Schmid, wir alle achten 
Sie als einen hochverdienten Parlamentarier, als 
einen leidenschaftlichen Demokraten und als ange-
sehenen Gelehrten, dem wir ein gutes neues Lebens-
jahr in voller Gesundheit und in voller Schaffens-
kraft hier in unserer Mitte wünschen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat den Abgeordneten Kahn-Ackermann, der bisher 
stellvertretendes Mitglied in der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates war, als ordentliches 
Mitglied für den aus diesem Gremium ausgeschiede-
nen Abgeordneten Dr. Schulz (Berlin) benannt. Als 
stellvertretendes Mitglied hat sie nunmehr den Ab-
geordneten Pawelczyk benannt. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre 
keinen Widerspruch. Damit sind der Abgeordnete 
Kahn-Ackermann als ordentliches Mitglied und der 
Abgeordnete Pawelczyk als stellvertretendes Mit-
glied der Beratenden Versammlung des Europarates 
gewählt. 

Die folgende amtliche Mitteilung wird ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden Vor-
lagen überwiesen: 

Verordnung des Rates (EWG) zur Ä nderung der Verord-
nung (EWG) Nr. 789/69 über die Finanzierung von Interven-
tionen auf dem Binnenmarkt für Fette 
— Drucksache VI/2872 —

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung des Rates (EWG) zur Aufnahme weiterer Waren 
in die im Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 des 
Rates zur Festlegung einer gemeinsamen Regelung für die 
Einfuhr aus dritten Ländern aufgeführte Liste 
— Drucksache VI/2873 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung des Rates (EWG) über die Regelung der Erstat-
tungen bei der Erzeugung für Weißzucker, der bei der 
Herstellung der im Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 
765/68 aufgeführten Erzeugnisse verwendet wird 
— Drucksache VI/2874  — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 
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Vierte Richtlinie des Rates aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 
Buchstabe g) zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, 
die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Interesse 
der Gesellschaften sowie Dritter hinsichtlich der Gliederung 
und des Inhalts des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
sowie hinsichtlich der Bewertungsmethoden und der Offen-
legung dieser Dokumente vorgeschrieben sind 
— Drucksache VI/2875 — 

überwiesen an den Rechtsausschuß (federführend), Ausschuß für 
Wirtschaft mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig 
vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung des Rates (EWG) über die zeitweilige Ausset-
zung von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs 
für bestimmte Waren 

- Drucksache VI/2876 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein und 
beginnen mit Punkt 8; es folgen dann der Punkt 13, 
der Punkt 3 und schließlich der Punkt 1, die Frage-
stunde. 

Ich rufe also zunächst Punkt 8 der Tagesordnung 
auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung der Pfändungs-
freigrenzen 

— Drucksache VI/2203 — 

Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

— Drucksache VI/2870 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Erhard (Bad 
Schwalbach) 
Abgeordneter Hirsch 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 

Ich danke den Herren Berichterstattern für ihren 
Schriftlichen Bericht. Wird das Wort zu einer Ergän-
zung gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache zur zweiten Lesung. 
Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Ich schließe die Beratung zur zweiten Lesung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe in zweiter 
Lesung auf die Artikel 1, 2, 3, 4 und 5 sowie Ein-
leitung und Überschrift. — Wer dem zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Lesung. 

Wird das Wort begehrt? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz in der vorliegenden Form seine Zustimmung 
gibt, den bitte ich, sich zu erheben. - Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? - Das Gesetz 
ist in dritter Lesung einstimmig angenommen. 

Wir haben noch über den Antrag des Ausschusses 
unter Ziffer 2, den Entschließungsantrag, abzustim-
men. Wer diesem Entschließungsantrag zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 29 des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache VI/2852 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 30 des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache VI/2853 — 

Normalerweise pflegen wir es so zu halten, daß 
wir einem Mitglied des Petitionsausschusses die 
Möglichkeit geben, ein besonderes Thema zu be-
handeln. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Wer dem zuzustimmen wünscht, was der Petitions-
ausschuß in beiden Sammelübersichten vorschlägt, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Umweltprogramms der Bundes-
regierung 
— Drucksache VI/2710 — 

Das Wort zur Einbringung hat der Bundesminister 
des Innern, Herr Genscher. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Das Bundes-
kabinett hat in seiner Sitzung am 29. September 
dieses Jahres den vom Kabinettausschuß für Um-
weltfragen vorgelegten Entwurf eines Umwelt-
programms der Bundesregierung gebilligt, das 
Ihnen nunmehr als Drucksache vorliegt. Damit legt 
zum erstenmal eine Bundesregierung ein umwelt-
politisches Gesamtkonzept vor. Das Ihnen vor-
liegende Umweltprogramm beschreitet neue Wege. 
Es soll in Zukunft nicht erst zu Umweltschäden 
kommen können, auf die man dann meist mit 
verspäteten oder ungenügenden Umweltschutzmaß-
nahmen reagiert. 

Umweltschutz ist im Verständnis der Bundes-
regierung Bürgerrecht. Jeder Bürger hat einen An-
spruch darauf, daß er und seine Kinder sauberes 
Wasser und gesunde Luft zum Atmen haben, nicht 
durch Lärm gestört werden und nicht Sorge vor 
Giften und Schadstoffen in Gebrauchsartikeln und 
Nahrung zu haben brauchen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung hilft keine 
Kosmetik am Umweltproblem, d. h. ein Kurieren 
an Symptomen. Notwendig ist es, die drohende 
Umweltkrise an der Wurzel zu packen. Das ist nur 
durch ein neues Umweltrecht möglich, das Schutz 
und Entwicklung der Naturgrundlagen, auf denen 
unser aller Leben und Überleben beruht, zu den 
vorrangigsten Aufgaben staatlicher Zukunfts-
sicherung und Vorsorge macht. 

Die Bedrohung der Umwelt ist keine vorüber-
gehende Erscheinung. Sie ist das Grundproblem 
unserer Industriekultur. Sie zeigt — und dies wird 
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von unseren Bürgern auch erkannt —, daß der 
Mensch an Grenzen stößt. Die Industriegesellschaft 
ist in eine fatale Abhängigkeit von Annehmlich-
keiten und Techniken geraten, um deren umwelt-
schädigende Folgen sie sich nicht mit der not-
wendigen Umsicht gekümmert hat. Unsere politi-
schen und gesellschaftlichen Institutionen waren 
bisher nur ungenügend darauf eingrichtet, Pro-
bleme wie das der Umweltbelastung durch die 
menschliche Zivilisation zu behandeln, weil hier 
sehr viele oft entgegengesetzte Interessen berührt 
sind. 

Die Bundesregierung hat schon in ihrer Regie-
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 den Umwelt-
problemen Priorität gegeben. Sie hat sich weder 
durch Kassandra-Rufe noch durch Beschwichtigungen 
von dem politischen Willen, vom nur punktuell 
reagierenden Umweltschutz zu einer umfassenden 
Umweltpolitik zu kommen, abhalten lassen. Die 
Bundesregierung ist vielmehr der Meinung, daß wir 
uns auf ein neues wissenschaftliches, rechtliches und 
orgnisatorisches Instrumentarium stützen müssen. 
Mit ihrem Programm will die Bundesregierung er-
reichen, daß Gesichtspunkte des Umweltschutzes 
und der Umweltgestaltung in Zukunft in allen Ent-
scheidungsprozessen der öffentlichen Hand und der 
Wirtschaft in gleicher Weise berücksichtigt werden 
wie etwa die Fragen der Wirtschafts- oder Sozial-
politik. Umweltfreundlichkeit muß zu einem selbst-
verständlichen Maßstab für unser aller Handeln 
werden, sei es im Staat, sei es in der Wirtschaft, 
sei es im Konsumverhalten des Bürgers. 

Ich darf an dieser Stelle kurz auf die Entstehung 
des Programms eingehen. Am 6. Juni 1970 bildete 
die Bundesregierung einen Kabinettsausschuß für 
Umweltfragen mit dem Auftrag, ein Konzept für die 
Umweltpolitik zu erarbeiten und die Arbeit aller 
mit Umweltfragen befaßten Ministerien besser zu 
koordinieren. Die drängendsten Probleme des Um-
weltschutzes wurden als erster Schritt zum Er-
reichen dieses Ziels in dem Sofortprogramm vom 
17. September 1970 behandelt. Das Sofortprogramm 
enthielt zugleich einen Zeitplan für die weiteren 
Schritte, besonders für die Vorlage von Gesetzent-
würfen zur Luftreinhaltung, zur Abfallbeseitigung 
und zum Schutz vor Fluglärm. Das Sofortprogramm 
ist vom Bundesminister des Innern mit Vorlage des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes am 27. August 1971 
erfüllt worden. Wir haben heute die Gewißheit be-
kommen, daß wir die erste Lesung in diesem Hohen 
Hause noch in diesem Jahr durchführen können. 

Das Umweltprogramm konnte nicht allein von der 
Bundesregierung erarbeitet werden. Bei der Viel-
falt der zu lösenden Probleme und der zahlreichen 
von Umweltfragen betroffenen Stellen und Inter-
essen war die organisierte Mitarbeit von Sachver-
ständigen der Länder, der Wissenschaft und der 
Wirtschaft erforderlich. In einer erfreulichen, offenen 
und kooperativen Atmosphäre haben über 600 Sach-
verständige in 10 Projektgruppen eine sehr genaue 
Bestandsaufnahme der Probleme in allen Umwelt-
schutzbereichen vorgenommen. 

Wie schon im Vorwort zum Programm möchte ich 
auch an dieser Stelle den zahlreichen Helfern und 

Beratern, die am Programm mitgearbeitet haben, 
sehr herzlich danken. Auch für die zahlreichen Vor-
schläge aus der Bevölkerung, die zu einem großen 
Teil berücksichtigt wurden, möchte ich danken. Auch 
durch diese neue Form eines Dialogs zwischen Re-
gierung, Wirtschaft, Wissenschaft und Bürger ist 
das Umweltbewußtsein im Lande gestärkt und ge-
kräftigt worden. 

Der vom Bundesminister des Innern in Zusam-
menarbeit mit den übrigen Ressorts erstellte erste 
Entwurf des Programms war im April dieses Jahres 
fertiggstellt und wurde dann mit den übrigen Bun-
desressorts im einzelnen abgestimmt. Intensive Ver-
handlungen in dem vom Umweltkabinett eingesetz-
ten Lenkungsausschuß, in seiner Redaktionsgruppe 
sowie in bilateralen Gesprächen mit den betroffenen 
Ministerien waren erforderlich. Viele Streitpunkte 
mußten bereinigt und geklärt werden, bis das Pro-
gramm in der endgültigen Fassung vorgelegt wer-
den konnte. Gleichzeitig mußten die Ergebnisse der 
Verhandlungen der Bundesregierung über den Haus-
haltsplan 1972 sowie die Fortschreibung der mittel-
fristigen Finanzplanung bis 1975 berücksichtigt wer-
den. 

Das nunmehr vorgelegte Gesamtkonzept für den 
Umweltschutz enthält zunächst nur die Auffassung 
der Bundesregierung zu einer modernen Umwelt-
politik. In erster Linie werden darin Maßnahmen 
des Bundes angesprochen, die die Bundesregierung 
aus ihrer Sicht für erforderlich hält. Darüber hinaus 
werden aber auch Anregungen und Vorschläge für 
Länder, Gemeinden und die Wirtschaft gegeben, bei 
denen der Schwerpunkt für die Lösung konkreter 
Aufgaben des Umweltschutzes liegt. Mit den Län-
dern wird das Programm jetzt, nachdem die Grund-
satzentscheidung der Bundesregierung vorliegt, 
erörtert. 

Das Umweltprogramm hat die folgenden Haupt-
ziele: 

1. Umweltplanung auf lange Sicht zu ermöglichen 
durch ein modernes Umweltrecht und organisato-
rische Straffung vorhandener Umweltbehörden, 
ferner durch Integration des Umweltschutzes in 
alle Maßnahmen der Struktur- und Raumord-
nungspolitik; 

2. das Verursacherprinzip durchzusetzen: Jeder, der 
die Umwelt belastet oder sie schädigt, soll für 
die Kosten dieser Belastung oder Schädigung 
aufkommen; 

3. eine umweltfreundliche Technik zu realisieren: 
Die technische Entwicklung ist unter Berücksich-
tigung ihrer Auswirkung auf die Umwelt zu ver-
wirklichen. In Entscheidungen der öffentlichen 
Hand und Wirtschaft sind Umweltkriterien zu be-
achten; 

4. in allen Teilen der Bevölkerung - das scheint 
mir besonders wichtig zu sein — das „Umwelt-
bewußtsein" zu wecken oder zu stärken; 

5. eine wirksamere internationale Zusammenarbeit 
herbeizuführen. 
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Für die Mehrzahl der notwendigen gesetzlichen 

Maßnahmen auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
hat der Bund zur Zeit keine hinreichende Gesetz-
gebungskompetenz. Um ihre Konzeption durchzu-
setzen, hat die Bundesregierung daher eine Ände-
rung des Grundgesetzes vorgeschlagen, durch die 
der Bund auf den wichtigsten Gebieten des Umwelt-
schutzes die konkurrierende Gesetzgebungskompe-
tenz erhalten soll. Auf die Ihnen vorliegenden Bun-
destagsdrucksachen VI/ 1298 und 2249 darf ich hin-
weisen. Ebenso wie diese Anträge befinden sich 
verschiedene einfache Gesetzesvorlagen schon in 
der Beratung der parlamentarischen Gremien, so 
u. a. die Entwürfe eines Abfallbeseitigungsgesetzes 
sowie eines Gesetzes zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Einwirkun-
gen, des Bundesimmissionsschutzgesetzes. 

Die Bundesregierung hat damit die Entscheidung 
über die beantragten Verfassungsänderungen nicht 
abgewartet, sondern die erforderlichen gesetzlichen 
Maßnahmen wegen ihrer Dringlichkeit schon jetzt 
vorbereitet. Gleichzeitig bringt sie auf diese Weise 
zum Ausdruck, welchen Gebrauch sie von der ange-
strebten vollen Gesetzgebungskompetenz zu machen 
beabsichtigt, d. h. wir verlangen vom Parlament kei-
nen Blankowechsel, sondern wir nennen auch die 
inhaltliche Ausfüllung der für den Bundesminister 
des Innern wichtigen Grundgesetzänderungen. 

Nach Erfüllung des Sofortprogramms durch den 
Bundesminister des Innern sind weitere Gesetze in 
Vorbereitung: Ein Umweltstatistikgesetz, ein Ge-
setz über die Erhebung von Abwasserabgaben und 
weitere Verbesserungen des Wasserrechts und des 
Lebensmittel- und des Pflanzenschutzrechts werden 
vorbereitet. Das Gesetz zur Verminderung von 
Luftverunreinigungen durch Ottokraftstoffe für 
Kraftfahrzeugmotore — kurz Benzinbleigesetz ge-
nannt — ist am 8. August 1971 schon in Kraft ge-
treten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, einem 
besonders wichtigen Bereich wenden wir uns im 
Umweltstrafrecht zu. Die Schädigung der Umwelt ist 
kriminelles Unrecht. Sie gehört zu den gemeinge-
fährlichen Straftatbeständen, was auch in der Re-
form des Strafrechts seinen Niederschlag finden muß. 
Um einer Bagatellisierung von Umweltschädigungen 
als „Kavaliersdelikte" entgegenzuwirken und den 
kriminellen Charakter dieser Handlungen besser 
als bisher in das allgemeine Bewußtsein zu heben, 
prüft die Bundesregierung, wie neue Strafbestim-
mungen als „gemeingefährliche Straftaten" in das 
Strafgesetzbuch aufzunehmen sind, die als Gefähr-
dungsdelikte ausgestaltet werden könnten. 

Auch die Strafrahmen in den bisherigen Strafvor-
schriften, die zum Teil noch aus einer Zeit stammen, 
in der sich Umweltschädigungen nur gering und 
auch nur örtlich begrenzt auswirkten, bedürfen der 
Überprüfung. Vielfach sieht sich die Bundesregie-
rung dem Vorwurf der Öffentlichkeit und auch der 
Rechtsprechung ausgesetzt, daß die derzeit gültigen 
Strafandrohungen bei Umweltschädigungen zu ge-
ring seien. Die Bundesregierung hat dem in dem von 
ihr vorgelegten Entwurf eines Abfallbeseitigungs-

gesetzes Rechnung getragen. Dieser Entwurf sieht 
Freiheitsstrafen für Zuwiderhandlungen in beson-
ders schweren Fällen bis zu 10 Jahren und Geld-
bußen bis zu 100 000 DM vor. 

Verwaltung und Organisation des Staates werden 
durch Umweltplanung und Umweltgestaltung vor 
schwierige neue Aufgaben gestellt. Um mit Erfolg 
Umweltpolitik treiben zu können, sind rasches und 
umfassendes Analysieren wissenschaftlicher Daten 
über ökologische Belastungen und das Erkennen 
möglicher künftiger Umweltschäden notwendig. 
Wirksame Umweltpolitik braucht deshalb neben 
dem rechtlichen auch ein neues organisatorisches 
Instrumentarium. Erst dann kann der neueste Stand 
von Umweltforschung und -technik berücksichtigt 
werden. Abgewogene gründliche Analysen der Pro-
bleme sind bei der Durchführung der Umweltpolitik 
erforderlich, Damit die Bundesregierung in allen 
Umweltfragen Beratung und Entscheidungshilfen er-
halten kann, wird sie einen unabhängigen Sachver-
ständigenrat für die Umwelt bilden. Seine Mitglie-
der sollen die wissenschaftlichen Hauptgebiete und 
die wesentlichen gesellschaftlichen Erfahrungsbe-
reiche des Umweltschutzes repräsentieren. Der Sach-
verständigenrat soll die Aufgabe haben, Probleme 
des Umweltschutzes selbständig aufzugreifen, hier-
über zu berichten und in regelmäßigen Abständen 
eine Umweltbilanz vorhandener Umweltschäden 
und erreichter Verbesserungen zu erstellen. 

Die Fülle der Aufgaben, vor ,die uns der Umwelt-
schutz heute stellt, erfordert auch für die behörd-
liche Organisation neue Lösungen. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt deshalb die Errichtung eines Bun-
desamts für Umweltschutz als Dachorganisation zur 
wirksameren Zusammenfassung bereits bestehender 
Forschungseinrichtungen und zur Übernahme nicht-
ministerieller Tätigkeiten im Rahmen der Zustän-
digkeit des Bundes im Umweltschutz. Gleichzeitig 
sollen mit dem Bundesamt Forschungslücken ins-
besondere auf dem Gebiet des Immissionsschutzes 
sowie auf den Gebieten Abwassertechnik, Wasser-
versorgung und Abfallbeseitigung geschlossen wer-
den. Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung ist hierzu um einen Organisa-
tionsvorschlag gebeten worden. 

Wirksame Umweltpolitik macht es notwendig, 
daß schädliche Entwicklungen so früh wie möglich 
erkannt werden. Die Bundesregierung wird daher 
ein Informationssystem für eine Umweltplanung auf 
lange Sicht einrichten, das für die öffentliche Hand, 
die Wissenschaft und die Wirtschaft alle für Um-
weltschutz und Umweltplanung wichtigen Daten 
auswertet und für Entscheidungen zur Verfügung 
hält. Eine interministerielle Arbeitsgruppe ent-
wickelt das Projekt unter Beteiligung der Länder, 
der Wissenschaft und der Wirtschaft. 

Ein Umweltstatistikgesetz soll es ermöglichen, 
umweltrelevante Werte schon frühzeitig zu erfas-
sen, um Aufschlüsse über drohende Umweltver-
schmutzungen zu erhalten. 

Aus den Aufgaben des Umweltschutzes ergibt sich 
auch dessen Zusammenhang mit der Raumordnung. 
Umweltpolitik kann nach Überzeugung der Bundes-
regierung nur als Teil der gesamten Struktur- und 
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Raumordnungspolitik Erfolg haben. Schon heute 
leben mehr als 60 % der Bevölkerung in verstädter-
ten Räumen, in denen die Umweltbelastungen be-
sonders groß sind. Das Bundesraumordnungspro-
gramm, das die Bundesregierung gegenwärtig mit 
den Ländern erarbeitet, wird die Ziele unserer Um-
weltpolitik wirksam unterstützen. 

Das Umweltprogramm gliedert sich in zwei Teile: 
einen allgemeinen Teil mit Grundsätzen der Um-
weltpolitik und einen besonderen Teil, das 
„Aktionsprogramm der Bundesregierung". Das 
Aktionsprogramm zieht die Konsequenzen aus den 
geschilderten umweltpolitischen Grundsätzen, so-
weit sie sich innerhalb des gegebenen finanziellen 
und institutionellen Spielraums zur Zeit verwirk-
lichen lassen. Es ist ein realistisches und konkretes 
Programm; es legt den Grund für eine Neuorien-
tierung auch der Umweltmaßnahmen in Wirtschaft, 
Ländern und Gemeinden. 

Dabei ist der wichtigste Grundsatz, auf dem das 
Umweltprogramm der Bundesregierung basiert, das 
Verursacherprinzip, zu dem sich die Bundesregie-
rung bekennt. Das heißt: Grundsätzlich hat der-
jenige die Kosten einer Umweltbelastung zu tragen, 
der für ihre Entstehung verantwortlich ist. Dabei 
muß unter dem Verursacher allerdings auch der-
jenige verstanden werden, der durch Herstellung 
eines bestimmten Produkts oder durch Anwendung 
eines bestimmten Verfahrens bereits die Grundlage 
für eine spätere Umweltbelastung legt. 

Das Verursacherprinzip ist die Anwendung der 
Grundsätze unserer Marktwirtschaft im Bereich des 
Umweltschutzes. In der marktwirtschaftlichen Ord-
nung sollen grundsätzlich alle Kosten den Produk-
ten oder den Leistungen zugerechnet werden, die 
die einzelnen Kosten verursachen. 

Heute wird dieser Grundsatz weitgehend durch-
brochen. Häufig werden die Kosten der Umwelt-
belastungen vom Produkt oder der Leistung losge-
löst und der Allgemeinheit angelastet, die für die 
Beseitigung von Umweltschäden Mittel aufwenden 
muß. Das Verursacherprinzip führt zu einer Verla-
gerung dieser Kosten und macht damit eine Korrek-
tur notwendig. Natürlich werden sich höhere Kosten 
für Waren und Dienstleistungen nicht immer ver-
meiden lassen. Über eine Minderung der Nachfrage 
können solche Preiserhöhungen jedoch auch zur 
Folge haben, daß neue Verfahren und Produkte 
entwickelt werden, durch die Umweltbelastungen 
ohne Kostensteigerungen vermieden werden kön-
nen. Vom Wettbewerb wird es letztlich abhängen, 
in welcher Höhe die Kosten der Umweltschutzmaß-
nahmen auf den Endverbraucher abgewälzt werden. 
Ich wehre mich gegen das Vorurteil, daß umwelt-
freundliche Produkte teurer seien als umweltfeind-
liche. Die Entwicklung wird zeigen, daß eine vor-
ausschauende Umweltpolitik, die der Wirtschaft 
langfristige Dispositionen durch klare Koordinaten 
ermöglicht, von der Volkswirtschaft tatsächlich ver-
wirklicht werden kann. Sicherlich wird sich das 
Verursacherprinzip nicht immer und nicht überall 
durchsetzen lassen. Dort, wo im Interesse der All-
gemeinheit das Leistungsvermögen der Wirtschaft 
überschritten wird, der Verursacher zur Tragung der 

Kosten nicht herangezogen werden kann oder be-
reits akute Notstände eingetreten sind, wird der 
Einsatz öffentlicher Mittel in Betracht gezogen wer-
den müssen. 

Die soziale Marktwirtschaft wird sich auch im Hin-
blick auf die Lösung der Umweltprobleme gegen-
über anderen Wirtschaftssystemen als leistungs-
fähiger erweisen. Die Verwirklichung des Umwelt-
programms der Bundesregierung wird zeigen, daß 
jene unrecht haben, die die ungelösten Umwelt-
probleme als Hebel gegen unsere freiheitliche Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung benutzen wollen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Sehr gut!) 

Die Aufgaben der Umweltpolitik geben keinen An-
laß, von dem bewährten Prinzip der Selbstverant-
wortlichkeit abzugehen. Nur dort, wo es unum-
gänglich ist, wird der Staat eingreifen müssen. Der 
Unternehmer wird jedoch stärker als bisher prüfen 
müssen, welche Umweltbelastung aus der Herstel-
lung eines Produkts folgt. Bereits heute setzt sich 
in der Wirtschaft in zunehmendem Maße die Er-
kenntnis durch, daß es auf die Dauer billiger ist, 
Umweltschäden von vornherein zu vermeiden, als 
künftig zu ihrer oft kostspieligeren Beseitigung her-
angezogen zu werden. Damit sich diese umwelt-
freundliche Haltung überall durchsetzt, muß der 
Staat zu erkennen geben, welches Maß an Umwelt-
schutz er für notwendig hält. Das soll mit diesem 
Programm geschehen. 

Umweltschutz ist eben nicht Ablehnung von Tech-
nik und Wirtschaftswachstum, wie falsche Prophe-
ten behaupten, sondern im Gegenteil der Versuch, 
ein umweltorientiertes Verständnis in der Wirt-
schaft, im Verkehr, im Städtebau und in vielen an-
deren Bereichen unseres Lebens zu erreichen. Es 
wäre deshalb falsch, die Kosten des Umweltschut-
zes nur als bremsende Faktoren in unserer Wirt-
schaftsordnung zu werten. Der Umweltschutz gibt 
direkte und indirekte Impulse, neue umweltscho-
nende Verfahren und Produkte auf den Markt zu 
bringen. Umweltfreundlichkeit soll zugleich ein 
neues Markenzeichen wirtschaftlicher Leistungen 
werden. 

Ich möchte auch über eine andere Frage keinen 
Zweifel lassen. Wir werden sehr häufig gefragt: 
was kostet Umweltschutzpolitik? Ich antworte mit 
der Gegenfrage: welchen Preis haben wir und unsere 
Kinder zu zahlen, wenn wir mit dem Umweltschutz 
nicht Ernst machen? 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Schäfer 
[Tübingen]:: Sehr richtig!) 

Ein großer Teil der Kosten des Umweltschutzes 
wird von der Wirtschaft getragen werden müssen. 
Finanz- und steuerpolitische Maßnahmen sollen da-
her durch Ausbau der bisherigen Förderungsmaß-
nahmen in stärkerem Umfang als bisher Anreize 
für umweltfreundliche Investitionen liefern. Ein 
Grundsatzbeschluß der Bundesregierung zur Steuer-
reform dient diesem Ziel. Jedoch bedeutet das Ver-
ursacherprinzip nicht, daß nicht auch die öffentliche 
Hand finanziell belastet wird. Ein Überblick über die 
öffentlichen Ausgaben für den Umweltschutz läßt 
erkennen, daß das Schwergewicht bei den Gemein- 
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den und Gemeindeverbänden liegt. Hier sind es be-
sonders die Investitionen für ausreichende Klär- und 
Müllbeseitigungsanlagen, die erhebliche Aufwen-
dungen erfordern. 

Umweltschutz, meine Damen und Herren, hat 
nicht nur Konsequenzen für die Innenpolitik. Er ist 
in Wahrheit eine internationale Aufgabe. Eine Ver-
stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes ist unerläßlich. Viele 
Umweltprobleme, wie die Verseuchung der Welt-
meere, der Flüsse oder auch der Atmosphäre, kön-
nen nur durch gemeinsame Maßnahmen gelöst wer-
den. Umweltschutz ist im letzten Weltinnenpolitik. 
Vor allem ist eine internationale Rechtsangleichung 
erforderlich, um Wettbewerbsverzerrungen und 
Handelshemmnisse zu vermeiden. Es darf keine bil-
ligen Flaggen des Umweltschutzes geben. 

Die Bundesregierung hat auf internationalem Ge-
biet im Rahmen des Umweltschutzes schon eine 
Reihe von Initiativen ergriffen. Sie mißt der Zu-
sammenarbeit im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft und anderer internationaler Organisationen 
besondere Bedeutung bei. Sie ist der Meinung, daß 
die internationale Zusammenarbeit im Bereich des 
Umweltschutzes auch nicht an Paktsystemen und 
unterschiedlichen Gesellschaftsordnungen halt-
machen sollte. Die Umweltpolitik der Bundesregie-
rung soll Schrittmacherdienste für ein internationa-
les Umweltrecht leisten. Wir gehen davon aus, daß 
europäische Regelungen nicht immer abgewartet 
werden können. Als Beispiel darf ich neben diesem 
Programm auf die Verabschiedung des Benzin-Blei-
Gesetzes hinweisen. Die Bundesregierung hat hier 
eine europäische Lösung nicht abgewartet, weil das 
praktisch einer Vertagung gleichgekommen wäre. 
Die Bundesregierung hofft, daß mit ihrem Vorgehen 
im Bereich des Umweltschutzes anderen Regierun-
gen die Durchsetzung entsprechender Regelungen 
im eigenen Bereich erleichtert werden wird. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat ihrerseits eine Erste Mitteilung über eine gemein-
same Umweltpolitik der Gemeinschaft erarbeitet. 
Die Bundesregierung begrüßt diese Initiative nach-
drücklich. Sie ist in Gesprächen mit Angehörigen 
der Kommission über diese Erste Mitteilung einge-
treten. Anfang November habe ich in Bonn mit dem 
zuständigen Kommissar Spinelli die Vorstellungen 
der Kommission erörtert. Dabei bestand Einigkeit 
darüber, daß der Gemeinschaft eine wichtige Funk-
tion bei der Harmonisierung von nationalen Maß-
nahmen auf dem Gebiet des Umweltschutzes zufällt 
und daß sie da, wo es sachlich notwendig ist, über die 
rechtlichen Möglichkeiten verfügen sollte, selbst 
regelnd einzugreifen. Die formelle Festlegung der 
Rolle der Gemeinschaft wird eine gewisse Zeit in 
Anspruch nehmen. Die Kommission hofft, dem Rat 
im Frühjahr 1972 konkrete Aktionsvorschläge un-
terbreiten zu können. Sie kann der Unterstützung 
durch die Bundesregierung gewiß sein, wo immer 
diese Unterstützung sachlich gerechtfertigt ist. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
stellt sich mit diesem Programm der großen Heraus-
forderung, die Umweltschutz heißt. Das vorliegende 
Programm ist eine erste umfassende Antwort auf 

diese Herausforderung. Für seine Verwirklichung 
erbitte ich Ihre Unterstützung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Ich danke Ihnen, Herr 
Minister. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Gruhl. Für ihn sind 25 Minuten 
Redezeit beantragt. 

Dr. Gruhl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Kampf 
gegen die Umweltvergiftung duldet keine Verzöge-
rung mehr. Was die Natur in Jahrmillionen auf-
gebaut hat, vermag der Mensch heute in wenigen 
Jahrzehnten zu vernichten, und er ist auch auf dem 
besten Wege, dies zu tun. Der Hintergrund unserer 
heutigen Debatte ist leider der, daß die Umwelt-
schädigung in allen Bereichen munter weitergeht. 
Nebenan im Rhein schwimmen Tausende von Giften. 
Die französischen Bergwerke leiten täglich 15 000 t 
Salze ein. Schon der Bodensee am Oberlauf droht 
biologisch zusammenzubrechen. Trotzdem werden 
Dutzende von Atomkraftwerken gebaut, die das 
Rheinwasser weiter aufheizen und damit den 
letzten Sauerstoff verbrauchen werden. Trotzdem 
werden am Rhein noch neue Mammutindustrien ge-
plant. Wer kann es da den Holländern verdenken, 
daß sie auch ihrerseits mit Plänen spielen, ihre 
Kloaken in den Jadebusen zu leiten? 

Der französische Forscher Cousteau behauptet, 
daß schon 40 °/o der Weltmeere ökologisch schwer 
geschädigt sind, und Professor Picard ist der An-
sicht, daß in 20 bis 25 Jahren im Meer alles Leben 
erloschen sein wird. Hier wird schon die Notwendig-
keit des internationalen Umweltschutzes sichtbar. 
Dennoch ist davor zu warnen, das Tempo im natio-
nalen Berich von weltweiten oder auch nur von 
europäischen Übereinkünften abhängig zu machen. 
Wir haben dazu die Zeit nicht mehr. 

Auf der Erde wurden bisher über 1 Million t DDT 
verstreut, bis man nach 20 Jahren gemerkt hat, 
welch toxische Wirkung dieses Mittel hat. Was 
nützt aber dessen Verbot, wenn jährlich tausend 
neue chemische Mittel auf den Markt kommen, von 
denen noch längst nicht alle Folgewirkungen be-
kannt sind. 

Um noch ein Beispiel aus der Luftvergiftung her-
auszugreifen: man weiß auf Grund der Zuwachsrate 
schon heute, daß die jetzigen 20 000 Todesfälle auf 
Grund von Lungenkrebs pro Jahr in der Bundes-
republik auf jährlich 100 000 ansteigen werden. Im 
Ruhrgebiet ist die Anzahl dieser Todesfälle mehr 
als doppelt so hoch wie in anderen Teilen des 
Bundesgebietes. 

Wenn man angesichts dieser alarmierenden Ent-
wicklung behauptet, gerade dort sei der einzig 
richtige Standort für neue Großindustrien, müßte 
man eigentlich das Wort Umweltschutz gleich be-
graben. 

Gegen ein dummes Schlagwort muß ich mich 
heute wenden. Es ist das Wort von der angeblichen 
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„Umwelthysterie". Wo ich mich auch umsehe, ich 
finde nirgendwo die geringste Hysterie, sondern, 
ganz im Gegenteil, die alte, weit verbreitete Un-
wissenheit und leider auch Gleichgültigkeit. Wenn 
man durch einen Park oder Wald geht, dann kann 
man zwar sehen, daß sehr viele Menschen die 
Umwelt entdeckt haben, aber als ihren privaten 
Müllabladeplatz. Wenn einige Männer und Frauen 
das Rauchen einstellen, dann rauchen auf der an-
deren Seite die Frauen heute mehr und sogar die 
Kinder, und es gibt Schulen, die es ihnen sogar 
ausdrücklich erlauben. 

Die größte Gefahr, meine Damen und Herren, daß 
der Umweltschutz scheitert, liegt darin, daß der 
einzelne Verstoß jeweils unbeträchtlich oder gerade 
noch tragbar erscheint. Aber aus Hunderten, Tausen-
den, Millionen von Fällen ergibt sich dann die 
weltweite Bedrohung. Die Bekämpfung des Einzel-
falles mag hier und da als Hysterie erscheinen. Aber 
ohne Erfolg in Einzelfällen kann sich keine Wand-
lung im ganzen ergeben. Darum würde ein bißchen 
Hysterie vielleicht hier und da gar nicht schaden. 

Wenn die Erhaltung der Lebensbedingungen auf 
diesem Erdball nicht zum obersten Gebot allen 
menschlichen Handelns gemacht wird, dann ist die 
Menschheit nicht zu retten. Darin stimmen sehr viele 
ernsthafte Wissenschaftler heute bereits überein. 
Weltweite Probleme müssen darum gelöst werden, 
bei denen auch ein internationales Vorgehen erfor-
derlich ist. Die Stockholmer Konferenz der UNO ist 
sehr zu begrüßen. Wenn man aber die Bundes-
republik dabei ausschließen will, dann wird dies 
einem weltweiten Erfolg dieser Bemühungen gro-
ßen Abbruch tun. 

Bei unseren eigenen Maßnahmen können wir 
allerdings auf die globale Einsicht nicht warten, weil 
es dann zu spät sein könnte und weil in unserem 
eigenen Lande die Gefahren am größten sind. Die 
Umweltvorsorge muß daher der oberste Grundsatz 
unseres planenden Handelns in allen Bereichen des 
Lebens werden. Die weitreichendsten Folgen wird 
dieser Grundsatz im Bereich von Wirtschaft und 
Technik haben, wie der Herr Innenminister eben 
auch schon eingehend erklärt hat. 

Insofern kommen wir ohne eine umfassende Ziel-
setzung nicht aus. Den Versuch dazu unternimmt das 
vorliegende Programm der Bundesregierung. Es wer-
den darin vor allen Dingen die Grundprinzipien der 
Umweltpolitik aufgestellt, die auch die unseren sind. 
Es ist außerordentlich erfreulich und hoffnungsvoll, 
daß wir in diesem Haus keinen Streit über die 
Grundsätze zu führen brauchen. Über Ziele und 
Wege stimmen alle Parteien überein. 

(Beifall.) 

Wir können sofort an die sachliche Arbeit gehen, 
und wir haben auch schon die ersten Gesetze ge-
meinsam verabschiedet. 

Die CDU/CSU-Fraktion hatte schon am 20. Mai 
1970 einen Antrag vorgelegt, der auch das gesamte 
Problem aufgriff. Da er in wenigen Wochen ent-
wickelt wurde, konnte er nicht alle Bereiche bis ins 
einzelne erfassen, wie das im Regierungsentwurf 
nach mehrjähriger Arbeit der Fall ist. Wir können  

mit Befriedigung feststellen, daß so gut wie alle 
unsere Punkte auch im Regierungsprogramm aufge-
griffen worden sind und damit der Zweck unserer 
vorjährigen Bemühungen auch erreicht wurde. Die 
Verzögerung der Regierungsvorlage um ein halbes 
Jahr läßt sich mit den Schwierigkeiten der Materie 
begründen, die in der Vielfalt der Gebiete, die zu 
berücksichtigen waren, ihre Ursache hat. Der Um-
weltabteilung des Innenministeriums sprechen wir 
unseren Dank für die Bewältigung einer schwierigen 
Aufgabe aus. Dieser Dank ist zu erweitern auf die 
zehn Projektgruppen, in denen Vertreter der Wis-
senschaft und der Verwaltung ihr Sachwissen bei-
gesteuert haben. Leider liegen uns die Einzelberichte 
der Projektgruppen noch nicht vor. 

Der Kampf um die bessere Umwelt wird seine 
bedeutendsten Auswirkungen im Bereich der Indu-
strie und des Verkehrs haben und dort zu großen 
Veränderungen führen. Die Industrie hat bis heute 
unter der Annahme gearbeitet, daß es auf dieser 
Erde unerschöpfliche Naturgüter gibt, deren Bean-
spruchung nichts kostet, nämlich Luft und Wasser. 
Inzwischen ist aber eine derartige Überbeanspru-
chung eingetreten, die in Verbindung mit der Be-
völkerungsexplosion zu der Entdeckung von Luft 
und Wasser als Kostenfaktoren geführt hat. Die 
Kosten liegen seit langem in den Folgen, die zu 
Krankheit, vorzeitigem Tod und Verderben oder zu-
mindest zu verschlechterten Lebensbedingungen für 
Mensch, Tier und Pflanze führen. Darum werden sie 
auch „soziale Kosten" genannt. Die Summen der 
Schäden, die hier entstehen, werden sich niemals ge-
nau ermitteln lassen. Amerikanische Berechnungen 
erreichen immer mehrere Milliarden Dollar. Auch uns 
wird es nie gelingen, die durch Umweltvergiftung 
hervorgerufenen Krankheiten, die dafür nötigen 
Krankenhäuser, Ärzte, Medikamente sowie die Aus-
fälle an geistigem und körperlichem Leistungsver-
mögen auch nur annähernd zu schätzen. 

Ist es angesichts dieser rapiden Verschlechterung 
unserer Umwelt nicht vernünftiger, wirtschaftlicher 
und auch menschenwürdiger, die sozialen Kosten 
nicht mehr a 11 e n Menschen in der Form von Lei-
den aufzubürden, sondern in Zukunft das Geld bes-
ser für solche Techniken und Verfahren anzuwenden, 
die Umweltschäden gar nicht erst entstehen lassen? 
Wir betrügen uns doch heute alle selber, indem wir 
unsere materiellen Zuwachsraten stolz verkünden, 
die allerdings den Vorteil haben, daß sie auf Mark 
und Pfennig zu berechnen sind. Die Verluste an 
Lebensgrundlagen, deren Höhe sich leider auch einer 
exakten Berechnung entzieht, verschweigen wir aber. 
Weil wir bis heute nur die Vorteile im einzelnen, 
nicht aber die Schäden für die Allgemeinheit berech-
net haben, bildete sich das gegenwärtige — man 
kann sagen — manipulierte und verzerrte Preisge-
füge. Auch. hier stimme ich mit dem Herrn Innen-
minister völlig überein. 

Die Maßnahmen zur Vermeidung von Umwelt-
schäden gehören in Zukunft zu den Produktions-
kosten. Schon bei der industriellen Herstellung müs-
sen durch entsprechende technische Verfahren — 
auch mit hohem Aufwand, wenn es nötig ist — Um-
weltschäden vermieden werden. Die Kosten dafür 
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werden und sollen dann auf die Preise durchschla-
gen; nur auf diese Weise kommen wir zu echten und 
gerechten Preisen. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Ohne aber 
den internationalen Wettbewerb zurückzu-

stellen!) 

— Die internationale Wettbewerbssituation wird na-
türlich erfordern, daß in diesem Bereich der Staat 
mit gewissen Hilfen da, wo es nötig ist, eingreift. 
Aber im Prinzip bin ich der Meinung, wenn irgend-
welche Waren daraufhin so teuer werden, daß auf 
ihren Konsum weitgehend verzichtet wird, dann ist 
dies eine ebenso konsequente wie erwünschte Folge 
unseres Kampfes um die Erhaltung der Umweltbe-
dingungen auf dieser Erde. Denn was bisher in aller 
Welt geschieht, ist ein schreiendes Unrecht. Ein Be-
nutzer eines die Umwelt verderbenden Produkts be-
kommt es heute doch nur darum so billig, weil seine 
unschuldigen Mitbürger die Nachteile erleiden — 
auch diejenigen, die nie in ihrem Leben ein solches 
Produkt benutzen. Denken Sie z. B. an das Auto 
oder an das Flugzeug, deren Luft- und Lärmschädi-
gungen sich auf völlig unbeteiligte Bürger in höch-
stem Maße auswirken. Es gibt natürlich schwierigere 
Zusammenhänge; aber immer sind die Auswirkun-
gen so, daß am Schluß alle unter den verheerenden 
Folgen zu leiden haben. Ein anderes Beispiel: War-
um können heute noch große Städte ihr gesamtes 
Abwasser ungeklärt in den nächsten Fluß leiten? 
Nur auf Kosten der Nachbarstädte, die ihre Abwäs-
ser vorbildlich klären. 

(Beifall.) 

Täten die es nämlich auch nicht, dann würden wir 
schon heute im Schmutz umkommen. Was man sich 
auf dem Gebiet der Abwässerklärung in der Bun-
desrepublik leistet, ist im Grunde eine glatte Ver-
höhnung des Rechtsstaats. Während die eine Stadt 
viele Millionen DM aufwendet, um den Gesetzen zu 
genügen, leitet die andere ihren Dreck ganz unge-
niert in den nächsten Fluß. Wo bleibt hier die 
Gleichheit vor dem Gesetz, und wo bleibt die Auf-
sicht der Länder? 

Wenn es also nicht gelungen ist, die Pflichten 
gleichmäßig zu verteilen, dann müssen wir eben in 
Zukunft über die Kosten für eine gleichmäßige Ver-
teilung sorgen. Ich begrüße daher die im Umwelt-
programm der Bundesregierung erklärte Absicht, 
eine Abwasserabgabe einzuführen für die gar nicht 
oder nur schlecht geklärten Abwässer. Aber nicht 
nur hier, sondern auf allen Gebieten müssen wir 
endlich eine gerechte Verteilung der Umweltkosten 
in die Wege leiten. Das heißt auch, daß der abfall-  
und abwasserproduzierende Bürger in jeder Ge-
meinde die Gebühren aufzubringen hat, die zur 
schadlosen Beseitigung nötig sind. 

Das System, mit dem diese Verteilung der Um-
weltkosten möglich ist und das für die Industrie 
wie die Kommunen gilt, ist eben das Verursacher-
prinzip. Es sollte besser „Ursachenprinzip" heißen, 
denn bei unserem verzweigten Wirtschaftsgefüge 
müssen wir jeweils die technische Ursache eines 
Umweltschadens finden, um diesen unmittelbar an 
der Quelle abzustellen. Dies ist die in der Praxis  

sinnvollste, wirtschaftlich rationellste und damit auch 
billigste und erfolgversprechendste Methode jeder 
Umweltvorsorge. Allein das Verursacherprinzip ent-
spricht unserer sozialen Marktwirtschaft und ihrem 
Mechanismus. Jede andere Methode führt vom 
freien Markt weg und letzten Endes in den staat-
lichen Dirigismus. In der Marktwirtschaft ist da-
gegen die Möglichkeit zum Einfügen der Umwelt-
kosten von vornherein gegeben. Die Auswirkung 
ist sozial, weil dann der Vielverbraucher viel und 
der bescheiden Lebende wenig zahlt und weil insbe-
sondere der, dessen Begierde sich auf die umwelt-
gefährdenden Dinge richtet, am allerstärksten zur 
Kasse gebeten werden kann. 

Der Staat muß allerdings mittels seiner Gesetze 
die Durchführung des Verursacherprinzips erzwin-
gen. Dabei sind durchaus komplizierte Erwägungen 
anzustellen; denn es handelt sich um technische und 
naturwissenschaftliche Sachverhalte und die Mög-
lichkeiten zur schnellsten und wirksamsten Besse-
rung. Dort, wo eine technische Umstellung nicht oder 
noch nicht realisierbar ist, wird entschieden werden 
müssen, ob das Ausmaß der Gefährdung unter Um-
ständen auch die Einstellung einer bestimmten Pro-
duktion rechtfertigt oder ob Umweltschäden mit 
einer Gebühr in Höhe der verursachten Verschlech-
terung der öffentlichen Güter Luft, Wasser und 
Erdreich abgegolten werden können. Aber kosten-
los können diese Güter nicht mehr in Anspruch ge-
nommen werden. 

Für alle diese Entscheidungen müssen die wissen-
schaftlichen Grundlagen zur Verfügung stehen. 
Darum begrüßt die CDU/CSU-Fraktion die vorge-
sehene Einrichtung eines Bundesamtes für Umwelt-
schutz, in dem die bisherigen Institute unter einem 
Dach zusammengefaßt werden und, wo nötig, auch 
zu ergänzen sind. Von diesem Amt sollte die Um-
weltforschung gesteuert und die Vergabe der For-
schungsaufträge vorgenommen werden. Wir sehen 
auch eine Übereinstimmung zwischen dem geplan-
ten Beirat für Umweltschutz und der im Antrag der 
CDU/CSU vom 20. Mai 1970 geforderten „Deutschen 
Kommission für Umweltfragen". Die erforderlichen 
neuen Technologien sollten dann in engster Zusam-
menarbeit mit der Industrie entwickelt werden, wo-
bei für neue Projekte von allgemeiner Bedeutung 
auch die finanzielle Förderung durch den Bund hier 
und da angebracht sein wird. 

Für die verstärkte Heranbildung des Personals ist 
leider bis heute noch nichts geschehen. Hier müssen 
schnellstens in Zusammenarbeit mit den Ländern 
Ausbildungsstätten geschaffen werden. Denn was 
werden uns die schönsten Gesetze nützen, wenn 
niemand da ist, der ihre Befolgung sachkundig über-
wacht. 

Die festgestellten Verstöße müssen wirksam ge-
ahndet werden, und dazu muß auch das Strafrecht 
auf solche Tatbestände ausgedehnt werden. Da die 
staatliche Aufsicht nicht überall sein kann und da 
sich hier und da auch Interessenkonflikte ergeben 
werden, sollte man den mit Umweltschutz befaßten 
Verbänden das Klagerecht einräumen. 

Der entscheidende Beitrag des Bundestages wird 
in der zügigen Beratung der eingebrachten Gesetze 
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liegen. Die wichtigsten sind zur Zeit: das Gesetz 
gegen Luftverunreinigung und Lärm, das Abfallbe-
seitigungsgesetz und die Ergänzung des Wasser-
haushaltsgesetzes. Dazu kommen einige weniger 
umfangreiche und natürlich auch die vorgelegten 
Grundgesetzänderungen. Gestern haben wir eine 
Entschließung zur thermischen Belastung der Ge-
wässer angenommen und das DDT-Gesetz in erster 
Lesung zur Beratung überwiesen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, an die-
ser Stelle fällt auf, daß der Bundesminister für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten sein schon für 
das Frühjahr 1971 versprochenes Gesetz über Natur-
schutz und Landschaftspflege bis heute nicht vorge-
legt hat. Damit komme ich zu einigen sehr kritischen 
Bemerkungen. Von Herrn Minister Ertl hört man ab 
und zu einige kluge Sätze über die besondere Be-
deutung der Landwirtschaft für den Umweltschutz. 
Aber welche Konsequenzen zieht er für sein Mini-
sterium daraus? Bisher keine! Ich las vor wenigen 
Wochen des Herrn Ministers in Tutzing vorgetra-
gene Forderungen. Die erste lautet: 

Wir benötigen den beschleunigten Ausbau der 
Forschungs- und Entwicklungskapazitäten, und 
das in Kooperation zwischen den öffentlichen 
Verwaltungen, den Hochschulen und der Wirt-
schaft. 

Aber gerade das wissenschaftliche Institut, wel-
ches seinem eigenen Hause zur Verfügung steht, 
nämlich die Bundesanstalt für Vegetationskunde, 
Naturschutz und Landschaftspflege, läßt der Herr 
Minister mit der gleichen personellen Besetzung 
und Ausrüstung arbeiten, die schon vor 20 Jahren 
vorhanden war. Hier werden nicht einmal im eige-
nen Bereich Konsequenzen gezogen. Wo will der 
Herr Minister die Daten herbekommen, von denen 
er in seiner zweiten und dritten Forderung spricht? 
In seiner fünften Forderung unterstreicht der Mini-
ster die Bedeutung der Landwirtschaft für das öffent-
liche Wohl und für die Erhaltung der Kulturland-
schaft. Ich wünschte, daß nun langsam auch erste 
Konsequenzen dieser Erkenntnis für die Landwirt-
schaftspolitik der Regierung sichtbar würden; abe r 

 hier wird ja bisher noch nicht die Pflege, sondern 
die Aufgabe des Landes honoriert. 

Die vierte Forderung des Ministers geht dahin, 
mit steuerlichen Anreizen und Prämien neue Tech-
nologien zu fördern. Hier muß man nun die Kritik 
auf die Haltung des gesamten Bundeskabinetts aus-
dehnen. Obwohl im Programm ausdrücklich von 
steuerlichen Vergünstigungen die Rede ist und da-
von, daß sie in Zukunft noch wirksamer sein sollen, 
sucht man in den Regierungsplänen zur Steuer-
reform die Gesichtspunkte des Umweltschutzes ver-
geblich. Die Gewerbesteuer, wie alle Einsichtigen 
längst erkannt haben, eine der Hauptquellen für die 
Zersiedelung und Zerstörung unserer Landschaft, 
soll im wesentlichen unverändert bleiben. Aber ge-
rade auf dem Gebiet der Steuerpolitik besteht für 
den Bund doch eine Möglichkeit, mit steuerlichen 
Anreizen Umweltpolitik zu treiben, wie das auch 
frühere CDU-Regierungen schon praktiziert haben. 
Die Abschreibungen für Anlagen der Abfallbeseiti-
gung müssen hinzukommen. 

Unsere Fraktion ist zur Zeit bemüht, über den 
ERP-Plan 25 Millionen DM für Abfallbeseitigungs-
anlagen bereitzustellen. Denn von diesen zinsver-
billigten Krediten, wie sie auch schon früher aus 
den im ERP-Sondervermögen für Kläranlagen und 
Anlagen der Luftreinhaltung gewährt wurden, geht 
eine Initialzündung aus. Es ist auch richtig, einen 
Schwerpunkt für die Sanierung des Rheins und sei-
ner Nebenflüsse zu setzen. Dafür stehen für Klär-
anlagen im Bundeshaushalt 1972 20, ab 1973 jähr-
lich 30 Millionen DM zur Verfügung; leider nicht 
die gewünschten 50 Millionen DM. Für den Bund 
bleiben auf Grund des Verursacherprinzips nur be-
stimmte finanzielle Aufgaben, die aber bewältigt 
werden müssen, um alle übrigen voranzutreiben. 

Die Bedeutung der Umwelt — auch dies möchte 
ich hier anmerken — muß in den Augen der Bun-
desregierung innerhalb des letzten Jahres leider 
etwas gesunken sein. Im Sofortprogramm hieß es 
nämlich noch wörtlich: „Die Bundesregierung gibt 
der Abwehr der Umweltgefahren Vorrang in ihrem 
Programm innerer Reformen." Im neuen Gesamt-
programm ist nur noch davon die Rede, „daß Um-
weltpolitik den gleichen Rang hat wie andere große 
öffentliche Aufgaben, z. B. soziale Sicherheit, Bil-
dungspolitik oder innere und äußere Sicherheit". 

Diese herabgestufte Bedeutung spiegelt sich auch 
in den finannziellen Voranschlägen wider. Die 
finanziellen Berechnungen im Umweltprogramm 
der Regierung ergeben bestenfalls eine Steige-
rung um 50 % gegenüber dem Normalaufwand, 
wenn sich auch die Beträge schwer ermitteln und 
noch schwerer abgrenzen lassen. Bei der Wasser-
reinhaltung sind es im Grunde genommen nur Stei-
gerungen um 25 % gegenüber dem, was beispiels-
weise im Jahre 1969 schon in dieser Richtung auf-
gewandt wurde. 

Die Regierung glaubt, daß eine verbesserte Um-
welt 0,9 % des Bruttosozialprodukts erfordern wird. 
Auf die Person umgerechnet wären das 100 DM im 
Jahr oder 8 bis 9 DM im Monat. Ich glaube, mit die-
sen Beträgen werden wir nicht auskommen; denn 
wir haben einen beträchtlichen Nachholbedarf, der 
von Jahr zu Jahr zunimmt. Um diesen in den näch-
sten Jahren aufzuholen, wird eine ganz besondere 
Kraftanstrengung nötig sein. 

Wir werden natürlich auch Konsequenzen für 
unsere Sozialpolitik ziehen müssen. Eine Verteue-
rung des Lebens um 10 DM im Monat bedeutet für 
einen Rentner, der nur 400 DM zur Verfügung hat, 
natürlich einen schwerer wiegenden Eingriff als 
für einen, der das Doppelte und mehr im Monat zur 
Verfügung hat. Unser Ziel wird es daher sein müs-
sen, mit einer erhöhten Untergrenze tragbare Min-
destbedingungen für die Lebenshaltung eines jeden 
herzustellen. Gleichzeitig aber werden wir nieman-
dem in unserem Lande durch eine Verbesserung der 
Umwelt mehr helfen als gerade den Bürgern mit 
bescheidener Lebenshaltung, die nicht im Überfluß 
der vielfältigen materiellen Lebensgüter leben. 

Ich komme zum Schluß, meine Damen und Her-
ren. Saubere Luft zum Atmen, eine gesunde und 
lebendige Landschaft und eine ruhige Wohnung 
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sind die Grundlagen für die Gesundheit von Leib 
und Seele jedes Menschen, die heute schwer ge-
fährdet sind. An diesen Werten hat sich in Zukunft 
das Wachstum der Wirtschaft zu orientieren. 
Wachstum darf kein Selbstzweck mehr sein. Die 
Quantität des Fortschritts hebt sich an vielen Orten 
schon selber wieder auf. Es ist höchste Zeit, die 
Qualität des Lebens an die Spitze der Werte zu 
stellen. Dies ist das erklärte Ziel des Umwelt-
programms der Regierung, es ist das Ziel der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, und es muß das Ziel 
aller Bürger in diesem Lande werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeord-
neten der Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Professor Dr. Schäfer. Es sind 20 Minuten 
Redezeit beantragt worden. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf, 
gleichzeitig namens der FDP-Fraktion, folgendes 
ausführen. 

Wir begrüßen es, daß die Bundesregierung das 
Umweltprogramm jetzt vorgelegt hat. Wir be-
grüßen den Inhalt dieses Programms, und wir sagen 
die volle Unterstützung der Regierungsfraktionen 
bei der Durchführung und Durchsetzung dieses 
Programmes zu. 

Die Bundesregierung hat am 17. September 
letzten Jahres ihr Sofortprogramm vorgelegt und 
hat sich gewissenhaft an dieses Programm gehalten. 
Es ist erfreulich, daß das Innenministerium in der 
Lage war, dieses Gesamtumweltprogramm heute 
vorzulegen. Es ist eine große Leistung, eine Lei-
stung, die von vielen erbracht wurde, und ich darf 
ebenso wie Sie, Herr Dr. Gruhl, den Dank an das 
Ministerium und an die Mitarbeiter aussprechen. 

Es ist ein Programm und ein Aktionsprogramm, 
ein Programm, das sich mit Gesetzgebung, mit 
Organisation und Verwaltung befaßt, aber auch die 
Rolle der Wissenschaft richtig umschreibt. 

Es ist gut, daß ungefähr zur gleichen Zeit einige 
Länder ihre Umweltprogramme oder Berichte über 
ihre seitherige Tätigkeit vorgelegt haben. Daraus 
wird deutlich, daß wir alle, Bund und Länder, in 
der Verantwortung stehen, diese uns gestellte 
große Aufgabe zu meistern. Es ist auch erfreulich, 
daß viele Verbände sich an mich als Vorsitzenden 
des Innenausschusses gewandt und zu der laufenden 
Diskussion ihre Meinung gesagt, uns aber auch zum 
Teil eigene Gesetzesvorlagen zugeleitet haben, in 
denen der Wille der Bevölkerung sehr deutlich 
zum Ausdruck kommt, nun mit Energie die Lösung 
der Aufgaben anzustreben. 

Wir haben Grund, Rundfunk, Fernsehen und 
Presse dafür zu danken, daß sie in der Bevölkerung 
das nötige Bewußtsein geschaffen haben; denn da-
mit wird die Durchführung eines Programmes, wie 
es uns jetzt vorliegt, überhaupt erst möglich. Ich 
möchte hier aber gleichzeitig an eben diese Massen-
medien die Bitte richten, uns mit der gleichen Nach

-

haltigkeit zu unterstützen, wenn es darum geht, 
die notwendigen Gesetze in der Praxis durchzu-
führen, denn mancher, der nach einem solchen Ge-
setz ruft, wird, wenn es von uns mit gutem Gewis-
sen beschlossen wurde, feststellen, daß er dann 
eben auch seinen finanziellen Teil dazu beizutragen 
hat. Dann wird es gut sein, wenn die Massen-
medien. darum besorgt sind, daß das vom einzelnen 
Bürger insbesondere auch unter dem Gesichtspunkt 
des Zusammenwirkens von Industrie, Wirtschaft, 
Bürger und Verwaltung verstanden wird. Gerade 
dies ist eine der großen schwierigen Fragen. Man 
sagt es so leichthin, daß die Industrie, die Wirt-
schaft Hauptverursacher der Probleme seien. 

Wir haben in den fünf Hearings des Innenaus-
schusses, die wir durchgeführt haben, gerade hierzu 
einige Erkenntnisse gesammelt, die ich doch ganz 
kurz zusammengefaßt wiedergeben möchte. 

Erstens. Die Sachverständigen der verschiedenen 
Richtungen — sie kamen aus der Wissenschaft, der 
Praxis und aus der Wirtschaft — haben übereinstim-
mend festgestellt, daß die technischen Voraussetzun-
gen entwickelt sind, um die Probleme meistern zu 
können. 

Zweitens. Wir können feststellen, daß die Ver-
treter der Industrie — ich kann das so sagen, denn 
der Bundesverband der Deutschen Industrie hat die 
Sachverständigen uns gegenüber benannt — die 
Interessenlage offen dargelegt haben, so daß der 
Bundestag in der Lage ist, in Kenntnis der Auswir-
kungen nach allen Seiten seine Entscheidungen zu 
treffen. Das ist notwendig, denn Kosten der Industrie 
sind Kalkulationskosten, die sich im Preis nieder-
schlagen, die also auf den Verbraucher zukommen. 
Das ist auch deswegen notwendig, damit wir wissen, 
was wir unserer Industrie, unserer gesamten Wirt-
schaft — im Blick auf die Wettbewerbssituation in 
anderen Ländern — zumuten können. Es ist weiter 
notwendig, weil wir innerhalb der EWG Regelungen 
treffen müssen, die mit dem EWG-Vertrag vereinbar 
sind. 

Wir haben bei den Hearings darüber hinaus fest-
stellen können, daß die Vertreter der Verwaltungen 
uns darlegen konnten, daß das Problem organisato-
risch lösbar ist — das ist ein sehr wesentliche Frage 
— und daß die Länder bereit sind, auch die notwen-
digen Organisations- und Verwaltungsgesetze zu 
schaffen. 

Wir konnten als Letztes, aber nicht Unwichtigstes 
zur Kenntnis nehmen, daß viele Institute und viele 
Wissenschaftler seit Jahrzehnten in diesem Auf-
gabenbereich engagiert tätig sind. Sie konnten uns 
viele Erkenntnisse darlegen, und sie bemühen sich 
weiterhin darum, Verbesserungen zu ermöglichen. 
Wir mußten aber auch feststellen, daß z. B. die For-
schung „Hohe See" noch vieler Mittel und einiger 
Jahre bedarf, um dem Gesetzgeber überhaupt die 
notwendigen Erkenntnisse vermitteln zu können. 

Wir müssen daraus einige Konsequenzen ziehen. 
Zwei Gesetze haben wir schon im Bundestag verab-
schiedet. Dazu gehört einmal das Fluglärmgesetz. 
Herr Minister, wir wissen, daß Sie dabei sind, die 
erforderlichen Ausführungsbestimmungen zu erlas- 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. Dezember 1971 	8923 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

sen, und wir hoffen, daß das mit der notwendigen 
Beschleunigung geschehen wird. Wir kennen auch 
die Schwierigkeiten, aber ich möchte noch einmal 
in Erinnerung rufen, daß wir mit diesem Gesetz dem 
Innenministerium eine ganz besondere Funktion auf 
diesem Gebiet zugewiesen haben, die es seither 
nicht gehabt hat. 

Wir haben ferner das Benzin-Blei-Gesetz verab-
schiedet und damit langfristig eine ganz neue Ent-
wicklung auf dem Gebiet der Autoherstellung und 
der schadstofffreien Benutzung von Kraftfahrzeugen 
eingeleitet. Niemand soll hier ungeduldig werden. 
Es wird Jahre dauern, bis das durchgeführt ist. 
Aber wir hatten den Mut, dieses Gesetz zu verab-
schieden. In der Zwischenzeit stellen wir fest, daß 
die Autoindustrie und die Industrie, die die Zubehör-
teile fertigt, sich schon mit gewissen Umstellungen 
bemühen, diesem Gesetz gerecht zu werden. Das 
ist gut so. Ein Vertreter der Industrie sagte mir im 
Anschluß an ein Hearing: Wenn der Gesetzgeber 
klare Bestimmungen schafft, wird sich die Industrie, 
schon allein aus ihrem Gewinnstreben heraus, im-
mer darum bemühen, möglichst bald mit entspre-
chenden Produkten auf dem Markt zu erscheinen. 
Also wir haben hier langfristig und konsequent zu 
handeln. 

Wir begrüßen das Umweltprogramm der Bundes-
regierung ganz besonders deshalb, weil es einer-
seits diese Langfristigkeit aufweist — man muß in 
diesen Dingen über eine Legislaturperiode hinaus-
greifen — und andererseits ein Aktionsprogramm 
ist, das deutlich macht, was jetzt geschehen muß. 

Uns liegen einige Gesetzentwürfe vor, z. B. das 
Abfallbeseitigungsgesetz, das Immissionsschutz-
gesetz und das 4. Gesetz zur Änderung des Wasser-
haushaltsgesetzes. Uns liegen aber auch zwei Ge-
setze zur Änderung des Grundgesetzes vor, und 
hier muß man den Ländern ein Wort sagen. Wir 
alle, die wir uns mit diesen Problemen befassen, 
haben wohl Grund, die Leistungen, die die Länder 
in den letzten Jahren erbracht haben, mit großer 
Anerkennung zu bewerten. Auf Einladung des 
bayerischen Ministerpräsidenten haben wir vor 
kurzem einige Objekte in Bayern besichtigt und 
anschließend in einer Besprechung die Probleme 
erörtert. Unser Wissen ist dadurch verstärkt wor-
den. Die Länder bemühen sich im Rahmen der ihnen 
gegebenen Möglichkeiten um die Lösung der Pro-
bleme. Aber die Aufgabe ist so groß, daß sie in der 
Tat eine gemeinschaftliche Aufgabe von Bund, Län-
dern und Gemeinden sein muß. Jeder muß seinen 
möglichen Teil dazu beitragen. 

Deshalb noch ein Wort zu den Grundgesetzände-
rungen. Hier muß eine etwas andere Auffassung 
Platz greifen, als sie in der Vergangenheit häufig 
zu beobachten war. Wenn der Bund auf einem Ge-
biet die konkurrierende Gesetzgebung beansprucht, 
bestand bei den Ländern immer die Sorge, daß das 
eine Machtverschiebung sei. Ich hoffe, daß dieser 
Verdacht auf dem Gebiet des Umweltschutzes schon 
im wesentlichen ausgeräumt ist, und schließe das 
aus der Haltung der Länder bei der Grundgesetz-
änderung bezüglich des Abfallbeseitigungsgesetzes. 
Da gab es im Bund Juristen, die meinten, man könne 

die Kompetenz des Bundes aus dem Sachzusammen-
hang herleiten. Es ist gut, daß die Länder sagten: 
Stellt das einwandfrei klar und macht eine Grund-
gesetzänderung, damit — jetzt kommt etwas, was 
eben die Länder nicht leisten können, sondern was 
nur der Bund leisten kann — gleiche Voraussetzun-
gen in allen Ländern gegeben sind. Sie sagten das 
schon, Herr Gruhl. Das ist in der Tat eine Frage der 
Praktizierung des Rechtsstaates. Hier geht es eben 
nicht um einen Gesetzesvollzug, sondern um eine 
gestaltende Verwaltung, die den Ländern und den 
Gemeinden obliegt. Die Länder müssen bei ihren 
Maßnahmen davon ausgehen können, daß in jedem 
Nachbarland die gleichen rechtlichen Vorausset-
zungen und die gleichen Belastungen für die glei-
chen wirtschaftlichen Bereiche vorhanden sind. Es 
wäre für einen Bundesstaat eine schlimme Angele-
genheit, wenn man sich sozusagen von einer Lan-
desgrenze zur anderen durchmogeln könnte oder 
wenn die Länder, aus welchen Gründen auch immer, 
sozusagen ein bißchen erpreßt werden könnten oder 
versucht wären, Vergünstigungen zu schaffen, um 
Industrien anzulocken. Wir wissen aus den Nach-
kriegsjahren, daß das z. B. auf dem Gebiet der Ge-
werbesteuer bei den Gemeinden eine nicht immer 
gute Rolle gespielt hat. 

So muß hier der Bund helfen, das bestmögliche 
Handwerkszeug zur Verfügung zu stellen, um den 
Ländern die Voraussetzungen zu geben, ihrerseits 
diese gestaltende Verwaltung in die Hand zu neh-
men; denn ohne die Länder können wir das über-
haupt nicht. Hier liegt eine enorme Stärke der bun-
desstaatlichen Ordnung. Jedes Land wird sich um 
sein Gebiet kümmern, und wir können von hier aus 
die Gewißheit haben, daß auch im entferntesten 
Kreis das Notwendige und Mögliche geschieht und 
daß nicht bundesweite Schwerpunkte geschaffen 
werden, wodurch gewisse Gebiete zwangsläufig 
vernachlässigt würden. 

Aber selbst auf dem Gebiet, Herr Dr. Gruhl, das 
Sie kritisch angesprochen haben, dem Gebiet des 
Natur- und Landschaftsschutzes, sollte nach unserer 
Meinung durchaus ernsthaft erwogen werden, dem 
Bund die Gesetzgebungskompetenz zu geben und 
es nicht bei der Rahmengesetzgebungskompetenz zu 
belassen. Nehmen Sie z. B. das Bundesfernstraßen-
gesetz, nehmen Sie das Bundesbaugesetz. Nur wir 
können diese Gesetze ändern und damit den Län-
dern helfen, die notwendigen Maßnahmen durchzu-
führen. Wir können diese Gesetze nicht im Sinne 
der erforderlichen Maßnahmen ändern, wenn wir 
nicht die Gesetzgebungskompetenz haben. Wir wer-
den — lassen Sie uns das ganz offen sagen; ich 
nehme an, Herr Minister Genscher ist der gleichen 
Meinung wie wir — bei der Ausnutzung dieser 
Kompetenz überall dort Zurückhaltung üben, wo 
eine Aufgabe mindestens genausogut von den Län-
dern wahrgenommen werden kann, und wir gehen 
davon aus, daß die Länder ihre Gesetzgebungskom-
petenz, die ihnen verbleibt, überall dort ausnut-
zen, wo es ihnen richtig erscheint. 

So ist dieses Programm nun die Konkretisierung 
der politischen Vorstellungen. Das ist das, was wir 
von einer Regierung erwarten dürfen, wenn sie Ge- 
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setze auf den Tisch legt und wenn sie eine Grund-
gesetzänderung beantragt. Deshalb begrüßen wir es 
sehr, daß Sie, Herr Dr. Gruhl, für die CDU/CSU-
Fraktion zu diesen Grundgesetzänderungen grund-
sätzlich ja gesagt haben, daß Sie grundsätzlich ja 
gesagt haben zu diesem Programm. Wir hoffen, daß 
im Bundesrat die gleiche Erkenntnis wie beim Ab-
fallbeseitigungsgesetz, wie heute von Ihnen vorge-
tragen, herrscht, so daß wir nun verhältnismäßig 
schnell an die Konkretisierung der Arbeit gehen 
können. Dabei soll uns dann gemeinsam — und da-
für, daß wir uns da einigen konnten, sind wir dank-
bar — dieses Programm der Bundesregierung als 
Richtschnur dienen, das sie uns heute vorgelegt hat 
und das wir gern unterstützen werden. 

(Beifall.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Herr Ertl. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin den beiden Rednern sehr dank-
bar, daß sie auf das Problem der noch nicht im 
Grundgesetz geregelten Kompetenzen für Natur-
schutz und Landschaftspflege hingewiesen haben. 
Herr Kollege Gruhl, ich hoffe zuversichtlich, daß 
Ihre Kollegen dem Bund die volle Kompetenz ein-
räumen — denn daran hat es bisher gelegen — und 
daß sich auch die Länder nicht länger weigern, dem 
Bund die volle Kompetenz zu geben. Es liegt nur bei 
der CDU/CSU und den von diesen Parteien regierten 
Ländern, ja zu dem zu sagen, was ich wünsche. In 
der Sache bin ich mit Ihnen darin einig, daß das 
keine Frage der Rahmenkompetenz ist, sondern 
daß hier einfach aus grundsätzlichen Erwägungen 
die volle Kompetenz beim Bund liegen muß, weil 
— um ein Beispiel zu nennen — die Landschafts-
pflege in der Rhön in Hessen nicht anders geregelt 
werden kann als in Bayern; diese kann man nur 
nach allgemeinen Normen durchführen. Dabei ist 
für mich selbstverständlich, daß die Kompetenz des 
Bundes nur den legislativen Rahmen festlegt und 
der Bund gegebenenfalls Mittel zur Verfügung stellt, 
während die Durchführung durchaus bei den Län-
dern liegt, d. h. mit unserem föderativen System voll 
in Einklang zu bringen ist. Den Ländern soll hier in 
keiner Weise eine Scheibe abgeschnitten werden. 

Ich möchte noch einmal an Sie appellieren, in die-
ser Frage auch in diesem Hohen Hause bald zu kla-
ren Verhältnissen zu kommen. Das hängt auch von 
den Beratungen im Rechts- und im Innenausschuß 
ab. Ich kann Ihnen sagen, daß in dem Moment, in 
dem die Kompetenz geschaffen ist, von meinem 
Haus der Entwurf des entsprechenden Gesetzes auf 
den Tisch gelegt wird; denn in meinem Haus ist der 
Entwurf fertig. Aber soll ich in die Ressortbespre-
chungen mit einem Entwurf gehen und soll ich einen 
ganzen Apparat von vielen Ministerien beschäfti-
gen, wenn ich noch nicht einmal weiß, ob ich über-
haupt die Kompetenz bekomme? Das können Sie 
von mir doch nicht verlangen; das wäre unrationelle 
Arbeit. 

Ich weiß inzwischen von seinem Vorsitzenden, daß 
sich der Innenausschuß Gedanken gemacht und ge-
sagt hat: Wir wollen den Gesetzentwurf. Ich voll-
ziehe Ihren Auftrag. Als ich von dieser neuen Situa-
tion aus dem Innenausschuß hörte, habe ich in mei-
nem Hause sofort angeordnet, daß die Arbeits-
gruppe mit dem von uns gefertigten Entwurf in die 
Ressortbesprechungen eintritt. Wir werden Ihnen 
Anfang nächsten Jahres, wenn die Ressortbespre-
chungen abgeschlossen sind, den Entwurf vorlegen. 
Aber ich möchte noch einmal betonen: das ist ein 
einmaliger Vorgang. Bei allen anderen Gesetzen 
haben Sie die Kompetenz zunächst dem Bund gege-
ben. Aber mir macht das gar nichts aus. Ich möchte 
hier nur eines klarstellen: Es liegt nicht daran, daß 
in meinem Hause an dieser Frage nicht gearbeitet 
würde, sondern ausschließlich daran, daß ich in die-
ser Frage in der Luft hing und nicht wußte, ob ich 
überhaupt eine Kompetenz bekomme. In dieser 
Frage sind bisher und sind immer noch die größten 
Reserven seitens der Länder gegeben. 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg]:: Wie sieht 
denn Ihr Gesetz aus?) 

— Verehrter Herr Kollege, ich habe Ihnen gesagt: 
In meinem Haus ist der Gesetzentwurf weitgehend 
fertiggestellt. Es bedarf nur noch der Ressort-
besprechung und der Ressortabstimmung. Es hat 
noch nie den Fall gegeben, daß das Hohe Haus in 
diesem Stadium von einem Referentenentwurf in-
formiert wurde. 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg]:: In allen 
anderen Fällen liegen die Gesetzentwürfe 
vor, ohne daß die Kompetenz vorhanden 

ist!) 

— Verehrter Herr Kollege, Sie können sich ja zu 
Wort melden. Ich kann Ihnen nur sagen: Ich kann 
mit diesem Gesetzentwurf doch nicht die ganze 
Apparatur ununterbrochen beschäftigen — es han-
delt sich ja nicht bloß um einige wenige Perso-
nen —, wenn ich noch nicht einmal weiß, ob ich die 
Kompetenz bekomme. Denn ein Rahmengesetz 
schaut doch ganz anders aus als ein Gesetz, das auf 
Grund der vollen Kompetenz erlassen wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das muß man sich doch einmal ein wenig über-
legen. Man sollte auch die Beamten nicht mit nutz-
loser Arbeit beschäftigen; das entspräche nicht 
meiner Auffassung. Ich bin für rationellen Einsatz 
meiner Mitarbeiter 

(Sehr gut! in der Mitte) 

und auch der übrigen Ministerien. Es gibt in der 
Bürokratie sowieso Leerlauf genug. Das nur zur 
Sache. 

Bitte sehr, geben Sie mir die Kompetenz! Dann 
werden Sie im Laufe des nächsten Frühjahrs die 
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes für Natur-
schutz und Landschaftspflege aufnehmen können. An 
mir liegt es nicht. Ich brauche nur die entsprechende 
gesetzliche Grundlage aus diesem Hohen Hause für 
den Vollzug. Darum bitte ich. Ich bin überzeugt, daß 
wir, wenn die Länder, insbesondere die von der 
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CDU regierten, mitmachen, im kommenden Jahr 
zu einer endgültigen Regelung kommen. 

Im übrigen, Herr Kollege Gruhl, freue ich mich 
sehr, daß Sie so treffend und so gut meine Rede 
in Tutzing zitiert haben. Ich bin darauf sogar ein 
wenig stolz. Ich habe aber auch noch nie erlebt, 
daß der Vollzug einer Ankündigung in einem 
halben Jahr erledigt ist. 

Aber ich möchte hier doch einiges richtigstellen: 

Erstens. In diesem Jahr stehen allein für ökolo-
gische Untersuchungen 300 000 DM zur Verfügung. 
Diese Mittel werden vorwiegend unter Feder-
führung der Bundesanstalt für Vegetationskunde 
überwiesen. In der Wissenschaft sind nicht die 
Personalzahlen entscheidend, sondern der Kopf ist 
entscheidend. Meistens meint man, die Qualität der 
Arbeit hänge davon ab, ob da sehr viele Leute 
eingesetzt sind. Ich bin der Meinung, daß die Qua-
lität der Menschen die Arbeit bestimmt. Man sollte 
nicht immer davon ausgehen, daß gute Arbeit dort 
geleistet wird, wo sehr viele Stellen vorhanden 
sind. Dennoch bemühe ich mich auch um personelle 
Verstärkung. Sie wissen, das gibt Schwierigkeiten. 
Ich gebe gern zu, daß ich lieber manche Stelle mehr 
gehabt hätte; aber ich habe mich auf Grund der 
Grundsätze, die dieses Hohe Haus mit bestimmt 
hat — sparsame Verwaltung —, in dieser Frage 
etwas zurückgehalten — das gebe ich offen zu —, 
vielleicht sogar zu sehr zurückgehalten. Aber ich 
bin nicht der Meinung, daß es die Aufgabe der 
Minister ist, immer nur Stellen anzufordern. Ich 
stimme da im übrigen mit diesem Hohen Hause 
überein. Und weil ich, was die Leitung, was den 
Stab angeht, ganz hochqualifizierte Mitarbeiter 
habe, bin ich der Meinung, daß es viel wichtiger 
ist, daß diese Leute Mittel haben, um die Forschun-
gen durchzuführen. Zu diesem Zweck werden die 
Mittel für ökologische Untersuchungen im nächsten 
Jahr sogar um 300 000 auf 600 000 DM erhöht. Ich 
glaube, daß ich wirklich sagen kann, daß hier etwas 
geschehen ist. 

Ich will es kurz machen, weil ich den anderen 
Kollegen nicht die Zeit wegnehmen möchte; aber 
lassen Sie mich ein Weiteres sagen. Die Agrar-
politik trägt diesen Gesichtspunkten in vielen 
Fragen bereits im wesentlichen Rechnung. Sie 
brauchen nur meinen Haushalt anzuschauen. 
Welcher Haushalt hat denn die Wasserprobleme 
angepackt? Das war doch mein Haushalt! 

(Zuruf des Abg. Dr. Schneider [Nürnberg].) 

— Wir sind zu großzügig, verehrter Herr Kollege, 
so großzügig, daß ich sogar dem Lande Bayern und 
den anderen Ländern viel Geld gebe. Das wird 
dort dann auch sehr gern verwendet, ohne daß man 
sagt, von wem es kommt. Aber das macht nichts; 
der Zweck heiligt die Mittel. 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg] : Wie hoch 
sind denn die Mittel?) 

— Aber verehrter Herr Kollege, Sie brauchen sich 
doch nur einmal in Oberbayern umzuschauen. 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg]:: Zugegeben!) 

Schauen Sie sich doch einmal um: der Ammersee ist 
frei, der Tegernsee ist frei, der Chiemsee ist frei. 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg]: Der Starn

-

berger See ist auch frei!) 

Wir haben vieles geschafft. Auch frühere Regierun-
gen haben hier vieles geschaffen. Das will ich hier 
auch sagen, denn ich gehöre nicht zu denen, die sich 
gern mit fremden Federn schmücken. Das tue ich 
nicht. Aber auf meinem Sektor ist in dieser Bezie-
hung sehr viel geschaffen worden. Denken Sie an 
den Alpenplan, an den Küstenplan. Das ist doch 
aktive Landschaftspflege, verehrter Herr Kollege! 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg]:: Das be

-

streite ich ja nicht!) 

Sehen Sie, wenn Sie meine Flurbereinigungsricht-
linien durchsehen, werden Sie feststellen, daß in 
diesen Richtlinien verankert ist, daß auf die Be-
lange der Landschaft Rücksicht zu nehmen ist, z. B. 
durch Bepflanzungen. Wir haben dieses Problem 
nicht erst gestern erkannt, sondern bereits vor-
gestern, und wir haben gestern schon gehandelt, 
und wir handeln heute, und wir werden morgen 
handeln. 

Ein Weiteres — ich will es hier noch einmal 
sagen —: Ich habe nicht ohne Grund beispielsweise 
die Almwirtschaft und die Hutungen in den Ein-
kommensausgleich im Zusammenhang mit der D-
Mark-Aufwertung einbezogen. Durch die Flächen-
beihilfe werden gerade diese schwierigen Betriebs-
zweige unserer Landwirtschaft in die Lage versetzt, 
ihre landschaftspflegerische Aufgabe u. a. im Rah-
men ihrer landwirtschaftlichen Aufgabe zu erfüllen. 
Und sie können sich z. B. im Alpenraum erkundigen: 
seitdem es diesen Einkommensausgleich gibt, wer-
den sogar Almen wieder neu bestoßen, die nicht mehr 
bestoßen wurden, und es wird dadurch ein wesent-
licher Beitrag zur Schaffung eines Gleichgewichts 
zwischen Forst- und Grünland geleistet, und das ist 
eine ganz entscheidende Aufgabe für die Sicherung 
der Landschaft. 

Das soll nicht heißen, verehrter Herr Kollege — 
und ich bin Ihnen sehr dankbar für Ihre kritischen 
Bemerkungen —, daß wir nun sehr selbstgerecht 
sind und sagen: wir haben alles geleistet. Wir haben 
noch sehr vieles zu tun, auch hinsichtlich dieser 
grundlegenden Frage — und die möchte ich hier 
am Schluß noch ansprechen —: Was ist der Gesell-
schaft eine Erholungslandschaft wert, und welchen 
Raum räumt sie in diesem Zusammenhang den Land-
wirten als aktiven Gestaltern ein? Das ist eine Frage, 
die dieses Hohe Haus zu beantworten hat, die aber 
nicht nur den Bundestag, sondern zugleich auch die 
EWG als Ganzes angeht. 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg] : Sehr richtig!) 

Das ist auch keine rein ökonomische Frage, sondern 
es ist eine gesellschaftspolitische Aufgabe. 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg]:: Sehr richtig!) 

Ich will Ihnen hier nicht mein Leid aus Brüssel 
klagen. Aber ich habe dort meine liebe Not, weil 
diese regionalen Gesichtspunkte aus der EWG-Per-
spektive überhaupt noch nicht erkannt worden sind. 
Denn diese Probleme kann ich natürlich nicht unter 
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dem Motto „die Produktion an den besten Stand-
ort verlagern" anpacken. Eine Gestaltung nach die-
sem Motto bedeutete eine Verödung weiter Gebiete 
und damit Ausfall für die Freizeit- und Erholungs-
landschaften oder Schädigung dieser Landschaft. 

(Abg. Dr. Schneider [Nürnberg] : Gut!) 

Das wäre die ganz logische Konsequenz. Hier bedarf 
es großer politischer Arbeit. Ich begrüße auch aus 
diesem Grunde den Beitritt Großbritanniens; denn die 
Briten werden in dieser Frage mit ihren Regionali-
sierungssonderprogrammen für Mittelgebirge und 
ähnliches unsere Position stärken. Wir haben auf 
diesem Sektor in der EWG auch bereits bedeutende 
Fortschritte erreicht. Wer die ursprünglichen Vor-
stellungen der Kommission und die jetzigen Be-
schlüsse zur Struktur kennt, der weiß, daß wir den 
Einstieg zur Lösung solcher Regionalfragen ge-
funden haben. 

Aber es stellt sich auch für dieses Hohe Haus und 
für die gesamte deutsche Öffentlichkeit für die Zu-
kunft zwangsläufig die Frage, wozu wir — nachdem 
klargeworden ist, daß diese Gebiete über Markt- 
und Preispolitik auf die Dauer landwirtschaftlich 
nicht zu sichern sind — bereit sind, um hier ein 
Minimum an Besiedlung und funktionsfähiger Land-
wirtschaft zu erhalten. 

Das wird auch etwas kosten; ich sage das ganz 
offen. Die Gesamtheit unseres Volkes wird sich 
überlegen müssen, ob sie das will, ob sie in Zukunft 
in einer offenen oder in einer verstädterten Land-
schaft Erholung suchen will. Langfristig wird es 
sicherlich billiger sein, ein Minimum funktionsfähi-
ger landwirtschaftlicher Betriebe zu erhalten - es 
können auch Nebenerwerbslandwirte oder es kann 
ein Verbund zwischen Vollerwerbs- und Neben-
erwerbslandwirten sein -, als die von mir geschil-
derten Aufgaben sehr teuren, von den Gemeinden 
bezahlten Landschaftsgärtnern zu übertragen. Ich 
halte den ersteren Weg für den besseren. Dazu be-
darf es guter Zusammenarbeit. Insoweit bedanke 
ich mich auch für Ihre, wie ich meine, sehr nützliche 
Kritik. Sie wird mir sicherlich sehr helfen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Gallus. Für ihn hat die FDP-Fraktion 
eine Redezeit von zwanzig Minuten beantragt. 

Gallus (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir sind uns im wesentlichen einig. 
Dennoch hat es den Anschein, als ob bei der CSU 
auch in der Frage des Umweltschutzes und der Bun-
deskompetenz für die entsprechenden Gesetze der 
Haussegen etwas schief hängt. Darauf wird man in 
dieser Debatte aber noch zu sprechen kommen. 
Auch wenn hier leise Kritik an dem Herrn Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Herrn Ertl, geübt worden ist, so kann man doch, 
wie ich meine, die gesamte Agrarpolitik und das, 
was auf diesem Gebiet geleistet wird, als einen 
gewaltigen Beitrag zum Umweltschutzproblem wer-
ten. 

Wir sollten alle dazu beitragen, daß der Bund 
die volle Kompetenz zum Erlaß von Gesetzen erhält, 
die für den Umweltschutz erforderlich sind, und 
zwar nach dem Motto: gebt dem Bund in dieser 
Frage das, was er braucht. Hier geht es nicht um 
Machtstreben, sondern um die Lösung von Sach-
problemen. Wenn das geschieht, haben wir, glaube 
ich, eine vernünftige Grundlage auch auf diesem 
Gebiet. 

Ich möchte noch zu einem zweiten Punkt, den 
Herr Kollege Gruhl angesprochen hat, kurz Stel-
lung nehmen. Er hat die Frage gestellt, ob wir im 
Augenblick vielleicht zu wenig für den Umwelt-
schutz ausgeben. Das Programm, das heute vor-
gelegt worden ist, wird die Bürger Zug um Zug 
mehr belasten. Ich bin der Meinung, daß heute 
schon mehr als 100 DM pro Person jährlich aufge-
wendet werden müssen. Hinzugerechnet werden 
muß das, was in Zukunft an Belastungen auf den 
Verbraucher durch Umstellung auf umweltfreund-
liche Produkte zukommt. Wir sind sicherlich einer 
Meinung, daß der Bürger Verständnis für die Not-
wendigkeit aufbringen muß, alle diese Lasten für 
eine bessere Zukunft zu tragen. 

Ich möchte der Bundesregierung recht herzlich da-
für danken, daß sie dieses Umweltprogramm vorge-
legt hat. In diesen Dank möchte ich auch alle die-
jenigen Bürger einschließen, welche durch ihr aktives 
Engagement dazu beigetragen haben, daß sich zu-
mindest zum Teil — das kann man wohl von dieser 
Stelle aus sagen — ein besseres Umweltbewußtsein 
entwickelt hat. 

Wenn man das von der Bundesregierung vorge-
legte Umweltprogramm aufmerksam liest, muß man 
zugeben, daß wir hier eine Vorlage bekommen 
haben, die zu den besten gehört — das gilt zumin-
dest für die Zeit, die ich im Bundestag bin —, die 
wir jemals erhalten haben. Hier ist mit Fleiß an 
einer Sache gearbeitet worden, um die Dinge bis ins 
Detail darzustellen. Es ist, wie Herr Bundesinnen-
minister Genscher gesagt hat, ein realistisches und 
konkretes Programm. Ich möchte der Überzeugung 
Ausdruck verleihen, daß dieses Programm uns alle 
nicht mehr aus unserer Verantwortung als Politiker 
entlassen wird. Das gilt für jeden einzelnen Bürger 
und für unser gesamtes Volk. 

Ich bin der Auffassung, daß dieses Programm ent-
scheidend dazu beitragen wird, das gestörte Ver-
hältnis zwischen Stadt und Land wieder in Ordnung 
zu bringen. Das, was Herr Minister Ertl angespro-
chen hat, die Erholungsgebiete und die Frage, was 
sie uns wert sind, die gesunde Ernährung sowie der 
Schutz des Verbrauchers angesichts der Tatsache, 
daß 60 O/o unserer Bevölkerung in den Städten leben, 
muß aufgegriffen werden. Die Basis ist gegeben, um 
hier, ich möchte sagen, zu neuen Ufern zu kommen. 

Wir lesen in diesem Programm im Hinblick auf die 
Infrastrukturpolitik, daß für die Raumordnung, die 
Landesplanung, die Bauleitplanung und die Land-
schaftsplanung besondere Konsequenzen gezogen 
werden müssen, und zwar nicht nur in bezug auf die 
ökologische Leistungsfähigkeit. Unter Punkt 3 in 
diesem Programm steht: 
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Notwendig ist, Erholungs- und Freizeiteinrich-
tungen besonders in der Nähe der Verdichtungs-
räume verstärkt auszubauen, wobei vor allem 
der steigende Bedarf für die Kurzzeiterholung zu 
berücksichtigen ist. 

Hier ist ein Problem angesprochen, das einerseits 
die Frage nach der Erholung der Menschen in der 
Stadt einschließt, andererseits aber auch die Pro-
bleme der Landschaftspflege und des Landschafts-
schutzes berührt. Es gilt, einen sinnvollen Kompro-
miß z. B. in der Frage zu finden, wo es überhaupt 
möglich ist, Wochenendgebiete zu schaffen, und wie 
überhaupt welche geschaffen werden können. Wir 
sind in diesen Fragen, wenn ich z. B. an Schweden 
denke, ein unterentwickeltes Land. Man muß daran 
denken, mit den Ländern, mit den Städten und Ge-
meinden Musteranlagen zu schaffen, man muß sich 
auch — das gebe ich zu — auf Seiten der Länder 
überlegen, wie man armen Gemeinden mit Krediten, 
vielleicht auch mit einem rollierenden System unter 
die Arme greifen kann, um diese Probleme zu lösen. 

Betrachtet man dieses Kapital Naturschutz und 
Landschaftspflege noch intensiver, so steht dort ge-
schrieben: 

Der einzelne, vor allem der Grundeigentümer 
und der zur Nutzung des Bodens Berechtigte, 
soll, soweit zumutbar, dazu verpflichtet werden, 
zur Landschaftsentwicklung beizutragen. 

Wir wissen alle sehr wohl, daß hier ein Problem an-
gesprochen ist, bei dem man einerseits davon aus-
geht, diese Erholungsgebiete in weitem Umfang für 
uns alle zu erhalten. Das ist notwendig. Gleichzeitig 
muß hier aber in aller Deutlichkeit gesagt werden — 
das hat Bundesminister Ertl ebenfalls recht deutlich 
angesprochen —, Erholungsgebiete sind, landwirt-
schaftlich gesehen, Gebiete, die nicht aus eigener 
Ertragskraft bestehen können. Für die Zukunft muß 
die Frage geklärt werden, was uns lieber sein wird, 
dort weiterhin den Landwirt, den Voll- oder Neben-
erwerbslandwirt, zu haben oder diese Betriebe in 
anderer Form zu bewirtschaften. Dabei wird sich 
sehr schnell die Frage ergeben: Was wird für die 
Allgemeinheit bei all dem an Kosten herauskommen, 
und welches ist auf lange Sicht der Weg, den wir 
alle viel vorteilhafter beschreiten können und von 
dem wir glauben, daß er für uns alle mal am er-
träglichsten ist? Wir müssen uns zu der Konsequenz 
durchringen, daß der Bauer in den entsprechenden 
Gebieten nicht nur als billiger Landschaftspfleger 
betrachtet werden darf, sondern daß seine Existenz 
so oder so gesichert werden muß. 

Über diese Tatsache hinaus berührt dieses Pro-
gramm ein für die Landwirtschaft überhaupt sehr 
wichtiges Gebiet, und zwar die Frage des Verhält-
nisses zwischen Mensch und Tier, die Frage der 
Massentierhaltung. Es geht darum, das Gleichge-
wicht in einem vertretbaren Rahmen aufrechtzuer-
halten, es in der Frage der Massentierhaltung im 
Verhältnis zwischen Tier und Boden nicht zu über-
treiben oder überzustrapazieren. Es ist an der Zeit, 
daß man diese Probleme bei allen Gesetzgebungen 
in den Vordergrund stellt, sonst laufen wir bei der 

Produktion von Nahrungsmitteln genauso wie bei 
der Produktion von Kunststoffen Gefahr, daß wir, 
obwohl wir im Augenblick wirtschaftliche Vorteile 
haben, auf die Zukunft gesehen mehr Nachteile hin-
zunehmen haben, als wir im Augenblick wahrhaben 
wollen. Auch hier muß in unserem Volk die Erkennt-
nis wachsen. 

Wenn wir uns das Grundprinzip dieses Umwelt-
schutzprogramms vergegenwärtigen, nach dem hier 
vorgegangen werden soll, daß man nämlich die Pro-
bleme nach dem Verursachungsprinzip angehen will, 
so meine ich, hier darauf hinweisen zu sollen, was 
dieses Programm meines Erachtens sehr richtig an-
spricht, daß das Verursachungsprinzip natürlich 
Grenzen hat. Im landwirtschaftlichen Bereich findet 
es seine Grenzen in der Stellung der Ernährung. Das 
muß man ganz deutlich sehen. Daraus ergeben sich 
die Fragen: Brauchen wir den Kunstdünger, brau-
chen wir ihn in diesem Umfang, wo sind die Gren-
zen seiner Verwendung? Diese Tatsache bedarf auch 
in der Zukunft der stetigen Beachtung. Wir dürfen 
nicht in eine Situation abgleiten, wo wir uns aus 
einem bestimmten Gefühl heraus eines Hilfsmittels 
begeben und dadurch die Ernährung gefährden. 

Ganz anders liegen die Dinge dort, wo es tat-
sächlich um den Schutz der Gesundheit geht, näm-
lich bei der Frage der Spritzmittel, der Anwendung 
von DDT. Ich glaube, hier muß die politische Ver-
antwortung aus der Vernunft heraus zu dem Zwang 
führen, daß die Gesetze in der entsprechenden Weise 
verabschiedet werden. 

Ein weiteres sehr wichtiges Problem möchte ich 
ebenfalls nicht unerwähnt lassen: Wie wird es über 
die Landwirtschaft hinaus in der gesamten Ernäh-
rungsindustrie mit der Frage der Verpackung wei-
tergehen? Wir wissen, die Milch wird heute in Pla-
stikverpackungen angeboten, auch fast alle anderen 
Ernährungsprodukte. Gerade diese Fragen müssen 
einwandfrei geklärt werden. Sie müssen so geklärt 
werden, daß die wirtschaftlichen Unternehmungen, 
die mit der gesamten Entwicklung zu tun haben, 
mit den Gesetzen, die beschlossen werden, in Zu-
kunft Schritt halten können. Wir müssen uns über-
legen, ob es nicht neue Wege der Papierverpackung 
gibt. Vielleicht kann die Wissenschaft völlig neue 
Wege eröffnen oder kann die Industrie andere Ver-
packungsprodukte schaffen, die umweltfreundlicher 
sind. 

Bei dem Gesamtkomplex dessen, was von seiten 
des Landschaftsschutzes und der Landwirtschaft in 
dieses Programm hineingehört, dürfen wir auch nicht 
vergessen, was für die Erholung der Menschen in 
Zukunft von weitreichender und entscheidender Be-
deutung sein kann. Dazu gehört die Frage des 
Waldes. Der Entwurf eines Waldgesetzes ist vor-
gelegt. Nach dem Krieg war der Wald Rohstofflie-
ferant für weite Teile unserer Wirtschaft. Heute ist 
er es nicht mehr in dem Maße. Er ist aber nach wie 
vor Quelle der Gesundheit. Wir müssen uns auch 
überlegen, ob in der Zukunft nicht auch seine wirt-
schaftliche Bedeutung wieder mehr in den Vorder-
grund treten soll. Das dürfte für das Verhältnis der 
Kunststoffe auf der einen Seite und des Papiers, des 



8928 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. Dezember 1971 

Gallus 

Holzes, und was damit im Zusammenhang steht, auf 
der anderen Seite eine entscheidende Frage sein. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Es ist lange her, seit Dr. Reinhold Maier, Mini-
sterpräsident des Landes Baden-Württemberg, einst 
von dem klaren Bach, von dem Wasser, das wir 
alle zum Leben brauchen, sprach. Heute wissen wir, 
daß dort sehr viel Schaden verursacht worden ist. 
Wir wissen, daß bei unseren Gemeinden mit jeder 
Müllhalde, wo eine Quelle zugeschüttet worden ist, 
gesündigt wurde. Wir stehen erst am Anfang einer 
Entwicklung, in der wir Vorsorge treffen, daß die-
ses notwendige Wasser für die Zukunft erhalten 
bleibt. Wir brauchen dafür Wasserschutz-, Speicher- 
und Rückhaltebecken. Gerade auf diesem Gebiet — 
Sie haben vorhin das Landwirtschaftsministerium 
angesprochen — ist im Haushalt 1972 Ersprießliches 
geleistet worden. Die Mittel für diese Aufgaben 
sind verdoppelt worden. Ich glaube, sie sind dort 
gut untergebracht, vor allem auch im Hinblick auf 
die erfreuliche Tatsache, daß Unternehmer im Tief-
bau, bei Erdarbeiten usw. heute Angebote vorlegen, 
mit denen man tatsächlich etwas unternehmen und 
sehr viel leisten kann. 

In dem Gebiet, aus dem ich komme, hat die 
Wasservorratshaltung für die dortige Bevölkerung 
eine ganz entscheidende Bedeutung. Ebenso wie die 
bayrischen Seen, von denen vorhin die Rede war, 
bedarf, so meine ich, der Bodensee eines ganz be-
sonderen Augenmerks. Er ist das Trinkwasserreser-
voir von Baden-Württemberg. Er muß so gehalten 
und ausgebaut werden, daß er es auch in Zukunft 
sein kann. 

Erfreulicherweise haben wir alle davon Kenntnis 
nehmen können, daß die Schweiz einen Erlaß her-
ausgebracht hat, nach dem das Kühlwasser ihrer 
Atomkraftwerke nicht mehr in den Bodensee, auch 
nicht mehr in den Rhein eingeleitet werden darf. 
Hier geht die Schweiz mit gutem Beispiel voran, 
und alle anderen Anlieger am Rhein sollten sich dem 
anschließen und, anstatt die Kühlwasser der Atom-
energieanlagen in den Rhein oder in andere Flüsse 
zu leiten, Kühltürme erstellen, auch wenn sie teurer 
sind und wir hier in bezug auf den Landschafts-
schutz einiges Negative hinnehmen müssen. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal die Meinung 
vertreten, daß all das, was uns in diesem Umwelt-
programm vorgelegt worden ist, letzten Endes nur 
dann entsprechend durchgeführt werden kann, wenn 
wir dem Bund die Kompetenz geben; denn das, was 
hier geleistet werden muß, kann nur in Gemein-
schaftsarbeit geleistet werden. Wir brauchen — 
auch von den Ländern her — den Bund dazu. 

Darüber hinaus muß klarwerden, daß diese Auf-
gaben im nationalen Rahmen nicht gelöst werden 
können. Die EWG muß hier mit einbezogen werden. 
Ich darf nur die Massentierhaltung erwähnen, die 
Anwendung von Wirkstoffen, die Kunststoffe, die 
Wasser- und Luftverschmutzung usw. Es kann nicht 
so sein, daß die Nahrungsmittel in der Bundesrepu-
blik nach anderen Maßstäben hinsichtlich der Um-
weltfreundlichkeit produziert werden als in Frank- 

reich oder in Holland oder in Amerika. Das ist letz-
ten Endes sogar ein internationales Problem. Um die 
diesen Fragen zukommende Bedeutung deutlich zu 
machen, möchte ich sagen: Wenn Kennedy einmal 
die Bekämpfung des Hungers in der Welt als eine 
der wichtigsten politischen Aufgaben bezeichnet hat, 
ist es nicht vermessen, dieser politischen Forderung 
die Lösung des Umweltproblems in der Welt anzu-
schließen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Schneider (Nürnberg). 

Dr. Schneider (Nürnberg) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich bedauere zunächst, daß bei dieser wichtigen 
Grundsatzdebatte über die Umweltschutzpolitik der 
Bundesregierung nur der Herr Bundesinnenminister 
anwesend ist, nicht aber der Landwirtschaftsminister 
— allenfalls könnte er vertreten sein durch den 
Staatssekretär — und die anderen beteiligten Mini-
ster. Dies ist ein schlechter Stil, und dieses Verhal-
ten trägt der Bedeutung der jetzigen Debatte nicht 
Rechnung. 

Ich stelle fest, daß dies nicht die Stunde der par-
lamentarischen Kontroverse ist, erst recht nicht ein 
Anlaß zu politischer Konfrontation oder Polemik. 
Vielmehr geht es darum: Parteien und Fraktionen 
sind aufgerufen, in einen fruchtbaren Wettstreit ein-
zutreten über den besten Weg, die brauchbarsten 
Methoden und die Möglichkeiten der Finanzierung. 

Niemand wird bestreiten, unsere Umwelt ist aus 
dem biologischen Gleichgewicht geraten; Umwelt-
schutz bedeutet Menschenschutz. Der Herr Innen-
minister hat davon gesprochen, daß der Bürger ein 
Recht habe auf eine geschützte, gesunde Umwelt. Ich 
stimme dem zu, ich unterstreiche das. Umweltschutz 
heißt in der Tat Lebensrettung; er gipfelt in dem 
Wollen, unseren Kindern und künftigen Generatio-
nen die Erde als bewohnbaren Planeten zu erhalten. 
Die Menschheit hat die Ausgeglichenheit, die Mitte 
ihrer Lebenswelt verlassen, und ich sehe mich an 
ein Wort des großen französischen Denkers Blaise 
Pascal erinnert, der vor über 300 Jahren gesagt hat: 
„Die Mitte verlassen, heißt, die Menschlichkeit ver-
lassen." Umweltschutz bedeutet also in unserem 
Verständnis die Wiederherstellung der Mitte des 
vitalen Gleichgewichts unserer physischen Existenz. 

Bevor ich mich einigen Schwerpunkten des Um-
weltprogramms der Bundesregierung zuwende, will 
ich mich aus der Sicht unserer Fraktion und auch 
entsprechend meiner persönlichen Überzeugung 
grundsätzlich zu dem Problem äußern, das uns 
unter dem Gesichtspunkt der Verfassung gestellt 
ist. Der Umweltschutz darf nicht an dem Verfas-
sungsstreit über die Kompetenzverteilung für die 
Gesetzgebung zwischen Bund und Ländern schei-
tern. 

(Abg. Dr. Schäfer: Sehr gut!) 

Die CDU/CSU-Fraktion ist bereit, dem Bund alle 
die verfassungsrechtlichen Kompetenzen einzu

-

räumen, die erforderlich sind, um eine optimale 
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Umweltschutzgesetzgebung realisieren zu können. 
Freilich, hier ist nicht Zeit und Ort, um Einzelheiten 
zu beraten; damit werden sich die zuständigen Fach-
ausschüsse — sie tun es schon seit geraumer Zeit — 
zu befassen haben. 

Die Ausführung der Umweltschutzgesetze liegt in 
der Hauptsache bei den Ländern und den Gemein-
den. Die in der These 9 des Umweltprogramms der 
Bundesregierung geforderte enge Zusammenarbeit 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden muß sich 
nicht zuletzt auf eine finanz- und steuerpolitische 
Kooperation erstrecken. Der Umweltschutz wirft die 
Probleme einer fortgeschriebenen, weiterentwickel-
ten Finanzreform in vielfacher Hinsicht auf. Selbst-
verständlich ist dabei auch an die Raumordnung, 
die Landesplanung, die bundesweiten Verkehrs-
infrastrukturmaßnahmen, die Strukturpolitik sowie 
an die Bauleitplanung und an den Städtebau ins-
gesamt zu erinnern. Die Zusammenarbeit im Finanz-
planungsrat und Konjunkturrat muß in dieser Hin-
sicht effektiver, reibungsloser und funktions-
konformer sein, soll der Umweltschutz zu einem 
positiven Ergebnis gebracht werden. 

Ich darf aber daran erinnern: es ist nicht so, daß 
man erst jetzt daranginge, eine Zusammenarbeit 
zwischen dem Bund und den Ländern auf dem Ge-
biet des Umweltschutzes herbeizuführen. Schon 
jetzt arbeiten Bund und Länder in vielfacher Hin-
sicht zusammen. So gibt es einen Länderausschuß 
für Immissionsschutz seit langem, einen Länder-
ausschuß für Kernenergieanlagen und Strahlen-
schutz, einen Länderausschuß für Naturschutz und 
Landschaftspflege, eine Länderarbeitsgemeinschaft 
Wasser- und Abfallbeseitigung, einen Länder-
ausschuß Bodenforschung und schließlich die Mi-
nisterkonferenz für Raumordnung. In dem Umwelt-
programm ist vorgesehen, eine neue Einrichtung zu 
schaffen, in der Bund und Länder zusammen-
arbeiten. Ich vermisse dabei, daß nicht ausdrück-
lich hervorgehoben wird, daß in dieser neuen Ein-
richtung auch die Gemeinden beteiligt sind. 

Der Herr Minister hat davon gesprochen, daß 
nunmehr Bund und Länder im einzelnen über die 
Realisierung dieses Umweltprogramms beraten 
werden. Ich hätte es für glücklich gehalten, wenn 
die Länder schon beim Zustandekommen dieses 
Programms offiziell eingeschaltet gewesen wären. 
Ich sage dies in Kenntnis der Tatsache, daß zahl-
reiche Länderbeamte in den Projektgruppen mit-
gewirkt haben. 
Der Herr Innenminister hat festgestellt, daß die-

ses Umweltprogramm ein Gesamtkonzept darstelle, 
erstmals eine Umweltpolitik formuliere, daß dieses 
Programm neue Wege beschreite. Ich muß fest-
halten: im Umweltprogramm selbst heißt es — und 
das war gar nicht anders zu erwarten —, daß das 
vorliegende Programm noch kein abgeschlossener 
Plan ist. Dieses Programm ist der Beginn eines 
Prozesses, und die Bundesregierung wird dieses 
Programm zusammen mit Ländern, Gemeinden, 
Wissenschaft und Wirtschaft fortschreiben und 
weiterentwickeln. 
Lassen Sie mich ein besonderes Problem heraus-

stellen, das auch im Programm eine wichtige Rolle  

spielt. Die Bundesregierung sieht in der Umwelt-
politik nur einen Teil der gesamten Struktur- und 
Raumordnungspolitik. Dieser Satz ist zweifellos 
richtig. Aber diese Feststellung wirft zugleich die 
Frage auf, wie denn dieser Gesamtrahmen ange-
legt ist, was wir also unter der Strukturpolitik und 
Raumordnungspolitik des Bundes zu verstehen ha-
ben. Die strukturpolitischen Aussagen und Maß-
nahmen der Bundesregierung sind jedenfalls nicht 
vollständig, abgerundet und als Ganzes schlüssig. 
Über die Raumordnungspolitik kann allenfalls eine 
zutreffende Aussage gewagt werden, wenn bis zum 
31. Dezember 1972 das Bundesraumordnungspro-
gramm vorliegen wird. 

Wir haben also festzuhalten: wir müssen in der 
Umweltpolitik eine Position beziehen, deren Fixie-
rung im Rahmen und Koordinatensystem der Struk-
tur- und Raumordnungspolitik vorerst nicht möglich 
erscheint. Die Länder sind an die Grundsätze des 
Raumordnungsgesetzes zwingend gebunden. Die 
Raumordnungsprogramme der Länder müssen nach 
§ 5 Abs. 2 des Raumordnungsgesetzes aus dem 
Jahre 1965 die Ziele der Raumordnung und Landes-
planung enthalten, die räumlich und sachlich zur 
Verwirklichung des Natur- und Landschaftsschutzes 
erforderlich sind. Auch schon in § 1 Abs. 5 des Bun-
desbaugesetzes aus dem Jahre 1960 heißt es, daß 
die Bauleitpläne den Belangen des Natur- und 
Landschaftsschutzes und der Gestaltung des Orts- 
und Landschaftsbildes zu dienen haben. Die gesetz-
lichen Grundlagen sind also schon längst geschaf-
fen. Im Fall der Autobahn bei Eltville am Rhein 
beispielsweise — ich erinnere nur an diesen ganz 
aktuellen Fall — wird offenbar, daß der Bund, 
in diesem Fall der Bundesverkehrsminister, nicht 
immer geneigt ist, nach diesen Einsichten und Not-
wendigkeiten zu handeln. 

Ich finde im Umweltprogramm die Stelle bemer-
kenswert, wo es heißt: „Beim weiteren Ausbau der 
Verdichtungsräume müssen deshalb qualitative 
Aspekte (Qualität der Lebensbedingungen) den 
quantitativen (Bevölkerungs- und Wirtschaftswachs

-

tum)  vorgehen." Hier wird ein Problem aufgewor-
fen, das verfassungsrechtlich nicht ganz uninter-
essant ist, nämlich die Frage der Freizügigkeit. Es 
wäre wichtig, daß bei den weiteren Beratungen zu 
diesem Problem Klärendes gesagt wird. Es wird im 
wesentlichen bei der Wirtschaftsförderung und der 
Strukturpolitik gelegen sein, was Bund und Länder 
dazu gemeinsam tun werden. 

Ich habe gesagt, der Vollzug dieses Gesetzes liege 
im wesentlichen bei den Ländern und vor allen Din-
gen bei den Gemeinden. Das Präsidium des Deut-
schen Städtetages hat dazu am 24. November 1971, 
also erst vor wenigen Tagen, erklärt: „Die Städte 
erkennen an, daß sich die Bundesregierung darüber 
klar ist, daß der größte Teil der öffentlichen Um-
weltschutzaufgaben in den Aufgabenbereich der Ge-
meinden fällt. Sie müssen darauf bestehen, daß dies 
bei der finanzmäßigen Verteilung zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden ausreichend berücksich-
tigt wird." Als logische Konsequenz aus dieser 
Investitionsverpflichtung fordern die kommunalen 
Gebietskörperschaften die Einbeziehung in die 
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Bund-Länder-Kommission. Die Städte haben auch 
klargemacht, was sie unter ausreichender Berück-
sichtigung bei der finanzmäßigen Verteilung ver-
stehen. Neue Investitionen — so sagen sie , die 
angesichts der vielfachen gesellschaftspolitisch drin-
genden Aufgaben notwendig sind, sind in Städten 
bei der derzeitigen Finanzlage nicht mehr möglich. 
Dazu tragen auch die hohen Belastungen und Folge-
kosten bisheriger unabweisbarer Investitionen bei. 
Die Finanznot der Städte zwingt zu sofortiger Hilfe. 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang darf ich an das Jahresgutachten 1971 des Sach-
verständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung erinnern. Hier wird den 
Ländern der Vorwurf gemacht, sie hätten sich pro-
zyklisch verhalten, nicht antizyklisch, und sie hätten 
ihre Ausgaben im Jahre 1971 um gut 14 v. H. er-
höht. Wer jeden Tag den Ländern und vor allen 
Dingen den Gemeinden neue Aufgaben im Rahmen 
der inneren Reformen, im Rahmen unserer Gesell-
schaftspolitik, im Rahmen des Umweltschutzes und 
so fort auferlegt, muß auch die Konsequenz ziehen, 
ihnen dafür mehr Mittel zu geben. Der Sachverstän-
digenrat würde einen sehr positiven Beitrag leisten, 
wenn er von sich aus diese Problematik der Abhän-
gigkeit der finanziellen Leistungssteigerung von 
dem Mehr an Aufgabenlast umfassend untersuchte. 

Es war nicht meine Absicht, auf das Versassungs-
problem, das hier aufgeworfen ist, näher einzuge-
hen, aber an mehreren Stellen des Umweltpro-
gramms erklärt die Bundesregierung, im Augen-
blick fehlten die rechtlichen Voraussetzungen für 
einen wirksamen Naturschutz und eine wirksame 
Landschaftspflege. Der Herr Bundesminister Ertl hat 
soeben erklärt, aus grundsätzlichen Erwägungen 
müsse für den Bund die konkurrierende Kompetenz 
im Bereich Naturschutz und Landschaftspflege ge-
schaffen werden. Er hat hinzugefügt, der Bund müsse 
dazu gegebenenfalls auch Mittel zur Verfügung stel-
len. Durch die Bundesregierung, Institutionen und 
Einzelpersönlichkeiten wurden folgende Argumente 
vorgetragen, auf die ich eingehen möchte. Ich habe 
aber zu kritisieren, daß der Herr Bundesminister 
Ertl, der hier mit dem Anspruch auf konkurrierende 
Kompetenz des Bundes für Naturschutz und Land-
schaftspflege aufgetreten ist, nicht einmal versucht 
hat, seine Behauptung einigermaßen zu begründen. 
Er ist bisher alle Beweise schuldig geblieben, daß 
der Bund auf diesem Sektor — ich schränke ein, Na-
turschutz und Landschaftspflege — die konkurrie-
rende Kompetenz braucht. Wir können, was die Ab-
fallbeseitigung angeht, was den Immissionsschutz 
anlangt und was die Wasserreinhaltung betrifft, an 
Hand von Regierungsvorlagen prüfen, ob der An-
spruch auf Ausweitung der Verfassungskompetenz 
in der Tat gerechtfertigt ist. Dies ist mangels eines 
Gesetzentwurfs im Falle von Naturschutz und Land-
schaftspflege nicht der Fall. Es waren auch die Aus-
lassungen des Herrn Ministers Ertl nicht überzeu-
gend, daß er die Beamten nicht unnötig beschäftigen 
wolle. Dies will niemand; ich will es am allerwe-
nigsten. 

Es wird behauptet, wegen der Mobilität der Be-
völkerung müsse die Nutzung der Landschaft für 

Erholung und Freizeit im ganzen Bundesgebiet im 
gleichen Umfange möglich sein. Dazu ist zu sagen: 
Auch ein Rahmengesetz bietet ausreichend Möglich-
keiten dafür, einheitliche Handlungs- und Duldungs-
pflichten aufzustellen, soweit dies erforderlich ist. 
Bezüglich der Nutzung für Erholung und Freizeit 
werden und müssen die landesgesetzlichen Rege-
lungen mit Rücksicht auf die ganz unterschiedlichen 
Strukturen der Landschaftsräume sogar unterschied-
lich sein. 

Es wird ferner behauptet, der Schutz von Tieren 
und Pflanzen müsse in einem Naturschutzgesetz 
nach einheitlichen Kriterien für das ganze Bundes-
gebiet abschließend geregelt werden. Dazu ist zu 
erklären: Das Vorkommen von Tieren und Pflanzen 
ist von Land zu Land unterschiedlich, und das er-
fordert eine Differenzierung der Gesetzgebung. Die 
Schutzbedürftigkeit kann nicht bundeseinheitlich 
bestimmt werden. Neben dem Bundesjagdgesetz als 
Rahmenrecht gibt es heute Jagdgesetze der Länder, 
weil sich in der Jagdpraxis gerade wegen der unter-
schiedlichen biotopen und ökologischen Verhältnisse 
eine unterschiedliche Regelung angeboten hat. Die 
jetzige Regelung hat sich bisher ganz ausgezeichnet 
bewährt. Was die Einfuhrverbote von Tieren etc. 
angeht, steht dem Bund ohnedies nach Maßgabe 
des Art. 73 Nr. 5 GG die ausschließliche Gesetz-
gebungszuständigkeit zu. 

Es wird ferner behauptet, das Wirkungsgefüge 
der natürlichen Landschaftsfaktoren Boden, Wasser, 
Luft, Klima, Pflanzen, Tiere greife über die Grenzen 
der Bundesländer hinaus; eine umfassende Ordnung 
könne deshalb nur nach bundeseinheitlichen Maß-
stäben erfolgen. 

Was ist darauf zu antworten? -- Das Naturschutz-
recht bezweckt nicht eine umfassende Ordnung der 
genannten Landschaftsfaktoren. Weder soll das 
Klima bundeseinheitlich geordnet werden — was 
überhaupt nicht möglich wäre  , noch ist es Auf-
gabe des Naturschutzrechtes, die Bodennutzung, die 
Luftreinhaltung oder den Wasserhaushalt zu regeln. 
Dies tun andere Gesetze, für die der Bund die kon-
kurrierende Gesetzgebungszuständigkeit haben soll. 
Der Bund hat auf diesem Gebiet bereits die Zu-
ständigkeit zum Erlaß und zur Änderung der ent-
sprechenden Fachgesetze, z. B. beim Bundesbau-
gesetz, Wasserhaushaltsgesetz, Bundesimmissions-
schutzgesetz, Gewerbeordnung und bei weiteren 
Bundesgesetzen. 

Gegenstand des Naturschutzrechtes sind vielmehr 
Schutz, Pflege und Entwicklung von Landschaften 
und Landschaftsteilen. Landschaftspflege und Natur-
schutz müssen eine menschenwürdige naturnahe 
Umwelt, die nachhaltig leistungsfähig, ökologisch 
vielfältig, schön und für den Menschen gesund ist, 
erstreben, und zwar durch Schutz, Pflege und Ent-
wicklung der freien und der besiedelten Landschaft. 
Diese Ziel- und Zwecksetzung der Landespflege 
wird kein Einsichtiger und Kundiger bestreiten wol-
len. Aber genau eben diese Ziel- und Zwecksetzung 
kann auf Grund eines modernen fortentwickelten 
Rahmengesetzes des Bundes erreicht werden, das 
im einzelnen ergänzt durch die verbindlichen Ge

-

setze der Bundesländer wird. 
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Ein weiteres Argument, das für eine konkurrie-

rende Kompetenz des Bundes vorgetragen wird: 
Unterschiedlich geregelte Pflichten im Bereich von 
Naturschutz und Landschaftspflege beeinflußten die 
Standortwahl von Unternehmen, führten zu Wett-
bewerbsverzerrungen und zur Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes. - Was ist darauf zu ant-
worten? Standortwahl und Wettbewerbssituation 
von Unternehmen werden allenfalls durch technische 
Anforderungen beeinflußt. Solche Anforderungen 
werden im Naturschutzgesetz ohnedies nicht auf-
gestellt. Die Kompetenz des Bundes für die Fest-
setzung technischer Anforderungen an Gewerbe-
betriebe ist ohnehin unbestritten. Schon bei der 
derzeitigen Rechtslage kann von Wettbewerbsver-
zerrungen ernstlich nicht die Rede sein, obwohl 
nicht einmal Rahmenvorschriften des Bundes exi-
stieren. 

Abwegig, so glaube ich, ist die Behauptung, unter-
schiedliche Naturschutzbestimmungen in den ein-
zelnen Ländern verletzten den Gleichheitsgrundsatz. 
Das Institut der Rahmengesetzgebung wäre sinnlos, 
wenn nicht die Länder den Rahmen mit differenzier-
ten Regelungen ausfüllen sollten. 

Auch wird behauptet, die Beschränkung des Bun-
des auf eine Rahmenkompetenz führe zur Rechtszer-
splitterung. Dazu ist zu sagen: Der Vorwurf richtet 
sich in dieser Allgemeinheit gegen jede Gesetz-
gebungskompetenz der Länder. Die Rechtseinheit 
ist im föderalistischen Bundesstaat nicht um ihrer 
selbst willen erstrebenswert, sondern nur dann, 
wenn aus sachlichen Gründen eine bundeseinheit-
liche Regelung unumgänglich erscheint. Den Nach-
weis hierfür ist der Bund jedenfalls auch in der Be-
gründung zum Umweltschutzprogramm eindeutig 
schuldig geblieben. Herr Bundesminister Ertl hat 
heute morgen an dieser Stelle noch nicht einmal den 
Versuch unternommen, einen solchen Beweis zu er-
bringen. 

Es wird weiter behauptet, ein Rahmengesetz reiche 
nicht aus, um Eingriffe in Natur und Landschaft wirk-
sam zu steuern. — Das Recht der Bereiche, die in 
Natur und Landschaft eingreifen, ist in der Mehr-
zahl der Fälle durch Bundesrecht auf der Grundlage 
der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz ge-
regelt, oder zumindest besteht die Möglichkeit, der-
artige Regelungen zu treffen, z. B. für die Bergbau-
industrie, Energiewirtschaft, Handwerk, Gewerbe, 
Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeu-
gung, Grundstücksverkehr, Bodenrecht, Siedlungs-
wesen, Fischerei, Verkehr mit Giften, Schiffahrt, 
Straßenverkehr, Bau und Unterhaltung von Land-
straßen für den Fernverkehr, Schienenbahnen, Ver-
teidigung. 

Weiter wird angeführt, ein modernes und wirk-
sames Recht für Naturschutz und Landschaftspflege 
verlange zum Teil eine Änderung von Gesetzen, die 
die eben genannten, auf der Basis der konkurrieren-
den Gesetzgebungskompetenz geregelten Sachge-
biete beträfen. — All diese Einlassungen und Be-
hauptungen sind nicht schlüssig, denn hinsichtlich 
der naturschutzgerechten Steuerung und Anpassung 
von Fachgesetzen geht es überhaupt nicht um die 
angeblich ungeeignete Ländergesetzgebung. Im 

gleichen Umfang, in dem der Bund diese eingreifen-
den Gesetze erlassen konnte, kann er diese Gesetze 
auf Grund seiner Zuständigkeit auch naturschutz-
gerecht abändern. So könnte etwa entsprechend der 
Raumordnungsklausel in zahlreichen Fachgesetzen 
durch die Einfügung einer Naturschutzklausel im 
Rahmen der Annexkompetenz — z. B. in das Bundes-
baugesetz — die Beachtung der verbindlich festge-
legten Ziele der Landschaftsplanung gesichert wer-
den, was zum Teil ja schon auch bisher geschehen 
ist. 

Ein weiteres Argument: Die Landschaftsplanung 
solle in Raumordnung, Landesplanung, Regionalpla-
nung, Flächennutzungsplanung, Bebauungsplanung 
und Fachplanung integriert werden. Die Integration 
erfordere die Änderung von Bundesgesetzen, wofür 
die Rahmenkompetenz nicht ausreiche. Länderge-
setze könnten in die durch Bundesgesetz geregelte 
Materie nicht eingreifen. — Auch dies ist nicht zu-
treffend, denn zur Änderung von Bundesgesetzen 
bedarf es keiner Vollkompetenz des Bundes für 
Naturschutz. Eine solche ist für die Integration der 
Landschaftsplanung in die Raumordnung und Lan-
desplanung weder erforderlich noch ausreichend. Für 
das Bundesgebiet gibt es nämlich nach dem Raum-
ordnungsgesetz von 1965 kein allgemeinverbind-
liches Bundesraumordnungsprogramm, sondern nur 
eine zusammenfassende Darstellung raumbedeut-
samer Planungen und Maßnahmen, der aber keine 
verbindliche Wirkung zukommt. Verbindlich sind 
dagegen die von den Ländern aufzustellenden Pro-
gramme und Pläne, insbesondere auch die Regional-
pläne. 

Wenn es also schon zweckmäßig ist, diese Pla-
nungen der Landschaftspflege in die Landesplanung 
zu integrieren, so wäre nichts naheliegender, als 
auch insoweit dem Beispiel des Raumordnungs-
gesetzes zu folgen und dies in Form eines Natur-
schutzrahmengesetzes festzulegen. Ohne die recht-
liche Gleichbehandlung mit der Raumordnung träte 
die paradoxe Situation ein, daß für einen Teilbereich 
der Planung, nämlich die Landschaftsplanung, ein 
stärkeres Recht, nämlich ein Vollrecht des Bundes 
vorhanden wäre als für die übergeordnete Planung 
der Raumordnung, für die nur ein Rahmenrecht vor-
handen ist. 

Es wird weiter behauptet, die Funktionen der Be-
hörden und Institutionen für Naturschutz müßten 
gestärkt werden, und deshalb brauche man die kon-
kurrierende Kompetenz. — Meine Damen und Her-
ren, die Organisation der Naturschutzbehörden 
muß mit der von Land zu Land verschiedenen Ver-
waltungsstruktur, insbesondere mit der landesrecht-
lich geregelten Organisation der Landesplanung 
abgestimmt werden und ist daher der Natur der 
Sache nach von den Ländern zu regeln. Die Funktion 
der Behörden und Institutionen für Naturschutz 
und Landschaftspflege kann durch Ländergesetze 
ebenso gestärkt werden wie durch ein Bundesgesetz. 

Noch ein Wort zur Mitfinanzierung des Bundes. Es 
wird behauptet, die finanzielle Förderung von Na-
turschutz und Landschaftspflege durch den Bund sei 
mit einer Rahmengesetzgebungskompetenz nur 
schwer zu verwirklichen. Was ist daran wahr? Wie 
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die Bundesregierung selbst darlegt, trennt die Ver-
fassung streng zwischen der Gesetzgebungskompe-
tenz einerseits und der Verwaltungs- und Finan-
zierungskompetenz andererseits. Der Rahmenkom-
petenz steht daher eine Mitfinanzierung durch den 
Bund aus rechtlichen Gründen nicht entgegen. Der 
Bund stellt schon bisher auf der Basis seiner Rah-
menkompetenz für den Naturschutz und den Ge-
wässerschutz Förderungsmittel zur Verfügung, was 
soeben der Herr Bundesminister Ertl selbst ausge-
drückt hat. 

Ein letztes Argument. Es wird behauptet, ein 
Rahmengesetz des Bundes biete keine ausreichende 
Rechtsgrundlage für den Abschluß internationaler 
Verträge. Dazu ist folgendes zu sagen. Die inter-
nationalen Beziehungen sind im Bereich des Natur-
schutzes verhältnismäßig gering. Sie können im Fall 
grenzüberschreitender Naturparks erfahrungsgemäß 
gut durch die Zusammenarbeit einzelner Bundes-
länder mit ausländischen Staaten praktiziert werden, 
ohne daß neue Zuständigkeiten des Bundes ge-
schaffen werden müssen. Ich erinnere an den Natur-
park Luxemburg und Rheinland-Pfalz. Ich erinnere 
ferner an zahlreiche Abmachungen, wie sie beispiels-
weise zwischen dem Freistaat Bayern und dem 
Lande Österreich getroffen worden sind. 

Im übrigen ist bisher für den Abschluß inter-
nationaler Verträge im Bereich der Länderzustän-
digkeiten eine seit Jahren bewährte Lösung durch 
das Lindauer Abkommen gefunden worden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
ich darf Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Dr. Schneider (Nürnberg) (CDU/CSU) : Die ver-
schiedenen Kulturlandschaften des Bundesgebietes 
können in ihrer Vielfalt und unterschiedlichen Struk-
tur am besten erhalten und entwickelt werden 
durch regionale Regelungen, die den landschaft-
lichen Eigenarten angepaßt sind. Eine solche Ausge-
staltung im einzelnen kann nicht Aufgabe des orts-
fernen und mit den regionalen Besonderheiten nicht 
vertrauten Bundesgesetzgebers sein. Allein die Län-
der, die im Bereich des Naturschutzes die Gesetz-
gebung und den Vollzug bisher ausschließlich wahr-
genommen haben, besitzen die hierfür nötige Orts-
nähe, Sachkenntnis und Erfahrung. Entscheidend ist 
auch der enge Zusammenhang der Landschaftsge-
staltung und Landschaftsplanung mit der den Län-
dern zustehenden Landesplanung. Er läßt eine Voll-
regelung durch den Bund aus systematischen und 
sachlichen Gründen nicht zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich darf Ihnen mit-
teilen, daß sich noch 12 Redner zu je 15 Minuten 
gemeldet haben. Das sind drei Stunden Redezeit 
ohne die Schlußrede des Herrn Bundesministers des 
Innern, deren Länge mir nicht bekannt ist. Wir 
haben schon 11.15 Uhr. Unter diesen Umständen 
möchte ich doch darum bitten, sich interfraktionell 
dahin zu verständigen, daß eine Reihe von Rednern 

verzichtet. Wir könnten sonst erst um 14.30 Uhr 
mit der Fragestunde beginnen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Konrad. 

Konrad (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir sind uns wohl darüber einig, daß 
das Umweltprogramm der Bundesregierung zu be-
grüßen und als ein wirkungsvolles Teilstück auf dem 
Gebiet der inneren Reformen anzusehen ist. Aus 
den behutsamen Reden der Kollegen von der CDU/ 
CSU habe ich bisher keine Kritik daran herausge-
hört. 

Wenn man der sich im Umweltprogramm wider-
spiegelnden Arbeit des Bundesinnenministeriums und 
seiner zahlreichen Helfer Gerechtigkeit widerfahren 
lassen will, wird es erlaubt und sogar notwendig 
sein, an die Ausgangslage zu erinnern. Noch am 
4. Dezember 1970 hatte die Bundesregierung in ihrer 
Antwort auf eine Große Anfrage der SPD und der 
FDP zum Umweltschutz erklären müssen — ich rufe 
das mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten wörtlich 
in Erinnerung —: 

Die wissenschaftliche Erkenntnis unaufhaltsam 
wachsender Umweltschäden hatte bei Arbeits-
beginn der Bundesregierung den ihr zukom-
menden politischen Rang noch nicht gefunden. 
Viele Initiativen einzelner Bundesressorts, ein-
zelner Länder oder wissenschaftlicher Organi-
sationen waren in den vergangenen Jahren an 
Zuständigkeitsfragen, mangelnder Koordinie-
rung vieler verschiedener Aktivitäten oder un-
genügender Information gescheitert. 

Mit diesen Unzulänglichkeiten räumt allerdings das 
Umweltprogramm auf. Zumindest werden ernsthafte 
Anstalten dazu getroffen. 

Da möchte ich doch dem Kollegen Dr. Gruhl ent-
gegenhalten, daß mir seine sachliche Akribie — von 
sprachlicher Akribie unterstützt — zur Frage des 
Ranges nicht völlig zutreffend zu sein scheint. Wenn 
Sie meinen, das Umweltprogramm sei vom Vorrang 
zum gleichen Rang mit anderen wichtigen Aufgaben 
abgestuft worden, so übersehen Sie, Herr Kollege 
Gruhl, daß schon der erste Satz des Programms 
lautet: „Die Bundesregierung hat in der Regierungs-
erklärung 1969 den Umweltschutz zu einem Schwer-
punkt ihrer Arbeit erklärt." Daran hat sich seit der 
Regierungserklärung also nichts geändert. Man wird 
dem Worte „Vorrang" im Sofortprogramm nicht die 
Bedeutung beimessen dürfen, die Sie ihm gern un-
terlegen wollen. 

(Abg. Dr. Gruhl: Das habe ich getan - 
damals!) 

Ich will nur etwas zu den Zielen des Programms 
allgemein sagen und mich bemühen, mit den Wie-
derholungen sparsam zu sein; sie sind nicht ganz zu 
vermeiden. 

Daß der Bundestag ein Umweltrecht, das Schutz 
und Entwicklung der Naturgrundlagen zu den vor-
rangigen Aufgaben staatlicher Daseinsvorsorge 
macht, zu seinen wichtigsten Aufgaben zählt, hat 
die sozial-liberale Koalition gemeinsam mit der 
Bundesregierung in ihren ersten beiden Jahren lau- 
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fend bewiesen. Wir werden das weiterhin tun, und 
wir sind sehr froh darüber, daß hier im Bundestag 
auch die Kollegen der Opposition ihre Bereitwillig-
keit ständig erklärt haben und auch für die Zukunft 
in Aussicht stellen. 

Die Entschiedenheit der Bundesregierung, wie 
überall, so auch im Umweltschutz systematischer 
Vorausschau und Planung den gebührenden Platz 
einzuräumen, verdient Beifall. Damit und mit dem 
angestrebten verbesserten Informationssystem kann 
auch den Bundesländern bis hinunter zu den Land-
kreisen, Städten und Gemeinden wirksame Hilfe 
geleistet werden. Es kommt nicht darauf an — und 
Gegenteiliges hat auch hier im Grunde genommen 
nie jemand ausgesprochen —, eine neue Gemein-
schaftsaufgabe zu erfinden. Worauf es ankommt, ist, 
daß wir gemeinsam tätig werden. Die öffentlichen 
Hände können dazu gar nicht genug Finger haben, 
und von den anatomischen Gestzen können wir uns 
ja bei dieser Betrachtung lösen. 

Nicht gering ist in diesem Zusammenhang der 
Stellenwert der Organisation. Je früher die Bundes-
regierung das von ihr erwogene Bundesamt für Um-
weltschutz errichtet, desto sichtbarer wird bei den 
Verwaltungsaufgaben der Einsatz der Bundesregie-
rung. Ein Bundesamt könnte auch die wissenschaft-
lichen Erkenntnisse des Sachverständigenrats für die 
Umwelt, der zum 1. Januar 1972 gebildet wird, ge-
meinsam mit den Bundesländern schneller und wir-
kungsvoller in die Praxis umsetzen. Die Umwelt-
schutzabteilung des Innenministeriums würde ent-
lastet und könnte sich verstärkt ihren eigenen Auf-
gaben widmen. Allerdings unterscheide ich mich 
auch hier, Herr Kollege Dr. Gruhl, etwas von Ihnen, 
indem ich nämlich die Steuerung der Forschung als 
eine Ministeriumsaufgabe und nicht als eine Auf-
gabe des Bundesamtes ansehe. 

Die Zahl der Länder mit eigenen Umweltministe-
rien erhöht sich langsam. Berlin und Bremen sind 
hinzugekommen, während sich Schleswig-Holstein 
wenigstens für die Koordinationsfunktion. des So-
zialministeriums entschieden hat. Dafür aber wird 
die SPD-Fraktion im schleswig-holsteinischen Land-
tag in der nächsten Woche beantragen, die Landes-
satzung, wie die Verfassung Schleswig-Holsteins 
heißt, durch einen Artikel über den Umweltschutz 
zu ergänzen; kein Grundrecht, aber eine Verpflich-
tung für die Regierung, die Umwelt ebenso fürsorg-
lich zu betreuen und zu programmieren, wie sie das 
zum Beispiel mit den Aufgaben der Bildung oder 
der Sozialpolitik schon tut. Ich halte es für gut, daß 
wir unseren Blick immer wieder einmal auf die Län-
der richten, um Aufschluß darüber zu bekommen, 
was dort auf diesem so wichtigen Gebiet geschieht. 

Überall, wenn man so sagen darf, wehen Umwelt-
fahnen, und auch die ersten systematischen Arbeits-
ergebnisse laufen ein. Die Länder Niedersachsen 
und Baden-Württemberg haben im laufenden Jahr 
sorgfältige Umweltberichte erstellt, die für alle an 
der Bundesgesetzgebung Beteiligten wertvolle Hin-
weise enthalten. Aus ihnen wird aber einmal mehr 
deutlich, daß die beste und als hilfreiche Unterstüt-
zung gedachte Gesetzgebung auf Bundes- und Lan-
desebene keinen wirksamen Umweltschutz gewähr-

leistet, wenn sie nicht am „Tatort" energisch, aber 
auch verständig durchgesetzt wird. Dazu möchte ich 
auf die Diskussion hinweisen, die in diesen Tagen 
vor der Deutschen Richterakademie stattgefunden 
hat, und mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten kurz 
daraus folgendes zitieren. 

Die „Süddeutsche Zeitung" berichtet, daß einem 
hohen Ministerialbeamten aus Düsseldorf von den 
Richtern die Frage vorgelegt worden ist, „ob bei 
manchen Umweltdelikten nicht die Aufsichts-
behörden auf die Anklagebank gehören". Meine 
Damen und Herren, das, so meine ich, muß 
man doch sehr ernst nehmen. Ich habe schon im 
vergangenen Jahr auf die Pflicht der örtlichen Be-
hörden hingewiesen, das zu tun, wozu sie durch 
die Bundes- und die Landesgesetzgebung in den 
Stand gesetzt werden. 

Besteht auch weithin Einigkeit über den Um-
fang der öffentlichen Aufgaben im Umweltschutz 
und darüber, daß das Schwergewicht der Ausgaben 
bei Versorgungs- und Entsorgungsmaßnahmen liegt, 
so sieht sich doch der Bundestag und so sehen doch 
wir uns alle ständig einer lautstarken Kritik von 
der Länder- und der Gemeindeebene her aus-
gesetzt, wenn es um die aufzubringenden Mittel 
geht. 
Nach der verfassungsrechtlichen Aufgaben- und 

Lastenverteilung — Herr Kollege Dr. Schneider 
hat sie eben angesprochen — hat der Bund hier nur 
geringe Verwaltungs- und Finanzierungszuständig-
keiten. Das müßte eigentlich bekannt sein. 

So erscheint mir die Behauptung des schleswig-
holsteinischen Innenministers Titzck, daß sich die 
Bundesregierung nicht für den Umweltschutz enga-
giere und ihre Umweltpolitik nur zu untragbaren 
Lasten für die Länder und die Gemeinden führe, im 
Ansatz und im Inhalt verfehlt. 

Auch wenn die Kollegen Dr. Gruhl und Dr. 
Schneider hier gesagt haben, es sei nicht die Stunde 
der Konfrontation und nicht die Stunde der Pole-
mik, so wird man doch auf völlig entgegengesetzte 
Erklärungen aus einem anderen Bereich mit der 
gebotenen Eindringlichkeit hinweisen müssen. 

Dabei ist das, was der Innenminister aus 
Schleswig-Holstein gesagt hat, noch vergleichs-
weise bescheiden gegenüber dem, wozu sich sein 
für die  Wirtschaft  zuständiger Kollege verstiegen 
hat. Herrn Dr. Narjes sind die in zwei verschiede-
nen Städten ausgesprochenen Merksätze zu ver-
danken, daß erstens „die Sozialisten versuchten, die 
Umweltschutzpolitik als einen Hebel zu benutzen, 
mit dem sie die freie Marktwirtschaft und kapitali-
stische Ordnung aus den Angeln heben möchten". 
Nun, Herr Innenminister Genscher hat das heute 
auch gebracht. Aber Ton und Richtung seiner Be-
merkung waren ganz anders als die des schleswig-
holsteinischen Wirtschaftsministers, der dann zwei-
tens auch noch folgendes gesagt hat: Im Zuge 
fälliger Anlageerneuerungen in den Betrieben 
könnten ja Verbesserungen prämiiert werden; aber 
es müßte nicht gleich morgen früh um 3 Uhr jede 
Anlage verbessert sein, die ein bißchen stinkt. —
Mit solchen Erklärungen zum Umweltschutz wird 
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den Anliegen, die wir hier im Bundestag mit so 
erfreulicher Gemeinsamkeit verfolgen, kein guter 
Dienst erwiesen. Offenbar soll den zum Ein-
schreiten befugten und verpflichteten Umweltschutz-
behörden nach dem Willen eines Landeswirtschafts-
ministers die Gangart vorgeschrieben werden, wäh-
rend Herr Kollege Dr. Gruhl hier — genauso, wie 
ich es tue — beklagt hat, daß es oft am wirkungs-
vollen Einschreiten fehlt. 

Der Verursachergrundsatz, im Programm sehr 
deutlich hervorgehoben, ist in jedermanns Mund. 
Das Bekenntnis zu ihm ist allgemein. Aber in sol-
chen Fällen richte ich mich gern ein wenig nach dem 
kritischen Georg Christoph Lichtenberg: „Die ge-
meinsten Meinungen und was jedermann für ausge-
macht hält, verdient oft am meisten untersucht zu 
werden." — Folgen wir Lichtenberg, dann werden 
wir feststellen, daß es eine ganz andere Sache ist, 
den Verursachergrundsatz durchzusetzen. Die Wege 
dazu gehen ersichtlich in verschiedene Richtungen, 
je nachdem, ob sich berufene Wahrer des öffent-
lichen Interesses oder beispielsweise Top-Manager 
als Wegführer anbieten. 

Das Juli-Heft 1971 der „Marktwirtschaft" enthält 
aufschlußreiche Veröffentlichungen maßgebender In-
dustrieller. 

(Abg. Dr. Gruhl: Und meine!) 

— Jawohl, Herr Kollege Dr. Gruhl, und Ihre. Als ich 
das entdeckte, legte ich mir die schon im ersten Buch 
Samuelis verzeichnete Frage vor: „Ist Saul auch 
unter den Propheten?"   Die Feststellungen der 
Manager, nicht die des Kollegen Dr. Gruhl, gipfeln 
darin, daß die Verbesserung der Umweltbedingun-
gen erheblich zu Lasten der privaten Wohlstandszu-
nahme gehen wird. 

Das „Handelsblatt" aus Düsseldorf hält in einer 
Betrachtung vom 25. November 1971 unter der Über-
schrift „Umweltschutz kostet in 5 Jahren der Volks-
wirtschaft 70 Milliarden DM" — das ist ja ein bar-
barisches Deutsch, das da geschrieben wird! — das 
Verursacherprinzip noch nicht für praktikabel. 

Anders hat es der Bundespräsident am 29. April 
1971 ausgedrückt, wobei er allerdings von den Blu-
men und den Eröffnungsgästen der Bundesgarten-
schau umgeben war. Er meinte: 

Wer Schaden anrichtet, hat auch für seine 
Behebung zu sorgen. Es können nicht länger 
Gewinne privat vereinnahmt, der Ausgleich von 
Schäden aber auf die Allgemeinheit abgewälzt 
werden. 

Ich persönlich habe ja ohnehin Zweifel, ob zum — 
letztlich unproduktiven — Wohle der Allgemein-
heit die Gewinne freiwillig gekürzt werden, bevor 
die Grenzen erreicht sind, innerhalb deren mensch-
liche Arbeitskraft in einer schädigenden Umwelt 
wiederhergestellt werden kann. 

Der umweltfreundlichen Technik widmet das Pro-
gramm zahlreiche Vorschläge. Sie werden in den 
Antworten der Bundesregierung vom 3. November 
1971 auf Anfragen zur Forschungs- und Technologie-
politik, die man ohnehin immer mit wird zur Hand 
nehmen müssen, ergänzt. 

Das Problem ist deshalb so schwierig, weil die 
Umweltforschung interdisziplinären Charakter hat 
und beträchtliche Mittel fordert. Der insoweit häufig 
zuständige Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft ergänzt gerade jetzt auch die sich auf 
Bildung und Ausbildung beziehenden Ziele des 
Umweltprogramms durch das bisher einzige Modell-
vorhaben „Schulische Ausbildung in ökologischen 
Fragen". Es findet an der Theodor-Heuss-Gesamt-
schule in Baunatal bei Kassel statt. 

Das war ein Beispiel — und nur ein kleines — 
für die übergreifende Natur des Umweltprogramms. 
Sie wird besonders deutlich in der Infrastrukturpoli-
tik und in der Raumordnung. Es ist deshalb zu be-
grüßen, welch großen Wert die Bundesregierung in 
ihren raumordnerischen Vorstellungen dem Umwelt-
schutz beimißt. Ökologische Maßstäbe werden des-
halb in Zukunft nicht nur den Ausbau der Infra-
struktur, sondern alle raumverändernden Maßnah-
men, zu denen die Verbesserung der Wirtschafts-
struktur und nach den sehr eingehenden Erklä-
rungen von Herrn Minister Ertl die der Agrarstruk-
tur sowie der Städtebau gehören, bestimmen. 

Es erscheint mir geboten, zu unterstreichen, daß 
beispielsweise nach dem Rahmenplan der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" — früher waren es die regionalen 
Aktionsprogramme — für die Jahre 1972 bis 1975 
die Bundesregierung den Schwerpunktorten unge-
wöhnlich günstige Kredite für Infrastrukturmaßnah-
men, die der Verbesserung des Wohn- und Freizeit-
wertes dienen, aus dem ERP-Programm zur Verfü-
gung stellt. Für 1971 sind es 125 Millionen DM, für 
1972 wahrscheinlich 145 Millionen DM. 

Das Umweltprogramm macht sich gut in der 
Reihe der Berichte und Programme der Bundes-
regierung. Damit wird auch der Minister den Rat 
eines kritischen Freundes befolgt haben, wie wir ihn 
der Zeitschrift „Liberal" vom Februar 1971 haben 
entnehmen können, wo gesagt wurde, daß die Bun-
desregierung den Umweltschutz als politisches Pro-
blem offenbar nicht so ganz ernst nehme. — Das hat 
die Bundesregierung widerlegt. 
Dieses Programm erhebt den Anspruch, gesell-

schaftliches Bewußtsein in der Form von „Umwelt-
bewußtsein" zu bilden, und das ist gut so. Umwelt-
bewußtsein bildet der eine auf Grund der Zahl, 
daß nach sehr zuverlässigen Berechnungen in der 
Bundesrepublik bis zum Jahre 2000 18 Millionen 
Menschen an Krebs erkranken werden und die 
Hälfte von ihnen sterben muß; der andere orientiert 
sich an Buchtiteln, und der dritte erfreut sich viel-
leicht an Wendelin Überzwerch, der ein Gedicht nach 
bekannter Form und Melodie gemacht hat: 

In einem Bach, einst helle, 
Da kroch durch Schlamm und Schlick 
Die keuchende Forelle 
Vorbei an der Fabrik. 
Die Wasser böse stanken 
Synthetisch nach Chemie, 
Weil sie die Gifte tranken 
Moderner Industrie. 
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So seufzte die Forelle; 
Sie war schon sehr marod; 
Bezog aus erster Quelle 
Einen modernen Tod ... 

Egal, wie man sein Umweltbewußtsein bildet: es 
kommt nur darauf an, daß es da ist. 

Jede Maßnahme des Umweltschutzes wird fast 
zwangsläufig mit wirtschaftlichen oder anderen 
Interessen in Widerspruch geraten. Das muß erkannt 
werden. Und deshalb darf die Öffentlichkeit auch 
Schilderungen der Umweltbedrohung nicht einfach 
als „Grusical" oder als Horrorgeschichte bewerten 
und sich dann — wie der Berliner Bolle „ganz 
köstlich amüsiert" fühlen, sondern sie muß durch 
sachgerechte Aufklärung zum Verständnis dafür 
gebracht werden, daß es sich hierbei um für die 
Allgemeinheit relevante Prioritätsentscheidungen 
handelt. 

Wenn die Erhaltung und Wiederherstellung der 
natürlichen Lebensgrundlage — bis zur Entwick-
lung sauberer und billigerer Technologien — wahr-
haft und von allen angestrebt werden soll, so wird 
sie nur um den Preis geringeren Wirtschaftswachs-
tums, geringerer Steuereinnahmen und der Zurück-
haltung des Staates in anderen Bereichen öffent-
licher Aufgaben zu haben sein. Es gilt, sich hierauf 
zur geistigen Bewältigung und in den Erwartungen 
einzurichten. 

Umweltschutz darf nicht, wie es schon zu beob-
achten ist, zur bequem empfundenen und zu ge-
brauchenden Leerformel werden. Die unpolitische, 
verharmlosende Behandlung vielschichtiger politi-
scher Tatbestände von höchster Sprengkraft darf 
nicht zur Sonntagsbeschäftigung werden. So schön 
das Bild der die verschmutzten Wälder reinigenden 
Jugend ist: hier handelt es sich im Grunde genom-
men darum, die Versäumnisse der örtlichen Ord-
nungsbehörden im Wege freiwilliger und unbezahl-
ter Ersatzvornahme zu beseitigen. 

Umweltbewußtsein ist etwas ganz anderes, und 
wenn die Aufforderung des Bundespräsidenten, je-
der solle im Umweltschutz bei sich selbst anfangen, 
gilt, so hier und auch für uns, für unsere Arbeit im 
Bundestag. Verantwortung für den Umweltschutz 
kann nicht einfach der „Gesellschaft" übertragen 
werden. Hier sind die Politiker und da wieder die 
Regierung zuerst aufgerufen. Die Bundesregierung 
hat ihre Verpflichtung erkannt und mit dem Umwelt-
programm bewiesen, daß sie handelt. Ihr und allen, 
die sie hierbei unterstützen, ist neben Verständnis 
der Bevölkerung viel Glück zu wünschen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Grüner. 

Grüner (FPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Diese Debatte über den 
Umweltschutz und das vorgelegte Umweltprogramm 
machen den in der Bildungspolitik Tätigen die be-
sondere Dringlichkeit der interdisziplinären For-
schung und Zusammenarbeit deutlich, die auch die 

Ausbildungsgänge an unseren Schulen und Hoch-
schulen bestimmen muß. Unter diesem Aspekt wird 
die Bedeutung der Umweltfrage gerade für Bildung 
und Wissenschaft sowie für die technische Entwick-
lung sehr deutlich sichtbar. 

Vorausschau, Planung und rechtzeitiger Einsatz 
zweckentsprechender Mittel sind Grundbedingun-
gen jeglicher Politik. Für den Umweltschutz gilt dies 
in besonderem Maße. Aus diesem Grund begrüßt es 
meine Fraktion außerordentlich, daß die Bundes-
regierung erstmals ein Umweltprogramm vorgelegt 
hat, das praktisch alle Sachgebiete umfaßt. Neben 
dem Probe lm der Finanzierung von Umweltschutz-
maßnahmen wird die größte Schwierigkeit aller-
dings darin liegen, den vielfältigen Verflechtungen 
der Umweltprobleme in allen Bereichen der Gesell-
schaft, in den Wissenschaften und in der Technik 
gerecht zu werden. Bei dieser Arbeit bedarf die 
Bundesregierung der Beratung durch einen Sach-
verständigenrat, der die wissenschaftlichen Haupt-
gebiete und die wesentlichen gesellschaftlichen Er-
fahrungsbereiche der Umweltprobleme erfaßt, und 
zwar einen Sachverständigenrat, der sich neuer, un-
konventioneller Formen des Beratungswesens be. 
dient. Auch hier besteht eine Parallele zu den Fra-
gen, die die Bundesregierung im Bereich von Bil-
dung und Wissenschaft zu bewältigen hat. 

Grundbedingung einer erfolgreichen Umwelt-
politik ist der Aufbau einer Umweltstatistik, eines 
Umweltplanungs- und Informationssystems, das die 
vielfältigen Zusammenhänge zwischen den zahl-
reichen Gebieten des Umweltschutzes durchsichtig 
macht. Mit dem Statistischen Bundesamt und seinem 
Ausbau ist eines dieser Instrumente bereits ge-
schaffen. Vor uns liegen noch die Schaffung eines 
Bundesamtes für Umweltschutz und die Organisa-
tion von Teilbereichen, z. B. in der Form einer Bun-
desanstalt für Immissionsschutz. 

Wie notwendig solche Einrichtungen sind, wird 
uns tagtäglich in der Praxis bewiesen. Immer wie-
der passiert es, daß isolierte Einzelmaßnahmen zwar 
ein Umweltproblem lösen, dafür aber gleich ein 
neues, oftmals noch schwierigeres hervorbringen. 
Ich möchte als Beispiel nur an die Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln erinnern oder auf die Ver-
brennung von Kunststoffabfällen aus chlorierten 
Kohlenwasserstoffen hinweisen. 

Im Programm der Bundesregierung steht, sie 
strebe auf lange Sicht eine aussagekräftige „Umwelt-
bilanz" an, in der Änderungen der Umweltqualität 
regelmäßig und verläßlich festgestellt werden kön-
nen. Von dem Zustand, daß eine derartige Umwelt-
bilanz mit statistisch äußerst umfangreichem Mate-
rial alle Zusammenhänge des Stoff- und Energie-
flusses der Volkswirtschaft und die daraus resul-
tierenden Umweltbelastungen erfassen kann, sind 
wir noch weit entfernt. Wir können aber schon einen 
entscheidenden Fortschritt erzielen, wenn wir erst 
einmal qualitativ die Auswirkungen einer vorge-
sehnen Maßnahme auf den verschiedenen Sektoren 
des Umweltschutzes abschätzen können. Wenn wir 
das Problem des Schutzes vor Umweltschädigungen 
durch Fette, flüssige und gasförmige Rückstände 
aus Produktion und Verbrauch als ein Ganzes an- 
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sehen und demzufolge auch nach Mitteln und We-
gen für Lösungen suchen, die aufs Ganze gesehen 
am wenigsten schaden und mit vernünftigen Kosten 
realisierbar sind, dann sind wir schon einen we-
sentlichen Schritt vorangekommen. 

Wir durchlaufen in diesem Bereich unserer Ge-
sellschaft sozusagen eine erste Phase des Umwelt-
schutzes. Diese Phase ist dadurch gekennzeichnet, 
daß wir zwar über die auftretenden Umweltschäden 
schon recht gut Bescheid wissen, daß wir aber mit 
den derzeitigen Umweltschutzmaßnahmen die Lage 
oft nur mildern und auch dies nur in Teilbereichen 
tun können. Denken Sie nur daran, daß wir zwar 
Schwefeldioxyd aus Abgasen durch Rauchgas-
wäsche beseitigen, dies aber dann zu einer Bela-
stung der Abwässer mit schwefliger Säure führt. 

Das Prinzip, wonach dem Verursacher einer Um-
weltschädigung ,die Kosten der Wiederherstellung 
und der Maßnahmen des vorbeugenden Umwelt-
schutzes auferlegt werden, wird also durch staat-
liche Vorsorge ergänzt werden müssen. Solche 
staatliche Vorsorgemaßnahmen werden wir in di-
rekter und indirekter Form auch benötigen. Zu den 
direkten staatlichen Vorsorgemaßnahmen würde ich 
z. B. die gesetzliche Auflage zur Einschränkung der 
Abgabe von Schadstoffen und eine effektive Kon-
trolle und Überwachung der Einhaltung dieser Auf-
lagen für die Betreiber umweltschädigender Ein-
richtungen zählen. Dies wird zwar heute auch schon 
getan, kann aber nicht zu vollem Erfolg führen, 
solange nicht auf Grund einer Umweltbilanz der 
Einsatz von Roh- und Hilfsstoffen und anderer 
Grundgüter in der Volkswirtschaft reduziert und 
somit der Anteil fester, flüssiger und gasförmiger 
Abfälle und sonstiger nicht mehr nutzbarer Güter 
bei der Produktion und beim Verbrauch insgesamt 
vermindert wird. 

Die Vorlage des Umweltprogramms der Bundes-
regierung läutet nun sozusagen eine zweite Phase 
des Umweltschutzes ein, ohne daß deshalb die erste 
Phase beendet wäre. In dieser Phase müssen wir 
eine Reihe von indirekten Maßnahmen des Umwelt-
schutzesdurchführen. Dazu gehört die Einrichtung 
der vorhin schon erwähnten Planungs- und Infor-
mationssysteme. Außerdem müssen durch Förde-
rung von Forschung und Entwicklung im anwen-
dungstechnischen Bereich die Grundlagen für di-
rekte Maßnahmen dergesetzlichen Vorsorge erar-
beitet werden. Es wäre zu untersuchen, inwieweit 
Verfahren zur Rückführung von Abfällen aus Pro-
duktion und Verbrauch auf überbetrieblicher Ebene 
durch Förderung mit öffentlichen Mitteln erforscht 
und entwickelt werden können. In dieser zweiten 
Phase werden wir gesteigerten Wert darauf legen 
müssen, eine tatsächlich wirksame Überwachung 
und Kontrolle der Abgabe von Schadstoffen aus 
Produktion und Verbrauch an die Umwelt zu ge-
währleisten. 

Ich halte es bei all diesen Maßnahmen und Über-
legungen der Bundesregierung für äußerst wichtig, 
darauf hinzuweisen, daß in diesem Bereich dieje-
nigen am erfolgreichsten tätig sein werden, die mit 
ihren Maßnahmen dem natürlichen Gewinnstreben 
der Wirtschaft entgegenkommen. 

Für eine dritte Phase des Umweltschutzes müs-
sen wir bereits jetzt durch Förderung von For-
schung und Entwicklung und durch vorausschauende 
Planung den Einsatz künftiger Technologien in An-
griff nehmen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Und der 
Studienplätze!) 

— Und der Studienplätze. — Wir alle wissen, daß 
kurzfristige und spektakuläre Erfolge auf diesem 
Gebiet der Gesellschaftspolitik nicht möglich sein 
werden. Um so wichtiger ist es, daß wir die lang-
fristigen Maßnahmen schon jetzt vorbereiten. Um-
weltschutz — davon gehe ich aus — wird neben der 
Bildungspolitik eine zentrale Rolle in der Gesell-
schaftspolitik der zweiten Hälfte unseres Jahrhun-
derts spielen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat nun-
mehr der Abgeordnete Volmer. Für ihn sind zehn 
Minuten Redezeit angemeldet. 

Volmer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ihre Anregung, 
Herr Präsident, uns kürzer zu fassen, will ich gerne 
aufgreifen, um dem Hohen Hause Gelegenheit zu 
geben, recht bald in die Fragestunde einzutreten. 
Ich denke insbesondere daran, daß ein Teil dessen, 
was ich heute sagen wollte, bei der Debatte über das 
Immissionsschutzgesetz gesagt werden kann. Ich 
meine aber doch, daß man darauf hinweisen muß, 
daß durch zunehmende Urbanisierung, Industrialisie-
rung, Technisierung, durch Zusatz von Farb- und 
Konservierungsstoffen zu Lebensmitteln und Be-
darfsgegenständen die Qualität des menschlichen 
Lebens in unserer Zeit ernsthaft bedroht wird. Von 
da aus, so glaube ich, ist es notwendig, daß zu der 
seit Jahren laufenden Umweltschutzgesetzgebung 
nun eine Koordinierung des Umweltschutzes kommt. 

Sie werden es einem Bürger des Ruhrgebietes 
nicht verargen, daß er einige Anmerkungen zur Luft-
reinhaltung und Lärmbekämpfung macht. Ich weiß, 
daß die Verschmutzung der Luft ein globales und 
zentrales Problem ist. Es kann von den einzelnen 
Städten und Ländern nicht gelöst werden. Eine 
bundeseinheitliche Lösung ist notwendig, eine euro-
päische ratsam. Es scheint mir vordringlich zu sein, 
daß man im Zuge der Gesetzgebung ein umfassendes 
Luftverschmutzungskataster erstellt, um zunächst 
eine Bestandsaufnahme des Luftverschmutzungsum-
fangs zu erhalten und eine Kontrolle durch laufende 
Fortschreibung durchzuführen. Durch Forschungs-
aufträge sollte man nach neuen Wegen suchen, um 
umweltfreundliche Energiequellen in großem Um-
fang einsetzen zu können. Es müßte weiterhin über-
prüft werden, ob die zum Teil vorhandenen Immis-
sionsschutzanstalten der Länder in Verbindung mit 
entsprechenden Bundes- oder Forschungsanstalten 
eine ausreichende Überprüfung der Luftverunreini-
gung sichern können. 

Niemand von uns wird heute behaupten wollen, 
daß die industriellen Ballungsräume Naturschutz-
parks oder Luftkurorte werden müßten. Aber auch 
die Menschen in diesen Ballungsräumen haben ein 
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Anrecht auf optimale Umwelt- und damit auch Le-
bensbedingungen. Von daher müßte bei Industrie-
neuansiedlungen sehr sorgfältig überprüft werden, 
ob eine weitere Luftverschmutzung zumutbar ist. Da-
bei dürfen wir auf gar keinen Fall zulassen, daß 
bereits heute die obere zulässige Grenze erreicht 
oder zu ungünstigen Zeiten sogar überschritten wird. 
Die kommenden Generationen haben ebenfalls einen 
Anspruch darauf, daß auch sie noch die Räume ge-
stalten können. Deshalb, so meine ich, hat unsere 
Zeit keinen Anspruch auf die volle Ausnutzung der 
oberen Immissionsgrenzen. 

Die verstärkte Industrialisierung wie auch die star-
ke Technisierung der Haushalte habe zu einer ver-
stärkten Lärmbelästigung geführt. In den Ballungs-
räumen sind es besonders der Verkehrslärm, der 
Fluglärm und der Lärm industrieller Anlagen. Der 
vorliegende Bericht bringt zum Ausdruck, daß jeder 
fünfte gewerbliche Arbeitnehmer einer Lärmbelästi-
gung ausgesetzt ist, die sein Gehör gefährdet. Der 
durch den Straßenverkehr und den Flugbetrieb be-
dingte Lärm wird als besonders ins Gewicht fallend 
herausgestellt. Mit einer Bestandsaufnahme des 
Straßenverkehrslärms hat sich der Deutsche Arbeits-
ring für Lärmbekämpfung im April dieses Jahres 
befaßt. Die Fachleute sind dabei zu der Auffassung 
gekommen, daß die Straßenverkehrsleistung sich bis 
1985 noch um 30 % erhöhen wird. Das bedeutet 
auch eine erhebliche Verstärkung des Verkehrs-
lärms. Das Gesetz zum Schutz gegen Baulärm hat 
durchaus zu der Entwicklung lärmärmerer Maschi-
nen geführt. Darum sollte versucht werden, in Ver-
bindung mit der Automobilindustrie durch Verwen-
dung von entdröhnten Blechen und sonstigen lärm-
schützenden Mitteln lärmschwächere Motoren und 
Fahrzeuge zu entwickeln. In Großbritannnien hat 
man damit recht gute Erfolge erzielt. 

In Düsseldorf hat man vor wenigen Jahren, 1965, 
den Straßenverkehrslärm gemessen und eine ent-
sprechende Straßenkarte aufgestellt. Bei der Mes-
sung ermittelte man einen halben Meter vor den 
Parterrefenstern einen durchschnittlichen Schallpe-
gel von rund 65 Dezibel. Wenn man berücksichtigt, 
daß konventionelles Bauwerk eine Lärmdämmung 
von zirka 50 Dezibel erreicht, ist die ständige Belä-
stigung leicht feststellbar. Es würde sich empfehlen, 
die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
einmal hinsichtlich der Immissionsrichtwerte zu 
überprüfen und die dort angegebenen Werte zu 
senken. 

Was ich vorhin zum Verschmutzungskataster ge-
sagt habe, findet hier beim Lärm seinen Nieder-
schlag in der Forderung nach einer Aufstellung von 
Lärmkarten für alle Städte. Durch verkehrssteu-
ernde Maßnahmen kann dann ein Ausgleich erzielt 
werden. Darüber hinaus sollte die Bauwirtschaft an-
gehalten werden, vor allem an stark frequentierten 
Straßen einen besonderen Lärmschutz an den Bau-
werken vorzusehen. Bei der Raum- und Stadtpla-
nung sollte alles getan werden, um den Durchgangs-
verkehr um die zentralen Wohngebiete herumzu-
führen. Ein typisches Beispiel ist die Ortsdurchfahrt 
der B 9 hier in Bonn und Bad Godesberg. 

Mir ist bekannt, daß die Fragen des Verkehrs-
lärms nicht auf einmal und auch nicht in kurzer Zeit 
gelöst werden können. Vielleicht kann der Staat 
durch Steuerbegünstigung für lärmschwache Fahr-
zeuge einen Anreiz geben, um so Käufer für lärm-
arme Fahrzeuge zu gewinnen, die. dann sicherlich, 
davon bin ich überzeugt, von der Industrie auch ge-
baut werden. 

Zum Verkehrslärm kommt die Lärmbelästigung 
durch die industriellen Maschinen. Fallhämmer, 
Pressen und Baumaschinen verursachen eine erheb-
liche Lärmbelästigung. Die Industrie, so meine ich, 
die bei der Produktion bisher fast ausschließlich den 
Ambitionen der Konsumenten folgte und schnellere 
Autos, schnellere Flugzeuge, mehr Haushaltsmaschi-
nen und dergleichen baute, sollte sich bereit finden, 
umweltfreundliche Konstruktionen zu suchen. Dabei 
wäre es empfehlenswert, wenn die Konstrukteure 
in einem Team mit Medizinern, Chemikern, Physi-
kern und Psychologen zusammenarbeiten würden, 
um nicht nur die Maschine mit der höchsten Leistung 
zu finden, sondern die mit einem Optimum an Lei-
stung und Lärmschutz und einem Minimum an Luft-
verschmutzung. 

Lassen Sie mich zum Schluß feststellen: Umwelt-
schutz ist für uns kein politischer Knüller und kein 
moderner Popanz der Parlamente, die manche glau-
ben. Umweltschutz ist für uns eine notwendige 
Maßnahme, die dem Menschen in unserer hoch-
industrialisierten Gesellschaft die Möglichkeit ge-
ben soll, er selbst, nämlich Mensch, zu sein. Die 
CDU/CSU-Fraktion wird sich in dem Bemühen, die 
menschenfreundliche Umwelt zu erhalten oder wie-
derherzustellen, nicht übertreffen lassen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Bay. Für ihn sind acht Minuten an-
gemeldet. 

Bay (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe mich ein wenig gewundert, daß 
Herr Kollege Gruhl gesagt hat, man könne in kei-
nem Fall von der sogenannten Umwelthysterie re-
den. Ich glaube, es ist doch etwas anders. Wir ken-
nen doch alle diese monomane, aggressive und zum 
Teil irrationale Argumentation, deren Ergebnisse 
uns  fast  täglich auf den Tisch gelegt werden, und 
zwar besonders auf den Gebieten, die die Gefähr-
dung durch Biozide und radioaktive Abfälle betref-
fen. Das ist kein Wunder, denn das, was dort ge-
schieht, ist sehr schwer einsichtig zu machen, und 
es läßt jede Befürchtung und auch fast jede Behaup-
tung zunächst zu. Wer wirksame Umweltschutzpoli-
tik betreiben will, sollte diese Sache nicht ganz ver-
nachlässigen, schon deshalb, weil eine gewisse Ver-
breitung dieser sogenannten Umwelthysterie es 
den Gegnern eines wirksamen Umweltschutzes — 
und die gibt es natürlich auch, das wissen wir — 
erleichtert, Leute mit ernsthaften und unbequemen 
Fragen und Forderungen schlicht eben dieser Um-
welthysterie zu bezichtigen, um sie damit mundtot 
zu machen. Aber die Sache geht noch ein bißchen 
weiter. Die aus vermeintlicher oder tatsächlicher 
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Undurchschaubarkeit von Gefahren genährte Angst 
kann den Boden abgeben für Heilsprediger und 
Demagogen jeder Art, und die sind wohl immer 
gefährlich, ob sie nun das Mindestvertrauen zer-
stören, das wir für das Handeln in der Gesellschaft 
benötigen, oder ob sie gewaltsam die Welt auf ihre 
Art verändern wollen. Man kann freilich diese De-
magogen und Sektierer nicht abschaffen, aber man 
kann dafür sorgen, daß es ihnen an Gefolgschaft 
fehlt. Das beste Mittel dafür sind natürlich rasche 
und wirksame Umweltschutzmaßnahmen. Doch be-
sonders auf dem Gebiet der Umweltchemikalien 
und der Biozide sind Erfolge weder schnell erreich-
bar noch leicht anschaulich zu machen. Die Bundes-
regierung weist in ihrem Bericht nicht ohne Grund 
auf diese Schwierigkeit hin. Um so wichtiger ist es, 
daß hier offen und ehrlich — auch von den Trägern 
wirtschaftlicher Interessen — informiert und argu-
mentiert wird. Es kann und darf vernünftigerweise 
keine entgegenstehende Interessenlage geben, die 
das verhindern könnte. 

Man sollte sich in diesem Zusamenhang auch nicht 
auf Alternativen fixieren lassen wie die oft zu hö-
rende: Entweder wir verwenden giftige Biozide, 
oder wir sterben den Hungertod. Zwar gilt diese 
Alternative heute noch, aber sie ist auflösbar oder 
wird auflösbar sein durch Bevölkerungsplanung und 
gewiß auch durch die Entwicklung intelligenterer 
Schädlingsbekämpfungsmaßnahmen als der bloßen 
Vergiftung. 

Es ist sehr zu begrüßen, daß die Regierung noch 
einmal auf die besonderen Schwierigkeiten hinweist, 
die die exakte Erforschung der Belastung durch Um-
weltchemikalien und Biozide uns heute noch be-
reitet. Sie kann das um so besser, als ihr Wille, 
diese Schwierigkeiten zu meistern, sich deutlich 
aus den Steigerungsraten von 1972 bis 1975 ablesen 
läßt, die für die Finanzierung dieser Forschung vor-
gesehen sind, Steigerungsraten, die von der Ver-
doppelung bis zur Verzehnfachung der Mittel ge-
hen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich einen Vor-
schlag meines Fraktionskollegen Professor Dr. Be-
chert aufgreifen, der die Erforschung der Biozid-Be-
lastung, besonders die Rückstandskontrolle von Le-
bensmitteln, dadurch erleichtern will, daß er die 
drastische Verringerung der Zahl der angewende-
ten Biozide verlangt. Ich halte das für sehr über-
legenswert. 

Noch ein Wort zur Strahlenbelastung der Umwelt 
durch den Betrieb von Kernkraftwerken. Angst und 
Hysterie sind hier besonders verständlich; denn es 
sind weder die Bilder von Hiroshima im Gedächtnis 
der Menschen gelöscht, noch handelt es sich hier um 
eine allgemeinverständliche Materie. Auch ich bin 
hier alles andere als kompetent. Mir geht es nur um 
die Minimalisierung der Strahlungsgefährdung und 
um den Abbau der hier entstandenen Emotionen. 

Was die Absicherung gegen Strahlenbelastung 
betrifft, so bin ich davon überzeugt, daß sie weit-
gehend gewährleistet und laufend verbessert wird. 
Aber ich meine, man sollte die vielen Menschen, 
die in dieser Hinsicht Angst haben, etwas ernster 

nehmen, als das manchmal geschieht. Zum Beispiel 
kann diesen Menschen die häufig zu hörende Alter-
native kaum helfen: Entweder wir verwenden die 
Kernenergie oder wir bekommen Energiemangel. 
Man wird vielen unter ihnen nur gerecht werden, 
wenn man sich der größtmöglichen Offenheit be-
fleißigt. Zu oft ist schon bei der Planung und beim 
Bau von Kernreaktoren — übrigens nicht anders als 
bei der Ansiedlung umweltbelastender Industrien — 
da und dort der Eindruck entstanden, daß durch 
bewußte Geheimniskrämerei vollendete Tatsachen 
geschaffen werden sollten, ganz besonders, wenn 
der Eindruck entsteht, daß die Träger wirtschaft-
licher Interessen und die Behörden so geheim mit-
einander zusammenarbeiten. Ob nun dieser Eindruck 
im Einzelfall zu Recht entstand oder nicht, man 
sollte ihn auf jeden Fall zu vermeiden suchen. Denn 
die Wirkung ist die gleiche. Es entstehen Mißtrauen 
und jene emotional geladene Stimmung, die eine 
sachliche Argumentation oft unmöglich macht. Des-
halb ist für die Anlagen und den Betrieb von Kern-
reaktoren ganz besonders zu fordern, daß jede der 
Sache nach mögliche Offenlegung von Plänen, Ent-
scheidungen, Verwaltungsvorgängen und Kontroll-
ergebnissen von Anfang an geschieht. 

Wo es in jeder Beziehung so brisant zugeht, sollte 
man sich an den Satz des britischen Philosophen Ber-
trand Russell halten, einen Satz, den ich nicht sage, 
um irgend jemand der Unwahrhaftigkeit zu zeihen, 
sondern um zum Nachdenken anzuregen: „Versuche 
nie, die Wahrheit zu unterdrücken, denn sie kommt 
bestimmt ans Tageslicht." Die Wahrheit ist in diesem 
Zusammenhang nichts anderes als die umfassende 
und objektive Mitteilung der Fakten. Zusammen mit 
der Transparenz der Entscheidungsvorgänge ist sie 
geeignet, den Bürger zur Mitarbeit am Umweltschutz 
zu bringen. Ich habe z. B. mit Befriedigung festge-
stellt, daß die Reaktorsicherheitskommission durch 
eine änderung ihrer Satzung nunmehr ein hohes 
Maß an Durchsichtigkeit ihrer Verhandlungen, die 
zur Beschlußfassung führen, erreicht hat. Objektive 
Information und Transparenz, das sind die Mittel, 
die am ehesten das unverantwortliche Spiel auf dem 
Klavier unkontrollierter Emotionen behindern kön-
nen. Sie werden uns, dem Parlament und der Regie-
rung, unter unseren Mitbürgern die Verbündeten 
verschaffen, die wir für die Erreichung eines opti-
malen Umweltschutzes brauchen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Krall. Für ihn sind zehn Minuten an

-

gemeldet. 

Krall (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver
-ehrten Damen! Meine Herren! Seitdem im Jahre 

1962 das Buch von Rachel Carson, „Der stumme 
Frühling", erschienen ist, das die Gefahren des von 
Menschen geschaffenen Produkts DDT aufzeigt, ist 
der zivilisierten Welt bewußt geworden, daß Fort-
schritt oder das, was man derzeit darunter versteht, 
nicht dauernd und nur zu Lasten unserer natürlichen 
Hilfsquellen und der menschlichen Gesundheit er-
folgen kann. Es mag zunächst rein zufällig erschei- 
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nen, wenn ich meine Ausführungen zum Umwelt-
programm der Bundesregierung mit dem soeben er-
wähnten Buch eingeleitet habe. Der aktuelle Anlaß 
hierzu wird jedoch unter Hinweis auf das diesem 
Hohen Hause neben dem Umweltprogramm vorlie-
gende DDT-Gesetz der Bundesregierung sofort 
augenscheinlich, das ein grundsätzliches DDT-An-
wendungsverbot vorsieht. 

Das Ihnen vorliegende Umweltprogramm der 
Bundesregierung markiert einen tiefen Einschnitt in 
die bisherige Auffassung von Fortschritt und Wohl-
stand in unserem Volk. Etwa 60 Jahre lang war 
dieses Volk vor, während und nach dem ersten 
Weltkrieg und in den noch schlimmeren Zeiten vor 
und nach dem zweiten Weltkrieg zur Produktion 
und Produktivität um jeden Preis gezwungen. Es ist 
daher verständlich, wenn in so langer Zeit Denk-
und Handlungsweisen, besonders im Bereich der 
Gütererzeugung, entsprechend geprägt wurden. Es 
ist auch verständlich, daß sich nach einer fast 
ebenso langen entbehrungsreichen Zeit auf der Ver-
braucherseite ein Wille zum Konsum um jeden Preis 
bildete, der ein Umdenken auf der Produktionsseite 
nicht erforderlich machte, ja nicht einmal zuließ. 

Ganz anders sieht es bei den neutralen Indu-
strienationen, wie z. B. Schweiz und Schweden aus. 
Sie sind Beispiel dafür, daß bei ihnen der Umwelt-
gedanke früher und schneller bewußt wurde. Das ist 
nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß diese bei-
den Staaten ihre industrielle und technische Ent-
wicklung ohne kriegerische Auseinandersetzungen 
kontinuierlich betreiben konnten. Der Zeitraum, auf 
den ich soeben zurückblickte, umfaßt fast zwei Ge-
nerationen. Ich glaube, nichts kennzeichnet deut-
licher den schwierigen Teil der Aufgabe der Bewäl-
tigung des Umweltproblems in der politischen Ver-
antwortung, nämlich die gerade genannten Denk- 
und Handlungsweisen im Sinne eines echten Um-
weltbewußtseins umzuprägen. Das ist die unab-
dingbare Voraussetzung zum Erfolg jeden Umwelt-
programms. 

Ein echtes und positives Umweltbewußtsein kann 
allerdings nur aus der Selbsterkenntnis erwachsen. 
Die anonymen Mächte, gegen die sich die derzeiti-
gen Emotionen richten, die Industrie, die Elektrizi-
tätserzeuger, die Fluggesellschaften, die Autofahrer, 
sie müssen durch die Erkenntnis personifiziert wer-
den, daß sich letzten Endes jeder ganz persönlich 
betroffen fühlen muß. Das heißt zu deutsch: jeder 
einzelne ist derzeit noch der Umweltverschmutzer. 

In Ihrem Umweltprogramm geht die Bundesregie-
rung davon aus, daß sich unsere soziale Marktwirt-
schaft auch im Hinblick auf die Lösung der Umwelt-
probleme gegenüber anderen Wirtschaftssystemen 
bewähren wird. Die Schädigung der Umwelt ist nicht 
nur eine Folge der modernen Zivilisation - das 
gilt nur für ihr heutiges Ausmaß  , sondern sie 
war schon immer, auf jeder Stufe menschlicher Ent-
wicklung ein Zivilisationsproblem. Schon in frühe-
ster Zeit verbrauchten Menschen ihre Umwelt und 
waren dann gezwungen, sie zu wechseln, was heute 
nur noch im Einzelfall, aber nicht mehr für ein Volk 
möglich ist. Das ist ein Kern des Problems. 

Einen anderen Kern habe ich soeben erwähnt: den 
Verbrauch. Seine Voraussetzung ist die Produktion. 
Mit Produktion und Verbrauch untrennbar verbunden 
ist die Umwandlung von Roh- und Hilfsstoffen in 
Verbrauchsgüter. Das gilt im weiteren Sinne auch 
für die Landwirtschaft. Bei der Produktion entstehen 
Abfälle, Rückstände. Ausschuß. Produktionsmittel 
und Verbrauchsgüter werden nach Ab- und Aus-
nutzung selbst wieder zu Abfällen. 

Das alles sind Grundwahrheiten, unabhängig von 
jeder Gesellschafts- und Wirtschaftsform. Sie sind 
auch unabhängig vom Grad der sogenannten Techni-
sierung, die oftmals allein für die Umweltmalaise 
verantwortlich gemacht wird. Im Gegenteil, zu welch 
katastrophalen Zuständen mangelnde Möglichkeiten 
der Nutzung von Wissenschaft und Technik führen 
können, zeigen die Ballungsräume in Entwicklungs-
bereichen wie z. B. auf dem indischen Subkontinent 
oder in Südamerika. Hier denke ich vor allen Din-
gen an das Massenelend in den großen Ballungs-
zonen. Obwohl es hochstehende Kulturnationen 
sind, fehlt diesen Staaten die Wirtschafts- und Fi-
nanzkraft, um die modernen Erkenntnisse der Indu-
strienationen anzuwenden. Ich bin versucht, an die-
ser Stelle zu sagen: man muß eben reich genug sein, 
um sich einen Umweltschutz leisten zu können. 

Wichtigster gesellschaftspolitischer Aspekt des 
Umweltschutzes bleibt die vorhin schon von mir 
erwähnte Heranbildung eines echten Umweltbe-
wußtseins in allen Kreisen der Bevölkerung; das 
hat der Kollege Konrad hier bereits deutlich ge-
macht. Dieses Bewußtsein muß auf dem tiefen Ver-
ständnis für die Grenzen der Natur hinsichtlich ihrer 
Lieferfähigkeit für immer mehr Roh- und Hilfsstoffe 
und ihrer Aufnahmefähigkeit für immer mehr Ab-
fälle basieren. Daher muß - und das klang heute 
hier erfreulicherweise an - die Bewältigung der 
Umweltprobleme fern vom parteipolitischen Gezänk 
bleiben. Wir alle in diesem Hohen Hause tragen ge-
meinsam die Verantwortung für die Lebensgrund-
lagen der Bevölkerung. Einschneidende Maßnahmen 
zur Erhaltung dieser Lebensgrundlagen müssen von 
allen Parteien gemeinsam getragen werden. Ich darf 
an dieser Stelle Herrn Dr. Gruhl, dem Sprecher der 
Opposition, sehr herzlich dafür danken, daß er die 
Bereitschaft erklärt hat, die Probleme des Umwelt-
schutzes gemeinsam zu lösen. 

Das vor Ihnen liegende Umweltprogramm der 
Bundesregierung macht erstmals deutlich, in wie 
starkem Maße alle Kreise unserer Gesellschaft in 
ihren Rechten und Pflichten berührt werden. Der 
Umfang der notwendigen Maßnahmen, ihre Viel-
schichtigkeit und ihre oft nur schwer faßbaren Inter-
dependenzen, deren Kenntnis für den durchgreifenden 
Erfolg gleichwohl unabdingbar ist, lassen bei nüch-
terner Betrachtung einerseits erkennen, daß die 
Ziele des Umweltprogramms nur mittel- und lang-
fristig erreicht werden können. Hier wird man nicht 
kurzfristig mit spektakulären Erfolgen aufwarten 
können, hier zählen nur Zähigkeit, Geduld und 
Sachkenntnis der Verantwortlichen. Auch die nächste 
Bundesregierung wird sich daher gezwungen sehen, 
dieses Programm fortzuschreiben. 
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Andererseits zeigt das Programm offen und ehr-

lich auf, in welch großem Ausmaß noch Vorausset-
zungen für sinnvolle und erfolgversprechende Arbeit 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes zu schaffen sind. 
Das gilt insbesondere   das klang hier heute vor-
mittag schon an — für den legislativen Sektor. Hier 
sind vor allem die dem Hohen Hause bereits vor-
liegenden Gesetzentwürfe zu nennen, mit denen der 
Bund die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
für Wasserhaushalt, Luftreinhaltung und Lärmbe-
kämpfung erhalten soll. Über die Frage der Kompe-
tenz für Naturschutz und Landschaftspflege, Herr 
Kollge Dr. Schneider, werden wir uns noch geson-
dert auseinanderzusetzen haben. 

Bei der Durchführung des Umweltprogramms wird 
die Bundesregierung wie bisher beim Umweltschutz 
auf enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
den Bundesländern angewiesen sein. Sie haben hier 
Pionierarbeit geleistet, und auf diesen Ergebnissen 
gilt es nun auch in Zukunft aufzubauen. Ich möchte 
hier — um nur zwei Beispiele zu nennen — zum 
einen auf die Einrichtung eines modernen Smog-
warnsystems für die Ballungsräume in Nordrhein-
Westfalen und zum anderen auf das richtungwei-
sende Überwachungssystem der neuen Raffinerie-
komplexe Bayerns im Raum Ingolstadt verweisen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte Sie, zu Ende 
zu kommen. 

Krall (FDP) : Durch die angestrebte erweiterte 
Gesetzgebungskompetenz wird der Bund in keiner 
Weise Aufgaben der verwaltungsmäßigen Exeku-
tive an sich ziehen. Hier haben sich die zuständigen 
Behörden der Länder bewährt, und am Bewährten 
soll man bekanntlich festhalten. Auch darin stimme 
ich mit Ihnen, Herr Dr. Schneider, überein. Die Bun-
desregierung würde aber bei ihren Bemühungen um 
internationale Harmonisierung im Umweltbereich 
als unerläßliche Voraussetzung für die Erhaltung 
der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft un-
glaubwürdig, wenn nicht einmal im nationalen Be-
reich bundeseinheitliche Regelungen möglich wären. 
Ich möchte an dieser Stelle auf die von der Bundes-
regierung und dem Bundesminister des Innern auf 
internationalem Gebiet im Bereich des Umweltschut-
zes ergriffenen Initiativen hinweisen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter, ich bitte Sie, zum Schluß zu kommen. 

Krall (FDP) : Ich bin gleich fertig. 

Die Bundesregierung leistet bedeutende Schritt-
macherdienste für künftige europäische Lösungen. 

Herr Präsident, lassen Sie mich mit Ihrem Einver-
ständnis abschließend noch zwei Sätze sagen. Wir 
leben in einer Gesellschaft und in einer Zeit, in der 
Fortschritt und damit verbundenes Risiko immer 
wieder gegeneinander abgewogen werden müssen. 
Das Risiko, das wir als Gesellschaft auf uns nehmen, 
darf sich dabei nicht an dem orientieren, was der 
einzelne zu tragen bereit ist. Das Risiko der Ge-

meinschaft muß kleiner sein. Nur so sind Fortschritt 
und Umweltschutz, die sich zur Zeit konträr gegen-
überzustehen scheinen, wieder miteinander in Ein-
klang zu bringen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das waren zwar 
vier Sätze, Herr Abgeordneter, aber da Sie zu Ende 
gekommen sind, wollen wir es dabei bewenden las-
sen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Biechele. Für ihn 
sind fünf Minuten Redezeit angemeldet. 

Biechele (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Das Umwelt-
programm der Bundesregierung erinnert an die 
wichtige und äußert dringliche Aufgabe, Rhein und 
Bodensee zu sanieren. Die Bundesregierung will in 
einem Fünfjahresleitprogramm Zuwendungen von 
insgesamt 150 Millionen DM — davon 20 Millionen 
DM für 1972 — zur Verfügung stellen. Das Leitpro-
gramm ermöglicht — so lesen wir im Umweltpro-
gramm — eine Spitzenfinanzierung für den Bau 
kommunaler Abwässerreinigungsanlagen von über-
regionaler Bedeutung, deren Finanzierung im übri-
gen grundsätzlich in die Zuständigkeit von Ländern 
und Gemeinden fällt. 

Die Notwendigkeit dieser Aufgabe, den Boden-
see zu sanieren, wird an Hand folgender Feststel-
lungen deutlich. Der Bodensee ist der größte Trink-
wasserspeicher Europas. Über 2 Millionen Menschen 
beziehen ihr Trinkwasser aus ihm, und es werden 
immer mehr. Der Bodensee ist aber, wie wir beinahe 
täglich hören und lesen können, zu einem Patien-
ten geworden, der uns große Sorgen macht. Sympto-
me und Ursachen der Krankheiten dieses Patienten, 
aber auch die zu wählenden Heilverfahren sind 
uns weitgehend bekannt. Dem See werden nicht nur 
zuviel ungereinigte Abwässer, sondern auch zuviel 
Nährstoffe, besonders Phosphate, zugeführt. Das 
führt zur Überernährung, zur Eutrophierung. 

Was ist hier zu tun? Die internationale Gewässer-
schutzkommission für den Bodensee, die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft und die am Bodensee täti-
gen gymnologischen Institute haben übereinstim-
mende klare Empfehlungen gegeben: Alle Abwässer 
der Ufergemeinden und darüber hinaus im ganzen 
Einzugsgebiet müssen mechanisch und biologisch 
gereinigt werden. Für diese Aufgabe brauchen 
die Gemeinden erhebliche staatliche Zuschüsse: für 
die Kläranlagen, aber auch für die Hauptsammler 
und das notwendige Kanalisationsnetz. Die Leistun-
gen der Gemeinden und des Landes Baden-Würt-
temberg für diese Aufgaben sind beachtlich und ver-
dienen besondere Anerkennung; doch diese Leistun-
gen genügen nicht, wenn wir den Bodensee retten 
wollen. Weitere und zusätzliche Mittel müssen mit 
Vorrang und schnell bereitgestellt werden. Die Hilfe 
des Bundes, die in bescheidenem Rahmen bleibt, ist 
sehr erwünscht. Ich bitte Sie, Herr Bundesminister, 
darum besorgt zu sein, daß die Vergaberichtlinien 
für die 20 Millionen DM für 1972 bei der Verab-
schiedung des Haushalts 1972 auch vorliegen. 
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Für die Reinigung und Reinhaltung des Boden-
sees genügen die zweistufigen, d. h. mechanisch und 
biologisch arbeitenden Kläranlagen nicht; denn sie 
schalten das Phosphat und andere Nährstoffe nicht 
aus. Dies ist nur durch eine dritte Reinigungsstufe, 
d. h. eine chemische Fällung möglich. Sie kann in 
schon bestehende zweistufige Kläranlagen einge-
baut und bei Neubauten mit relativ geringen Mehr-
kosten verwirklicht werden. 

Auf eine aktuelle und Ihnen, sehr geehrter Herr 
Minister Genscher, bekannte Sorge für den Boden-
see darf ich noch hinweisen. Die Firma Dornier hat 
den Antrag auf die wasserrechtliche Genehmigung 
für die Einleitung radioaktiver Abwässer in den 
Bodensee gestellt. Diese Tatsache hat mich veran-
laßt, für die Fragestunde zwei Anfragen an die Bun-
desregierung zu richten. Über die Art der Beant-
wortung durch die Bundesregierung war ich sehr be-
troffen. Ich habe mit Ihnen, sehr geehrter Herr 
Minister, darüber ein Gespräch geführt. Um so 
dankbarer bin ich Ihnen, daß Sie sich dieser Frage, 
die Sie und Ihr Haus besonders betrifft, angenom-
men haben. Sie haben mir unter anderem folgendes 
mitgeteilt: 

Wie ich Ihnen schon mündlich mitgeteilt habe, 
halte ich die Einleitung radioaktiver Abwässer 
durch die genannte Firma in den Bodensee nicht 
für vertretbar. Da das Vorhandensein natür-
licher Radioaktivität in einem der Trinkwasser-
versorgung dienenden stehenden Gewässer 
nicht beeinflußt werden kann, sollte jede Er-
höhung der Radioaktivität durch künstliche Ein-
leitung vermieden werden. 

Und: 
Ich werde mich weiter darum bemühen, daß 
durch radioaktive Einleitungen in stehende Ge-
wässer, die der Trinkwasserversorgung dienen, 
nicht Gefahren für die Umwelt, insbesondere 
für die menschliche Gesundheit entstehen. 

Die Genehmigung der Einleitung radioaktiver Ab-
wässer in den Bodensee müßte verheerende Folgen 
haben. Ich denke nur an die Überschriften, die in 
den Massenblättern erschienen. Darin kam zum 
Ausdruck, daß der See nicht mehr nur, wie in der 
jüngsten Vergangenheit, stinkt, sondern auch 
strahlt, nämlich Radioaktivität. Wer wollte sich in 
einer solchen Landschaft noch erholen! Ich kann nur 
hoffen, daß bei den weiteren Prüfungen und Über-
legungen in dieser Frage Prestigegesichtspunkte 
keine Rolle spielen. 

Ich komme zum Schluß. Von besorgten Mitbür-
gern, die den Bodensee kennen, wird immer wieder 
die Frage gestellt: Ist der Bodensee überhaupt noch 
zu retten? - Er ist zu retten, wenn wir ihn retten 
wollen. Dafür kann, ja muß auch der Bund einen 
wichtigen Beitrag leisten. 

(Allseitiger Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kaffka. Für ihn sind 5 Minuten ange-
meldet. 

Kaffka (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wer soll das alles be-
zahlen? Die Frage beantwortet die Bundesregierung 
eindeutig mit dem Hinweis auf das Verursacher-
prinzip. Damit wird sich auch in Zukunft zeigen, wer 
auf dem Boden der Marktwirtschaft steht; denn das 
Verursacherprinzip ist ein an der marktwirtschaft-
lichen Ordnung orientiertes Prinzip. Es ist keine 
Frage, daß es in den letzten Jahren ausgehöhlt wor-
den ist. Man braucht nur an das Wasserhaushalts-
gesetz zu denken. Die §§ 5, 6 und 7 existieren offen-
bar nicht. Auch der Hinweis auf zu erwartende 
öffentliche Subventionen hat zu dieser Aushöhlung 
vielfältig beigetragen, indem ein öffentliches Prinzip 
dem Verursacherprinzip entgegengesetzt worden ist, 
ganz abgesehen davon, daß weithin im Lande im 
Bereich der Umweltverschmutzung das Prinzip des 
heiligen Florian gilt. Der Bundesregierung ist dafür 
zu danken, daß sie das Verursacherprinzip so deut-
lich und so nachdrücklich wieder in das Bewußtsein 
der Öffentlichkeit gerückt hat. 

Die Frage, was die Bundesregierung an Mitteln 
bereitstellt, wird sehr deutlich beantwortet. 1,4 Mil-
liarden DM sind in der mittelfristigen Finanzpla-
nung angesetzt. Wir sind uns klar darüber, daß das 
an sich noch nicht ausreichend ist. Aber wir müssen 
uns auch darüber klar sein, daß der Bund keine Fi-
nanzierungskompetenz hat, infolgedessen vorwie-
gend Forschung und Entwicklung mit diesem Ansatz 
zu tragen hat. Der Hauptanteil liegt bei den Län-
dern und den Gemeinden. Der Bund wird die Spit-
zenfinanzierung übernehmen. Es wird zu erwägen 
sein, ob nicht die ERP-Mittel in Zukunft verstärkt 
für die Bewältigung der Umweltprobleme anzuset-
zen sind, nicht nur für unterentwickelte Gebiete. 
Wir halten es für erforderlich, daß die Spitzenfinan-
zierung aus ERP-Mitteln auch auf Ballungsräume 
erstreckt wird. 

Das Ziel des Umweltprogramms der Bundesregie-
rung geht dahin, unter anderem auch der Industrie 
Hinweise zu geben, durch heilsamen Zwang Tech-
niken zu entwickeln, die umweltfreundlich sind. Wo 
das nicht mehr möglich ist, wo heilsamer Zwang nicht 
mehr wirkt, müssen Strafdrohungen stehen. In den 
vorliegenden Gesetzentwürfen sind für schwer-
wiegende Verstöße gegen Vorschriften des Um-
weltschutzes Strafvorschriften mit der Androhung 
von Freiheitsstrafen vorgesehen, in besonders 
schweren Fällen, wenn nämlich durch die strafbare 
Handlung das Leben oder die Gesundheit einer gro-
ßen Zahl von Menschen gefährdet oder der Tod 
oder eine schwere Körperverletzung eines Men-
schen verursacht worden ist, Freiheitsstrafe bis zu 
10 Jahren. Durch diese Umweltschutzstrafvorschrif-
ten soll einmal eindringlich ins Bewußtsein gerufen 
werden, daß wir alle Verantwortung gegenüber der 
Umwelt tragen. Zum anderen sollen leichtfertige 
Mitmenschen zur Beachtung der Vorschriften des 
Umweltschutzes angehalten werden. 

Mit dem Inkrafttreten der genannten Umwelt-
schutzgesetze wird den Behörden und den Gerich-
ten ein umfassenderes Rüstzeug an die Hand ge- 
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geben werden. Ihnen ist es anheimgegeben, es auf 
die wirksamste Weise durchzusetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Als letzter Redner 
aus der Mitte des Hauses hat der Abgeordnete Dr. 
Jahn das Wort. Für ihn sind 8 Minuten angemeldet. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU): Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich will weniger 
als 10 Minuten, weniger als 8, ich will möglichst 
nur 5 Minuten sprechen, so wie es gute Übung im 
Europäischen Parlament ist: mindestens 5 Minuten, 
höchstens 15 Minuten für den Sprecher der Fraktion, 
20 Minuten für den Berichterstatter. Ich glaube, die 
Debatte würde dadurch farbiger, und es würde 
doch alles gesagt werden können. Vielleicht über-
prüfen wir unsere Geschäftsordnung einmal in die-
sem Sinne. 

Das hier diskutierte Umweltprogramm der Bun-
desregierung und die Meinungen der Koalition und 
der Opposition haben deutlich gemacht, ich möchte 
sagen: einmal mehr deutlich gemacht, daß wir es mit 
einem Fragenkomplex internationalen und euro-
päischen Ranges zu tun haben. Lassen Sie mich ver-
suchen, einige Akzente aus der Sicht des Euro-
päischen Parlaments zu setzen, in dem ich die Ehre 
habe, Generalberichterstatter für Fragen der Um-
weltpolitik und der Harmonisierungsgesetzgebung 
zu sein. Wie bekannt und heute erwähnt, hat die 
Kommission eine Erste Mitteilung über die Politik 
der Gemeinschaft auf dem Gebiet des Umweltschut-
zes dem Europäischen Parlament und dem Rat zu-
geleitet. Erste Diskussionen haben ergeben, daß 
Übereinstimmung darüber besteht, daß mit dem 
Aufgabensektor Umweltschutz ein neues Kapitel — 
ich betone: ein neues Kapitel — der Gemeinschafts-
politik aufgeschlagen worden ist. Die Erhaltung und 
Verbesserung der Umwelt wird als eine der vor-
dringlichsten Aufgaben der Gemeinschaft sowie der 
anderen hochindustrialisierten Länder angesehen. 
Kommission und Parlament stimmen darin überein, 
daß in der Gemeinschaft vier Ziele angestrebt wer-
den sollten. Sie sind für uns alle sicherlich sehr 
verpflichtend: 

1. Eindämmung und nach Möglichkeit Ausschal-
tung der schädlichen Auswirkungen, die die wirt-
schaftlichen und sozialen Tätigkeiten im allgemei-
nen und der technische Fortschritt im besonderen 
auf die Umwelt haben, ohne daß jedoch der Um-
weltschutz zu einer generellen Bekämpfung des 
Wirtschaftswachstums und des Fortschritts führt; 

2. Erhaltung der natürlichen Versorgungsquellen 
durch Überwachung des Gleichgewichts der ökologi-
schen Systeme der Biosphäre; 

3. Umweltplanung und Raumordnung, um ins-
besondere den verhängnisvollen Auswirkungen der 
zunehmenden Zusammenballung der Bevölkerung 
in den Städten zu begegnen; 

4. Lenkung und gegebenenfalls Förderung des 
Fortschritts entsprechend den tatsächlichen Bedürf-
nissen des Menschen, und zwar nicht nur in quanti-
tativer, sondern auch in qualitativer Hinsicht. 

Wichtig erscheint dem Europäischen Parlament für 
die Diskussion in den Parlamenten der Mitgliedstaa-
ten die Harmonisierung der Gesetzgebung in diesen 
Staaten von heute und morgen, also ab sofort. 

Ich möchte daher an die Bundesregierung die Bitte 
richten, im Ministerrat, dem die erste Stellungnahme 
ja vorliegt, dafür zu votieren, Herr Minister, daß die 
Harmonisierungsrichtlinien entweder über Art. 100 
und 101 oder über Art. 235 erfolgen. Ich wollte die 
Artikel im Wortlaut zitieren, erspare es mir aber. 
Ich bitte jedoch den Minister, die Verhandlungen 
im Ministerrat mit dem Blick auf diese Artikel zu 
führen. Es handelt sich nicht um eine neue Materie, 
für die Art. 236 des EWG-Vertrags in Frage käme. 
Im Europäischen Parlament wird mit großer Mehr-
heit die Auffassung vertreten, daß zur Harmonisie-
rung der Gesetzgebung auf dem Gebiet des Um-
weltschutzes eine Änderung des Vertrags nicht not-
wendig ist. 

Erbeten wird weiter die Unterstützung der Bun-
desregierung und des ganzen Hauses zu der Errich-
tung eines Europäischen Instituts für Umweltschutz. 
Diesem sollte die Aufgabe zufallen, Studien und 
Forschungen zu betreiben, hinzielend auf erstens die 
Verbesserung der Lebensbedingungen sowie die 
Ausarbeitung eines europäischen Zivilisationsmo-
dells, zweitens die Ausarbeitung eines langfristigen 
allgemeinen Bewirtschaftungs- und Entwicklungs-
plans für die natürlichen Versorgungsquellen der 
Gemeinschaft und drittens die Sammlung, Verarbei-
tung, Vervollständigung und Verteilung der Infor-
mationen über Umweltfragen auf Gemeinschafts-
ebene, insbesondere der Informationen über neue 
Techniken und Verfahren, die zur Verringerung der 
Umweltverschmutzung dienen, viertens die Ver-
anstaltung vor allem nachakademischer Ausbil-
dungskurse auf dem Gebiet des Umweltschutzes. 

Meine Damen und Herren, eine Koordination und 
eine Kooperation auf dem Gebiet der Forschung, der 
Planung und der Auswertung neuer Techniken wer-
den Doppelarbeit vermeiden und Geld sparen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, Urn-
weltschutz und Umweltpolitik sind nicht nur eine 
Gemeinschaftsaufgabe in den jeweiligen nationalen 
Parlamenten der Mitgliedstaaten, nicht nur eine der 
sechs EWG-Staaten, nicht nur eine der auf zehn 
Staaten erweiterten EWG, sondern aller Industrie-
nationen, die in Europa auf so engem Raum zusam-
menleben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich freue mich, daß es den parlamentari-
schen Geschäftsführern gelungen ist, im Wege ge-
genseitiger Vereinbarungen doch noch zu erreichen, 
daß die Debatte zu einer vernünftigen Zeit beendet 
wird. 

Nunmehr hat das Schlußwort der Herr Bundes-
minister des Innern. Seine Redezeit ist nach der 
Geschäftsordnung unbegrenzt. Aber länger als eine 
Stunde sollten Sie nicht reden. 
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Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich will mich so 
kurz wie möglich fassen, um dem Problem der Um-
weltverschmutzung nicht noch das der Zeitver-
schmutzung hinzuzufügen. 

(Heiterkeit.) 

Ich habe Anlaß, dem Hohen Hause für die sach-
liche Behandlung des Umweltprogramms der Bun-
desregierung zu danken. Sie können davon aus-
gehen, daß alle Anregungen, die hier gegeben wor-
den sind, in die Arbeit der Bundesregierung ein-
gehen werden. Ich möchte meine besondere Freude 
darüber zum Ausdruck bringen, daß die Sprecher 
der Fraktionen den Mitarbeitern meines Hauses ge-
dankt haben, die es in der Tat mit einem ungewöhn-
lichen Einsatzwillen möglich gemacht haben, daß die 
Bundesregierung ihr Grundsatzprogramm fristge-
mäß vorgelegt hat. 

Meine Damen und Herren, ein besonderes Pro-
blem ist die Veränderung der verfassungsrechtlichen 
Lage in der Bundesrepublik Deutschland. Wir kön-
nen unserer gesamtstaatlichen Verantwortung für 
den Umweltschutz nur dann gerecht werden, wenn 
die Verfassungsänderungen vorgenommen werden. 
Ich sage das auch für meinen Kollegen Ertl für den 
Bereich des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege. Auch hier besteht eine gesamtstaatliche Ver-
antwortung, die mit der gegenwärtigen Kompetenz 
des Bundes nicht in ausreichender Weise wahrge-
nommen werden kann. 

Deshalb bitte ich das Hohe Haus, den von uns ge-
wünschten Verfàssungsänderungen, für die im we-
sentlichen die Ausfüllungsgesetze vorliegen, die Zu-
stimmung zu geben. Wir können uns eine Rechts-
zersplitterung gerade im Bereich des Umweltschutzes 
nicht leisten. Es geht nicht um eine Machtverschie-
bung zwischen Ländern und Bund zugunsten des 
Bundes, sondern es geht darum, daß wir zeigen, daß 
auch ein Bundesstaat, daß auch ein föderalistisch 
aufgebauter Staat handlungsfähig ist und diese Auf-
gaben lösen kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Die Bundesregierung wird sich mit besonderem 
Nachdruck für die internationale Angleichung der 
Umweltvorschriften einsetzen, weil wir Wettbe-
werbsvorteile verhindern wollen, die sich daraus 
ergeben, daß dieser oder jener Staat seine Ver-
pflichtung gegenüber dem Umweltschutz nicht aus-
reichend wahrnimmt. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Wir dürfen nicht billige Flaggen des Umweltschutzes 
prämiieren, indem wir zulassen, daß bestimmte Staa-
ten ihrer Volkswirtschaft nicht das abverlangen, was 
wir aus der Verantwortung für den Menschen von 
unserer Wirtschaft erwarten. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Meine Damen und Herren, wir wollen auch nicht, 
daß die Bestimmungen des Umweltschutzes neue 
Handelshindernisse dort aufbauen, wo wir sie eben 
durch den Abbau der Zollschranken beseitigt haben. 

- Ich möchte aber auch ebenso klar sagen, daß die 
Bundesregierung ihre Absicht, im Bereich des Um-
weltschutzes in Europa Schrittmacherdienste zu lei-
sten, mit allem Ernst verwirklichen wird. Es wird für 
uns kein Argument gegen unsere Initiativen sein 
können, daß man sagt: Wartet erst ab, bis alle 
europäischen Staaten zugestimmt haben. 

(Allgemeine Zustimmung) 

Wir würden sonst das Geleitzugsystem, das wir von 
den Hemmnissen für die deutsche Bildungspolitik 
kennen, auf den europäischen Umweltschutz mit 
allen Nachteilen übertragen. Dazu ist die Bundes-
regierung nicht bereit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Ziel 
dieser Politik ist es, nicht nur zu reagieren und zu 
heilen; das Ziel dieser Politik ist es, das Entstehen 
von Umweltschäden zu verhindern. Die heutige De-
batte gibt der Bundesregierung nicht nur die Hoff-
nung, sondern die Überzeugung, daß sie im Hohen 
Hause über die ausreichenden Mehrheiten um 
nicht zu sagen, über einstimmige Zustimmung — für 
diese Politik verfügt. Dafür danke ich Ihnen. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundes-
minister, ich danke Ihnen für die Kürze Ihrer Rede. 
— Wir haben nun noch das Programm der Bundes-
regierung zu überweisen. Ich schlage gemäß dem Be-
schluß des Ältestenrates Überweisung an den Innen-
ausschuß — federführend —, an den Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit, den Ausschuß für 
Wirtschaft, den Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten, den Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen, den Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft und den Haushalts-
ausschuß zur Mitberatung vor. — Widerspruch er-
folgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich komme nunmehr zu Punkt 1 der Tagesord-
nung: 

Fragestunde 

— Drucksache VI/2861 - 

Ich wende mich den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit zu. Der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Westphal wartet schon einige Zeit 
auf die Beantwortung. 

Zuerst komme ich zu Frage 54 der Frau Abgeord-
neten Dr. Diemer-Nicolaus. — Sie ist nicht im Saal; 
daher wird diese Frage wie auch Frage 55 schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich komme zu Frage 56 des Abgeordneten Josten. 
— Der Abgeordnete ist ebenfalls nicht im Saal; 
diese Frage und Frage 57 werden schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich komme zu Frage 58 des Abgeordneten Dr. 
Arnold: 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Altersforschung, 

die nach Auffassung des Verbands der niedergelassenen Ärzte 
Deutschlands zu kurz kommt, obwohl heute dreimal so viele über 
65 Jahre alte Menschen im Bundesgebiet leben als vor 100 
Jahren, dadurch zu fördern, daß sie auf die Gründung eines 
Universitätsinstituts und eines Lehrstuhls für Altersforschung 
(Gerontologie) hinwirkt? 

Herr Staatssekretär, ich darf bitten! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Dr. Arnold, die Bundesregierung hat 
bereits im Gesundheitsbericht in der Bundestags-
drucksache VI/1667 die Auffassung vertreten, daß 
zur Intensivierung der Altersforschung die Einrich-
tung von Lehrstühlen für Gerontologie und Geria-
trie erforderlich ist. Im Zusammenhang mit der wis-
senschaftlichen Vorbereitung des Programms „Hil-
fen für die ältere Generation" wird sich die Mög-
lichkeit ergeben, auf die Notwendigkeit derartiger 
Lehrstühle erneut hinzuweisen. 

Eine unmittelbare Förderung der Altersforschung 
an wissenschaftlichen Hochschulen erfolgt durch 
die Anregung und Finanzierung umfangreicher For-
schungsvorhaben zu diesem Programm. Damit wird 
den Wissenschaftlern die Möglichkeit gegeben, ihr 
Fachgebiet an den Hochschulen weiter zu entwickeln 
und zu profilieren. 

Die Entscheidung über die Einrichtung von Lehr-
stühlen oder Universitätsinstituten liegt allerdings 
ausschließlich bei den Ländern. So ist mir z. B. be-
kannt, daß in Hessen zur Zeit geprüft wird, ob ein 
Lehrstuhl für Gerontologie an der Universität Gie-
ßen gebildet werden kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Arnold. 

Dr. Arnold (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
es also richtig, daß zur Zeit in der Bundesrepublik 
weder ein Lehrstuhl noch ein Universitätsinstitut 
für Altersforschung besteht? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
In dieser exakten Umschreibung gibt es einen Lehr-
stuhl oder ein Universitätsinstitut noch nicht. Aber 
Sie sehen, die Altersforschung wird gefördert, und 
es gibt Bestrebungen, zu Lehrstühlen zu kommen, 
die wir unterstützen werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Arnold. 

Dr. Arnold (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung bereit, bei den Ländern anzu-
regen, daß in diesem Sinne vielleicht beschleunigt 
nachgedacht wird mit dem Ziel, alsbald mindestens 
einen Lehrstuhl und ein entsprechendes Institut in 
einem der Bundesländer zu haben? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Dr. Arnold, wir glauben, dies längst 
getan zu haben, und zwar einerseits dadurch, daß 

wir die Notwendigkeit im Gesundheitsbericht sehr 
ausführlich dargestellt haben, und zweitens dadurch, 
daß wir in dieser Richtung aktiv geworden sind. Wir 
werden jede Gelegenheit nutzen, um die Bestrebun-
gen zur Einrichtung von Lehrstühlen weiter zu 
unterstützen, um bald zu einer Lösung zu kom-
men. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage 94 der Abgeordneten Frau von Bothmer. 

Wie beurteilt die Bundesregierung den fachlichen Erfolg des 
mit finanzieller Unterstützung des Bundes vom 5. bis 11. August 
1971 in Bonn durchgeführten 13. Weltkongresses der Omep 
(Organisation Mondiale pour l'Education Préscolaire)? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Frau Kollegin von Bothmer, der 13. Weltkongreß 
der Organisation Mondiale pour l'Education Prés-
colaire fand in der Zeit vom 5. bis 11. August 1971 
hier in Bonn unter dem Leitthema „Die pädagogische 
Bedeutung des Spiels im frühen Kindesalter" statt. 
Eine abschließende Beurteilung der Ergebnisse die-
ses Kongresses ist derzeit deshalb noch nicht mög-
lich, weil u. a. zum Teil fremdsprachlich abgefaßte 
Arbeitsgruppenergebnisse noch nicht ins Deutsche 
übersetzt worden sind. Ebenso hat das gastgebende 
Deutsche Nationalkomitee für frühkindliche Erzie-
hung einen vorgesehenen zusammengefaßten Be-
richt noch nicht vorlegen können. 

Unter dieser Einschränkung ist festzustellen, daß 
die grundlegenden Vorträge von Professor Oster-
rieth über die Bedeutung des frühkindlichen Spiels, 
der schwedischen Frau Minister Myrdal über die 
moderne Leistungsgesellschaft als Chance und Ge-
fahr für das kindliche Spiel und von Frau Professor 
Stahl aus Bremen über die Vorschulerziehung in der 
Bundesrepublik Deutschland die Diskussionen in 
den Arbeitsgemeinschaften während dieses Kon-
gresses nachhaltig beeinflußt haben. Es hat dort 
einen fruchtbaren Meinungs- und Erfahrungsaus-
tausch gegeben. 

In einzelnen Arbeitsgruppen konnte die Arbeit 
wegen des unerwartet starken Andrangs — statt 
der zunächst erwarteten 800 Teilnehmer waren ins-
gesamt 1400 aus aller Welt erschienen — nicht im-
mer mit der Intensität durchgeführt werden, die 
von einigen Kongreßteilnehmern erwartet wurde. In 
Einzelfällen ist die Diskussion in den Arbeitsgrup-
pen auch auf gewisse Schwierigkeiten infolge der 
Inhomogenität der Teilnehmer gestoßen. Dennoch 
hält die Bundesregierung den gerade dort möglich 
gewesenen Meinungsaustausch zwischen Wissen-
schaftlern und Praktikern aus Ländern mit sehr 
unterschiedlichen Formen der frühkindlichen Erzie-
hung für eine wertvolle Sache. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete von Bothmer. 

Frau von Bothmer (SPD) : War denn, da 
engagierte Vorschulexperten aus dem Ausland an 
diesem Kongreß teilgenommen haben, das Bundes- 
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Frau von Bothmer 

ministerium für Bildung und Wissenschaft an der 
Vorbereitung überhaupt beteiligt? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Vornehmlich hat sich das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit um diesen Kongreß 
bemüht. Sie wissen, daß sich das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit vor allem für die 
Aufgaben, die im Bereich der Elementarerziehung 
anstehen, verantwortlich fühlt. Es arbeitet dabei 
mit dem Bundesministerium für Bildung und Wis-
senschaft eng zusammen. Ich kann es zwar jetzt 
nicht in aller Eindeutigkeit sagen, aber ich bin 
sicher, daß sich auch Mitarbeiter aus dem Bundes-
ministerium für Bildung und Wissenschaft um die-
sen Kongreß gekümmert haben. Die Vorbereitung 
ist durch Mitarbeiter unseres Hauses erfolgt. Zur 
Förderung und Finanzierung dieses Kongresses hat 
das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit Mittel bereitgestellt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, bitte sehr! 

Frau von Bothmer (SPD) : Die Gründe, die Sie 
angeben, veranlassen mich zu der Frage: Ist die 
Bundesregierung bereit, im Sinne der Einheitlich-
keit ihrer Bildungsplanung grundsätzlich zu prüfen, 
ob die Kompetenz für Erziehung im Primar- und 
Elementarbereich dem für Bildung zuständigen Res-
sort übertragen werden kann? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Zur Behandlung dieser Frage auf der Ebene der 
Bundesregierung besteht zur Zeit deshalb kein 
Grund, weil es auf diesem Gebiet — das gilt auch in 
bezug auf die Bund-Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung - keine Schwierigkeiten in der Zu-
sammenarbeit gibt. Ich sehe deshalb keine Veranlas-
sung, die Zuständigkeit des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit für Fragen der 
Elementarerziehung aufzugeben. Sie wissen viel-
leicht, daß das Jugendwohlfahrtsgesetz, eine der 
Rechtsgrundlagen für die Arbeit im Jugendbereich 
und im Bereich der Erziehung der Kinder, die ein-
zige Rechtsgrundlage auf Bundesebene ist, die es 
ermöglicht, gerade in diesen Bereich der Elementar-
erziehung hin bundeseinheitliche Regelungen zu 
treffen. Eine Reform des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
ist eingeleitet. Wir sind dabei, ein neues Jugend-
hilferecht zu schaffen und bemühen uns auch um die 
Konkretisierung des Rechtsanspruches auf Erzie-
hung gerade für Kinder, d. h. mit Auswirkungen für 
den Ausbau des Elementarerziehungsbereichs. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Ich komme zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts. Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Moersch steht zur Verfügung. 
Die Fragen 97 und 98 des Abgeordneten Dr. Riedl 
(München), die Frage 99 des Abgeordneten Redde-

mann sowie die Fragen 100 und 101 des Abgeord-
neten Dr. Schmitt-Vockenhausen werden auf Wunsch 
der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich komme zur Frage 102 des Abgeordneten Dr. 
Jahn (Braunschweig) : 

Ist die Bundesregierung bereit, sich im Rat der EWG für die 
Erweiterung der Zuständigkeiten und Befugnisse des Euro-
päischen Parlaments durch Beteiligung des Parlaments an den 
Entscheidungen über normative Rechtsakte der Gemeinschaft, 
also am Gesetzgebungsverfahren im weitesten Sinne einzusetzen? 

Ich darf bitten, Herr Staatssekretär. 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
Rolle und Befugnisse des Europäischen Parlaments 
nicht befriedigend geregelt sind. Die praktische Ver-
wirklichung des Wunsches der Bundesregierung, die 
Befugnisse des Europäischen Parlaments im Wil-
lensbildungsprozeß der Gemeinschaft zu erweitern, 
stößt angesichts der bekanntlich unter den gegen-
wärtig sechs Mitgliedern unterschiedlichen Einstel-
lungen zum Parlament auf Schwierigkeiten. Die Bun-
desregierung ist daher zu der Auffassung gelangt, 
daß isolierte Initiativen zugunsten des Europäischen 
Parlaments gegenwärtig keine Aussicht auf Erfolg 
bieten und daß statt dessen Fortschritte im Bereich 
der praktischen Arbeit der Gemeinschaften gesucht 
werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sind Sie nicht auch der Auffas-
sung, daß das Europäische Parlament insoweit Kon-
trollbefugnisse erhalten sollte, daß es, falls sich der 
Ministerrat nicht entschließen kann, den Konsulta-
tionsbeschluß des Europäischen Parlaments zu über-
nehmen, die Möglichkeit zu einer nochmaligen Stel-
lungnahme bekommt? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, ich glaube, diese Frage zielt bereits auf die 
Antwort auf die Frage 103. Ich bin bereit, auf die 
Frage nach dem bisherigen Mechanismus ausführ-
licher einzugehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Sollte der 
Ministerrat nicht verpflichtet werden, in den Ent-
schließungen nur mit Einstimmigkeit von der Stel-
lungnahme bzw. erneuten Stellungnahme des Par-
laments abzuweichen, wenn diese mit qualifizierter 
Mehrheit beschlossen wurde? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, das ist eine Frage, die im Grunde durch meine 
Antwort schon beantwortet ist. Es ist eine Frage 
der Willensbildung innerhalb aller beteiligten Staa- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Moersch 

ten. Ihnen ist sicherlich ebenso wie der Bundes-
regierung bekannt, daß es hier unterschiedliche Auf-
fassungen gibt. Ich habe sie angeführt. Am schön-
sten wäre es immer, wenn eine klare parlamentari-
sche Kontrolle für jede Art von Regierungstätigkeit 
ausgeübt werden könnte. Darüber sind sich eigent-
lich die Demokraten in Europa völlig einig. Es gibt 
aber andere Auffassungen von einer praktischen 
europäischen Zusammenarbeit. Diese Zusammenar-
beit braucht nicht deswegen erfolglos zu sein, weil 
sie sich nicht nach unserem Modell richtet. Wir ha-
ben natürlich unsere Vorstellung immer vertreten 
und werden sie auch dort, wo es sinnvoll ist, weiter 
vertreten. Wir können aber nicht pausenlos Dinge 
vertreten, von denen wir von vornherein wissen, 
daß sie gegenwärtig — und das habe ich gesagt —
keine Aussicht auf Verwirklichung bieten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 103 des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) : 

Ist die Bundesregierung bereit, sich beim Ministerrat dafür 
einzusetzen, daß alle internationalen Abkommen der Gemein-
schaft durch das Europäische Parlament ratifiziert werden? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, ich habe in meiner Antwort auf die vorherige 
Frage dazu schon grundsätzlich Stellung genommen. 
Ich möchte wiederholen, von isolierten Aktionen zu-
gunsten des Europäischen Parlaments kann sich die 
Bundesregierung angesichts der unterschiedlichen 
Einstellungen der Regierungen der Mitgliedsländer 
im gegenwärtigen Zeitpunkt noch keinen Erfolg ver-
sprechen. 

Ich möchte jetzt eigentlich die Zusatzfrage von 
vorhin gleich mitbeanworten. Die Einflußmöglich-
keiten des Parlaments sind ohne Vertragsänderung 
und von der Öffentlichkeit nahezu unbemerkt im 
Einvernehmen zwischen Rat und Parlament auch im 
Bereich der Außenbeziehungen vergrößert worden. 
Der EWG-Vertrag unterscheidet zwischen Verträ-
gen, vor deren Abschluß der Rat das Europäische 
Parlament konsultieren muß, und Verträgen, die 
er ohne jegliche Einschaltung des Europäischen Par-
laments abschließen kann. Schon seit 1964 werden 
die zuständigen Ausschüsse des Europäischen Parla-
ments im Falle der Aushandlung von Assoziierungs-
abkommen vom Verhandlungsführer, d. h. der Kom-
mission und dem Rat, vor Unterzeichnung unter-
richtet und können in einem Meinungsaustausch 
ihre Gesichtspunkte geltend machen. Während diese 
Kontakte die vertraglich vorgeschriebene formelle 
Konsultation ergänzen, hat der Rat am 9. Novem-
ber dieses Jahres für die Handelsverträge, die kei-
ner Konsultation unterworfen sind, ein Verfahren 
beschlossen, nach dem die zuständigen Ausschüsse 
vor Unterzeichnung analog zu dem Verfahren bei 
den Assoziierungsabkommen unterrichtet werden. 
Ich glaube, daß ein pragmatisches Vorgehen dieser 
Art, für das sich die Bundesregierung eingesetzt 
hat, immerhin einen ermutigenden Ansatz für die 
Weiterentwicklung der Rechte des Parlaments dar-
stellt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, wir begrüßen die Erweiterung der 
Kompetenzen. Sind Sie aber nicht der Auffassung, 
daß nicht nur die Information und die Diskussion, 
die dann in einer Entschließung endet, sondern 
auch letztlich die Zustimmung des gesamten Ple-
nums bei der Ratifikation von Verträgen erforder-
lich sein sollte? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, wenn wir eines Tages ein klares parlamentari-
sches Verfahren in der Gemeinschaft haben sollten, 
ist diese Frage selbstverständlich mit Ja zu beant-
worten. 

Die jetzige Konstruktion ist eine Art Zwischenlö-
sung, mit der wir uns so lange abzufinden haben, 
bis eine einvernehmliche Vertragsänderung möglich 
ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Sind Sie 
nicht der Auffassung, Herr Staatssekretär, daß die 
europäischen Parlamentarier in ihren nationalen 
Parlamenten immer wieder — Sie haben einige Si-
tuationen angedeutet Druck ausüben sollten, daß 
die Widerstände, die im Rat vorhanden sind, all-
mählich ausgeschaltet werden? Meine Kollegen in 
den anderen nationalen Parlamenten verfahren so. 
Glauben Sie, daß das ein Weg ist? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Man kann einer 
solchen allgemeinen Formulierung sicherlich nicht 
widersprechen. Nur ist die Kompetenz der nationa-
len Parlamente auf diesem Gebiet unterschiedlich. 
Damit fängt es an. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Frage 104 ist 
vom Fragesteller, dem Abgeordneten Roser, zu-
rückgezogen. 

Die Frage 105 des Abgeordneten Schmidt (Kemp-
ten) wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Die Frage 106 ist vom Fragesteller, dem Abgeord-
neten Lemmrich, zurückgezogen. 

Ich rufe die Frage 107 des Abgeordneten Dr. 
Arnold auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, die Störungen der in 
Israel durchgeführten Deutschen Kulturwoche seien zu vermeiden 
gewesen, wenn man die Veranstaltung nicht verfrüht, sondern 
nach längerer, sorgfältigerer Vorbereitung zu einem späteren 
Zeitpunkt durchgeführt hätte? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, die Antwort lautet: Nein. Bekanntlich ging die 
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Initiative zur Deutschen Kulturwoche von der Stadt-
verwaltung Tel Aviv aus, die nach dem erfolgrei-
chen Verlauf einer italienischen und einer britischen 
Kulturwoche nun eine ähnliche deutsche Woche in 
ihren Mauern sehen wollte. Entsprechende Ver-
handlungen mit der Deutschen Botschaft haben be-
reits vor eineinhalb Jahren begonnen. Die Stadtver-
waltungen von Jerusalem und Haifa haben sich in 
der Folge an diesen Vorbereitungen beteiligt. Ich 
will die Dinge jetzt nicht noch einmal im einzelnen 
darstellen, sondern nur sagen, daß sicherlich gerade 
die Initiatioren nicht vorausgesehen haben und viel-
leicht auch nicht voraussehen konnten, daß die Be-
nennung einer Reihe an sich seit längerem üblicher 
Veranstaltungen mit dem Sammeltitel „Deutsche 
Kulturwoche" in manchen Kreisen Israels größere 
Emotionen auslösen würde. Dabei darf aber nicht 
verkannt werden, daß die eigentlichen Störungen 
— es waren ja nur wenige Störungen im Verhältnis 
zur Gesamtzahl der Veranstaltungen — von einer 
kleinen rechtsradikalen Gruppe ausgingen, von der 
sich Presse und Öffentlichkeit in Israel distanziert 
haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Arnold. 

Dr. Arnold (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Ihnen die Pressemeldungen bekannt, in denen steht, 
daß Mitglieder der Deutschen Botschaft in Israel die 
Auffassung vertreten haben, die in meiner Frage 
zum Ausdruck kommt? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, mir sind diese Pressemeldungen nicht bekannt. 
Ich habe mir selbstverständlich auf Grund Ihrer 
Frage die genauen Berichte unserer Vertretung an-
gesehen. Da in den letzten Tagen mehrere apo-
kryphe Behauptungen über angebliche Äußerungen 
von deutschen Diplomaten, etwa in Rom, in die Welt 
gesetzt worden sind, die sich sehr schnell als unrich-
tig herausgestellt haben, bin ich natürlich von vorn-
herein geneigt, diesen amtlichen Unterlagen, die ich 
hier habe, mehr Glauben zu schenken. Es müßte 
schon einen sehr handfesten Anhaltspunkt geben, 
wenn es anders sein sollte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Arnold. 

Dr. Arnold (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, be-
steht die Möglichkeit, eine Ubersicht über den Ver-
lauf der Veranstaltungen innerhalb der Deutschen 
Kulturwoche in Israel zu bekommen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich habe diese 
Ubersicht hier in der Hand. Ich bin gerne bereit, 
Ihnen hier Einsicht zu gewähren und Ihnen diese 
Unterlagen auch zu geben. Da aber auch die Öffent-
lichkeit zweifellos ein Interesse an diesen Informa-
tionen besitzt, möchte ich gleich sagen, daß es eine 
Reihe von hervorragenden Veranstaltungen gege-

ben hat, u. a. die Lesung von Günter Graß, auch die 
Aufführungen der „Emilia Galotti", die allerdings 
gestört wurden, und das Eröffnungskonzert. Es sind 
insgesamt mehr als 20 Veranstaltungen gewesen. 
Ich werde Ihnen von der zuständigen Abteilung eine 
genaue Aufstellung geben lassen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Mischnick zu einer Zusatzfrage. 

Mischnick (FDP) : Ist der Bundesregierung be-
kannt, daß nach den Ereignissen der Kulturwoche 
von vielen Seiten in Israel der Wunsch geäußert 
worden ist, andere kulturelle Veranstaltungen, die 
für die nächste Zeit geplant sind, auf keinen Fall 
etwa ausfallen zu lassen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ja, Herr Abgeord-
neter, ich kann Ihnen das bestätigen. Ich habe in 
meiner Antwort auch schon gesagt, daß die wesent-
lichen Presseorgane Israels ebenso wie Verbände 
und Verwaltungen ihr Bedauern darüber zum Aus-
druck gebracht haben, daß es in einzelnen Fällen zu 
Störungen gekommen ist. Ich möchte gleich hinzu-
fügen, daß ja wenige Monate zuvor das Gastspiel 
des Stuttgarter Staatstheaters mit seinem weltbe-
rühmten Ballett ein ganz hervorragendes Echo in 
Israel ausgelöst hat und daß dabei auch der Wunsch 
nach einer Fortsetzung dieser Zusammenarbeit zum 
Ausdruck kam. Ich glaube, allein daraus kann man 
schließen, daß eine allgemeine Tendenz zu einer 
Veränderung unserer Verhaltensweise nicht besteht. 

Daß der Termin der Kulturwoche den Anschein 
eines unglücklichen Zusammentreffens bekommen 
hat, war nicht von unserer Seite her zu verantwor-
ten. Das hing mit objektiven Gründen zusammen, 
die bei den israelischen Philharmonikern lagen; 
diese konnten keinen anderen Termin wahrnehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Fragen 108 und 
109 werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich komme zur Frage 110 des Abgeordneten Dr. 
Becher (Pullach) : 

Ist die Bundesregierung gewillt, den bei der Aufnahme der 
Volksrepublik China in die UNO beachteten Grundsatz, ein 
Land könne nur durch eine Regierung vertreten werden, auch für 
Deutschland in Anspruch zu nehmen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, erlauben Sie, daß ich Ihre beiden Fragen zu-
sammen beantworte? 

(Abg. Dr. Becher [Pullach] : Einverstanden!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich zu-
sätzlich die Frage 111 auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, unter Berücksichtigung dieses 
Grundsatzes davon auszugehen, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land nach dem Grundgesetz, nach dem Konkordats-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts und gemäß dem Deutschland-Vertrag 
allein legitimiert ist, „für Deutschland als Vertreterin des deut-
schen Volkes in internationalen Angelegenheiten zu sprechen"? 
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Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Lage Chinas 
ist mit der Deutschlands nicht zu vergleichen. China 
ist Mitglied der UNO seit deren Gründung. Die Aus-
einandersetzung der vergangenen Jahre ging allein 
darum, welche Regierung befugt ist, das Land in 
dieser Organisation zu vertreten. Im Gegensatz da-
zu bestehen in Deutschland nach Auffassung der 
Bundesregierung zwei Staaten, die sich untereinan-
der allerdings nicht im Verhältnis von Inland-Aus-
land gegenüberstehen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage, Herr Abgeordneter, 
verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung 
vom 11. November 1971 auf die Große Anfrage der 
CDU/CSU, in der im einzelnen dazu Stellung ge-
nommen wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Becher! 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist die Bundesregierung nicht gleichwohl 
der Überzeugung, daß die nunmehr in der UNO ge-
handhabte Praxis, nach der ein Land nur durch eine 
Regierung vertreten werden kann, unser Verfas-
sungsgebot über die Vollendung der Einheit und 
Freiheit Deutschlands geradezu ostentativ in dem 
Sinne bestätigt, daß es nicht durch zwei, sondern 
nur durch einen Staat erfüllt werden kann? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, ich habe in meiner Antwort bereits auf die 
Unterschiedlichkeit hingewiesen. Ich möchte hier 
nicht verschweigen, daß ja nicht erst diese Bundes-
regierung, sondern auch dieser Bundestag eine an-
dere politische Praxis betrieben hat, so daß sie auch 
von daher mit dem chinesischen Beispiel nicht ver-
gleichbar wäre. Ich erinnere z. B. an die Vertrags-
ratifikation bei der Westintegrationspolitik in die-
sem Hohen Hause. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, muß nicht auch die von der Bundesregie-
rung doch wohl nicht bestrittene Auffassung, daß 
allein die Bundesrepublik Deutschland — wie es ja 
schon der Name sagt: Bundesrepublik Deutschland 
— das Völkerrechtssubjekt Deutschland fortsetzt, 
die Folgerung nahelegen, daß sie analog zum Fall 
China nun ihrerseits allein berechtigt ist, Deutsch-
land in der UNO zu vertreten? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, ich habe in meiner Antwort vorhin auf die Ant-
wort auf die Große Anfrage verwiesen. Ich müßte 
jetzt auf Ihre Frage eine sehr lange und detaillierte 
völkerrechtliche Antwort geben. So einfach, wie es 
in Ihrer Frage geklungen hat, waren die Rechtsver-
hältnisse nie. Sie haben selbst eben schon im Be-
griff klargemacht, daß hier eine Unterschiedlichkeit 

bestehen könnte. Ich darf z. B. auf die Materialien 
zu den Verhandlungen im Parlamentarischen Rat 
verwiesen, wo etwa die Frage diskutiert wurde, ob 
es „Deutschland" oder „Bundesrepublik Deutsch-
land" heißen solle. Der Parlamentarische Rat hat sich 
für den Begriff „Bundesrepublik Deutschland" ent-
schieden. Ich möchte doch bitten, das in diesem Zu-
sammenhang zu beachten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sind Sie nicht der Überzeugung, daß der 
gesamten Bevölkerung durch den Vorgang im Ple-
num der UNO die Einfachheit dieser Frage klarge-
worden ist und daß wir daraufhin eine einfache und 
ebenso klare Antwort geben müssen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, wenn die Frage, was Deutschland sei, so ein-
fach wäre, wie es in einer solchen Frage zum Aus-
druck kommt, würde ich nicht verstehen, weshalb 
diese Frage seit 22 Jahren in der Weltpolitik so um-
stritten ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine letzte Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Becher! 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sind Sie nicht der Überzeugung, daß die 
Frage nach dem Selbstverständnis Deutschlands und 
der Bundesrepublik Deutschland zumindest in der 
Präambel des Grundgesetzes einwandfrei geklärt 
ist und daß die Gefahr besteht, daß eine Regierung 
an der Verfassung vorbeihandelt und das Selbstbe-
stimmungsrecht des deutschen Volkes schädigt, 
wenn sie von einer Gelegenheit, die sich jetzt in 
der UNO entwickelt hat, nicht in dem von mir er-
wähnten Sinne Gebrauch macht? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, ich kann Ihrer Meinung keineswegs beipflich-
ten, daß durch das Verhalten der Bundesregierung 
irgendwie das Selbstbestimmungsrecht geschädigt 
würde. Die Frage der Durchsetzung eines solchen 
Rechtes ist eine ganz andere Frage als die, wie 
man dieses Recht selbst einschätzt. Eigentlich müß-
ten Sie, wenn Sie in einer Frage solche Vorwürfe 
erheben wollten, diese Vorwürfe z. B. auch gegen 
die Mehrheiten und die Regierungen gerichtet 
haben, die, unbeschadet der Präambel des Grundge-
setzes und in dem guten Glauben, daß es dieser 
Präambel entspreche, der staatlichen Sicherheit für 
diese Bundesrepublik Deutschland in der Praxis den 
Vorrang vor den allgemeinen Zielen der Präambel 
des Grundgesetzes gegeben haben. Wer das damals 
nicht wahrhaben wollte — und es ist von Sprechern 
der damaligen Opposition der damaligen Mehrheit 
vorgehalten worden —, der wird sich heute im Jahre 
1971 nur falsche Gedanken machen können über die 
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wirklichen Verhältnisse, die damit geschaffen wor-
den sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, den Kollegen, der eben gesprochen 
hat, darauf aufmerksam zu machen, daß ein Unter-
schied zwischen der rechtlichen Befugnis, die Bun-
desrepublik völkerrechtlich zu vertreten, insbeson-
dere zu verpflichten, und der politisch-moralischen 
Befugnis besteht, für das deutsche Volk die Stimme 
zu erheben und für die Anerkennung des Selbst-
bestimmungsrechts aller Deutschen zu sprechen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, ich kann die in Ihrer Frage mitgeteilte Rechts-
ansicht und politische Ansicht hier nur voll bekräf-
tigen. Das, was Sie soeben gesagt haben, entspricht 
ja auch den tatsächlichen Verhaltensweisen aller 
Bundesregierungen seit 1949. 

(Abg. Dr. Arndt [Hamburg] meldet sich zu 
einer weiteren Frage.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Sie haben nur eine 
Zusatzfrage. — Sie haben nur eine, weil Sie nicht 
der Fragesteller sind. 

(Abg. Dr. Arndt [Hamburg] : Es sind doch 
zwei Fragen aufgerufen, Herr Präsident! 
Zu jeder Frage muß es eine Zusatzfrage 

geben!) 

- Muß nicht! Aber wir haben heute Zeit. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Ich danke sehr, Herr 
Präsident. — Herr Staatssekretär, würden Sie 
freundlicherweise den Herrn Fragesteller u. a. auch 
darauf hinweisen, daß neben der Sowjetunion auch 
die Ukraine und die Weißrussische Sowjetrepublik 
Mitglieder der UNO sind, ohne daß bisher irgend 
jemand bestritten hätte, daß sie beide zu einem ge-
meinsamen Staat gehören? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, ich glaube, die Liste dieser jedenfalls nicht in 
ein klares Konzept passenden Vorgänge auch bei 
den Vereinten Nationen ließe sich noch beliebig 
fortsetzen. Im übrigen wäre ja immer darauf hinzu-
weisen — und ich habe das in meiner ersten Ant-
wort schon zum Ausdruck gebracht -, daß China 
von Anfang an in den Vereinten Nationen vertreten 
war — das ist, glaube ich, ein ganz wichtiger Ge-
sichtspunkt —; die Frage war eigentlich immer, 
was dort als „China" zu gelten habe. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, glauben Sie nicht, daß ein Unter-
schied zwischen der Rechtslage der Ukraine und 
Weißrußlands — weil das ja durch die russische 
Verfassung gedeckt ist —, und der Situation der 
Bundesrepublik besteht, so daß die beiden Fälle 
doch wohl nicht vergleichbar sind? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, es gibt überhaupt nichts absolut Vergleichbares, 
und die deutsche Lage ist in der Tat mit allen ande-
ren Lagen unvergleichbar. Das wollte ich in meinen 
Antworten zum Ausdruck bringen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Wittmann? 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, erinnere ich mich richtig, daß noch 
bis vor wenigen Jahren unsere Verbündeten in den 
Vereinten Nationen Versuche der DDR inhibiert 
haben, Zirkularnoten im Rahmen der Vereinten 
Nationen zu verteilen, in denen bestritten wurde, 
daß die Bundesregierung die einzige Regierung sei, 
die berechtigt sei — und zwar jetzt im Rechts-
sinne —, das deutsche Volk zu vertreten? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, ich müßte natürlich den Wortlaut dessen haben, 
was die Alliierten dazu gesagt haben. Die Alliierten 
haben immer darauf hingewiesen, daß wir die Re-
gierung sind, mit der sie sich in einem Bündnis be-
finden und die sie als die Sprecherin für deutsche 
Fragen akzeptieren. Das ist sicherlich zutreffend. 
Aber wenn Sie gewisse alliierte Verlautbarungen 
auch aus diesen Jahren einmal daraufhin genau an-
sehen, dann werden Sie sicherlich der Meinung sein, 
daß die Alliierten einen Zusatz gemacht haben, der 
doch zu beachten ist: daß es nämlich eine Vier-
mächte-Verantwortung für Deutschland als Ganzes 
gibt und daß sie sich hier auch die Auslegung nach 
der jeweiligen Situation vorbehalten haben, und 
zwar - und das haben die Westmächte jeweils ge-
tan — auf Grund ihrer Verantwortung für den Frie-
den und für die Sicherheit in Europa. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Wulff. 

Dr. Wulff (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es, nachdem die Volksrepublik China in die 
Vereinten Nationen aufgenommen worden ist, und 
unter Berücksichtigung des Deutschland-Vertrages, 
nicht auch für sinnvoll, möglichst bald diplomatische 
Beziehungen zur Volksrepublik China aufzuneh-
men? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Präsident, 
wenn ich mir die Bemerkung gestatten darf: das 
eben Gefragte steht sicherlich nicht in unmittelba- 
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rem Zusammenhang mit der eigentlichen Frage. 
Ich möchte aber trotzdem kurz darauf eingehen. 

Zunächst dies: Die Volksrepublik China ist nicht 
in die Vereinten Nationen aufgenommen worden, 
sondern die Volksrepublik China hat den Platz 
„China" in den Vereinten Nationen eingenommen. 
Das ist, glaube ich, ein Unterschied, den es hier zu 
beachten gilt. 

Was die Frage der diplomatischen Beziehungen 
betrifft, so muß ich auf die Regierungserklärung 
verweisen, die deutlich zum Ausdruck bringt, daß 
die Bundesregierung bereit ist, mit jeder Regie-
rung und jedem Staat, der das wünscht, normale 
diplomatische Beziehungen aufzunehmen. An die-
ser in der Regierungserklärung geäußerten Mei-
nung, die selbstverständlich auch für die in Rede 
stehende Sache gilt, hat sich zweifellos nichts ge-
ändert. Wir haben hier immer klar zum Ausdruck 
gebracht, daß wir in diesen Fällen keine speziellen 
Gründe haben, etwas nicht zu tun. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Dr. Wulff, bitte! 

Dr. Wulff (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, be-
deutet das, daß die Volksrepublik China jetzt auf 
uns zukommen und uns bitten muß, diplomatische 
Beziehungen zu ihr aufzunehmen, oder bedeutet 
das, daß wir großen Wert darauf legen, daß diese 
Beziehungen möglichst bald zustande kommen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, ich bitte, den genauen Hergang zu beachten. 
Wir haben von unserer Seite klargemacht — und 
zwar so, daß es auch überall verstanden werden 
konnte —, daß wir interessiert sind. Es ist im inter-
nationalen Verkehr üblich, daß zunächst ehe wei-
tere Schritte erfolgen, eine Antwort gegeben wird, 
die auch für uns hier über die Interessenlage der 
jeweils anderen Seite Klarheit schafft. Dabei müssen 
es gar nicht immer. nur — das möchte ich hier 
gleich hinzufügen — politische Fragen und rein 
politische Interessen sein. Es gibt aber z. B. ganz 
praktische Fragen bei einer solchen Veränderung 
der Situation, nämlich die, wie die Volksrepublik 
China — nach einer langen Periode einer Art 
selbstgewählter außenpolitischer Isolierung nun 
voll in die Weltpolitik eingetreten — in einem 
schnellen zeitlichen Ablauf die neuen Verpflichtun-
gen auch personell erfüllen kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jahn (Braunschweig). 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, sind Sie nicht der Auffassung, daß 
nicht nur unsere Verbündeten, sondern auch wir 
an den Deutschland-Vertrag gebunden sind, in dem 
festgelegt ist, daß die Bundesrepublik Deutschland 
für alle Deutschen spricht? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-

neter, ich bedauere sagen zu müssen, daß die ver-
ehrten Mitglieder der Opposition die Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage, die die 
Opposition eingebracht hat, offensichtlich noch nicht 
zur Kenntnis genommen haben. Ich möchte des-
wegen das Protokoll nicht zusätzlich strapazieren. 
Sonst müßte ich das hier vorlesen. Die Meinung der 
Bundesregierung ist hier exakt definiert. Sie ha-
ben ihr die vorzügliche Gelegenheit gegeben, das 
zu tun. Mehr kann ich in diesem Augenblick dazu 
nicht sagen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage 
mehr. — Ich rufe die Frage 112 des Abgeordneten 
Dr. Wittmann (München) auf: 

Hat der stellvertretende polnische Außenminister Willmann in 
den seiner Erklärung vom 27. Oktober 1971 voraufgegangenen 
Verhandlungen das Ansinnen gestellt, in deutschen Schulbüchern 
auf die Darstellung des fortbestehenden deutschen Staats in den 
Grenzen vom 31. Dezember 1937 zu verzichten, und hat die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — dies als Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland 
zurückgewiesen und darauf hingewiesen, daß über deutsche 
Schulbücher die Länder in eigener ausschließlicher Zuständigkeit 
befinden und auch der Vertrag vom 7. Dezember 1970 nach 
seinem Inkrafttreten keine entsprechende Handhabe bieten 
würde, bzw. wird die Bundesregierung, wenn ein derartiges 
Ansinnen in Zukunft gestellt werden sollte, entsprechend ver-
fahren? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Antwort 
lautet: Nein. Vizeaußenminister Willmann hat ein 
derartiges Ansinnen nicht gestellt. Davon abgesehen 
wären die auf der Ebene der Außenministerien in 
Bonn am 25. und 26. Oktober 1971 geführten Ge-
spräche, auf die sich Ihre Frage offensichtlich be-
zieht, nicht der Ort zur Behandlung des Inhalts von 
Schulbüchern gewesen, da diese Fragen in die Zu-
ständigkeit der Länder fallen, die die Bundesregie-
rung selbstverständlich zu respektieren hat. Sie als 
Abgeordneter aus Bayern werden das besonders zu 
schätzen wissen. Bei den Besprechungen in Bonn 
wurde lediglich allgemeine Übereinstimmung dar-
über erzielt, daß eine Überprüfung der Schulbücher 
beider Länder, etwa nach dem deutsch-französischen 
Vorbild, wünschenswert ist und daß sie von den zu-
ständigen Stellen sobald wie möglich in Angriff ge-
nommen werden soll. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ich darf die Frage praktisch wieder-
holen; Sie haben darauf nicht geantwortet: Würde 
die Bundesregierung ein Ansinnen, wie es in meiner 
Frage zum Ausdruck kommt, falls es gestellt werden 
sollte, als Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten der Bundesrepublik zurückweisen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, das ist eine hypothetische Frage, die wir be-
antworten werden, wenn sie gestellt wird. Die Bun-
desregierung ist prinzipiell der Meinung, daß sie 
jedes Ansinnen auf eine Art Einmischung in innere 
Angelegenheiten zurückweisen sollte. In diesem Fall 
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gibt es ja aber große Vorbilder, nämlich in den 
deutsch französischen Beziehungen, wo eine gegen-
seitige Revision der Schulbücher vorgenommen wor-
den ist. Wir haben unsererseits zum Ausdruck ge-
bracht — das war nicht von polnischer Seite initiiert 
worden —, daß man, wenn man Beziehungen zu 
einem Staat wie der Volksrepublik Polen normali-
sieren will — das wollen wir, und ich denke, das 
will das ganze Hohe Haus , vor allem bereit sein 
muß, die Gründe für eine langjährige und jahr-
zehntelange Vergiftung der Atmosphäre zu bereini-
gen. Die Grundlage dafür wäre, daß in den beiden 
Staaten, wo das überhaupt denkbar ist, in den 
Schulbüchern wenigstens einigermaßen die gleichen 
geschichtlichen Auffassungen dargeboten und diese 
Dinge abgestimmt werden. Dafür gibt es das Schul-
buchinstitut in Braunschweig, das sich dieser Mühe 
in anderen Fällen mit großem Erfolg unterzogen 
hat, und zwar in Zusammenarbeit mit der deutschen 
UNESCO-Kommission. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, darf ich aus Ihrer Antwort den 
Schluß ziehen, daß über die Frage der Schulbücher 
im Detail nicht gesprochen wurde? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Den Schluß dürfen 
Sie ziehen. Sie müssen ihn auch ziehen, weil wir ja 
für das nächste Jahr erwarten, daß deutsch-polnische 
Gespräche unter den Fachleuten über diese Fragen 
geführt werden. Ich möchte noch hinzufügen, daß es, 
wenn man solche Gespräche führt - und ich halte sie 
für nützlich -, selbstverständlich notwendig ist, daß 
dann jede Seite die Meinungen der anderen Seite 
und die Vorhalte der anderen Seite zur Kenntnis 
nimmt und gründlich prüft. Nur so hat man ja auch 
eine Gelegenheit, etwa seine eigene Stellungnahme 
dann nachher zu bekunden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg} (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß vom Deutschen Schul-
buchinstitut in Braunschweig bereits eine oder mei-
nes Wissens sogar zwei deutsch-polnische Konfe-
renzen über dieses Thema veranstaltet worden sind, 
die es uns ermöglichen, gegenseitig, d. h. auch hin-
sichtlich der polnischen Geschichtsbücher, für eine 
objektive Darstellung der Geschichte in beiden Län-
dern zu sorgen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Daß so etwas 
bereits stattgefunden hat, Herr Abgeordneter, ist 
mir aus den Unterlagen hier nicht ersichtlich. Ich 
möchte aber sagen, daß nach meiner Kenntnis Be-
sprechungen über diese Fragen für Oktober dieses 
Jahres vorgesehen waren und daß sie auf Anfang 
1972 verschoben worden sind. Die ersten Bespre-
chungen, so heißt es hier in der mir vorliegenden 

Aufzeichnung des zuständigen Institutes, sollen Ende 
Januar 1972 in Warschau stattfinden, und weitere 
sind dann für Mitte des nächsten Jahres in Braun-
schweig vorgesehen, selbstverständlich auf der Basis 
der vollen Gegenseitigkeit. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich aus Ihrer Antwort, von der Vor-
aussetzung ausgehend — die die Bundesregierung 
ja immer behauptet —, daß es sich beim Warschauer 
Vertrag nicht um einen Friedensvertrag, daher auch 
nicht um einen Grenzregelungsvertrag handelt, die 
Folgerung ziehen, daß sich die Bundesregierung 
selbstverständlich gegen jede Veränderung des 
Grenzbildes Deutschlands vor einem kommenden 
Friedensvertrag wenden wird und wenden mull? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, Sie dürfen von der Voraussetzung ausgehen, 
daß sich die Bundesregierung bei allem, was sie tut, 
streng an den Text des Vertrages mit der Volks-
republik Polen halten wird, den sie selbst unter-
schrieben hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, Sie wissen, daß das Schulbuchinsti-
tut in meinem Wahlkreis gelegen ist. Ich kann doch 
wohl annehmen, daß das Schulbuchinstitut nur Be-
sprechungen und Gedankenaustausch mit unseren 
polnischen Nachbarn führt. Sonst müßte ich näm-
lich fragen, auf welcher Rechtsgrundlage das Schul-
buchinstitut Verhandlungen führt. 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Das Schulbuch

-

institut hat die gleiche Rechtsgrundlage, die es auch 
befähigt hat, mit Frankreich Besprechungen zu füh-
ren. Es ist ja auch beauftragt worden, diese Ge-
spräche zu führen. 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Von wem 
ist es beauftragt worden?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich kann Ihnen 
keine Zusatzfrage mehr geben. Keine weiteren 
Zusatzfragen? 

Die Fragen 113 und 114 sind vom Fragesteller zu-
rückgezogen. 

Ich komme zur Frage 115 der Abgeordneten Frau 
von Bothmer: 

In  welchem Zahlenverhältnis waren die bisher im Rahmen des 
Kulturabkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Südafrika an südafrikanische Staatsbürger gewähr-
ten Stipendien auf Kandidaten weißer, schwarzer, bzw. anderer 
Hautfarbe verteilt? 

Ich darf Sie um Beantwortung bitten, Herr Staats-
sekretär. 
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Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Frau Abgeordnete, 
von unserem Stipendienangebot an Südafrika sind 
jährlich etwa 70 % für weiße, 30 % für nichtweiße 
Studenten bestimmt. Stipendien, die von einer 
Gruppe nicht ausgenützt werden, können nicht einer 
anderen Gruppe übertragen werden. 

Die Bundesregierung erkennt auch hinsichtlich 
ihrer kulturellen Beziehungen die südafrikanische 
Apartheid-Politik nicht an. Sie hat daher dafür ge-
sorgt, daß erstmalig für das Studienjahr 1963/64 
ausschließlich für nichtweiße Südafrikaner — Bantus, 
Mischlinge und Inder — bestimmte Stipendien ge-
schaffen wurden. Leider glückte es in den folgenden 
Jahren nicht immer, für diese Stipendien ausreichend 
qualifizierte Bewerber zu finden. Insgesamt kamen 
bisher nur neun nichtweiße Südafrikaner in den 
Genuß unserer Stipendien. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau von Bothmer (SPD) : Nach Ihrer Antwort 
brauche ich die Frage fast nicht zu stellen; ich muß 
das aber in eine Frage kleiden: Ist dem Auswärti-
gen Amt bekannt, daß das Zahlenverhältnis eigent-
lich 8 Weiße zu 38 Nichtweißen ist? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Frau Abgeord-
nete, selbstverständlich sind uns diese Zahlenver-
hältnisse sehr genau bekannt. Nur glaube ich, es 
ging aus meiner Antwort schon hervor, daß ja Sti-
pendien an die Bedingung der Qualifikation ge-
knüpft werden. Ob die Qualifikation wiederum er-
worben werden kann, hängt von den Verhältnissen 
in dem jeweiligen Land ab, aus dem die Stipendia-
ten kommen. Auf diese Möglichkeit, die Qualifika-
tion zu erwerben — das hat ja nichts mit der ur-
sprünglichen Begabung zu tun, sondern beispiels-
weise mit der Schulmöglichkeit —, hat die Bundes-
regierung selbstverständlich keinen Einfluß, so daß 
sich hier der Kreis sehr schnell schließt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
läßt es sich nicht im Hinblick auf Art. 3 unseres 
Grundgesetzes überhaupt vermeiden, daß die Bun-
desrepublik durch die Festlegung von zahlenmäßi-
gen Quoten die Bürger der Südafrikanischen Repu-
blik in verschiedene Kategorien einteilt? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, dies ist keine Frage, die etwa so gesehen wer-
den müßte, daß die Bundesregierung und auch das 
Parlament, das ja solche Abmachungen gekannt hat 
und in diesem Falle auch ratifiziert hat, hier Art. 3 
des Grundgesetzes etwa nicht respektieren wollten 
und könnten. Es handelt sich hier vielmehr um eine 
Regelung, in bezug auf die geradezu ein Zwang zur 
Berücksichtigung besteht. In den internationalen Be-

ziehungen. ist die Bundesregierung natürlich darauf 
angewiesen, sich bei der Zusammenarbeit mit einem 
anderen Land an die Regeln zu halten, die in die-
sem anderen Land gelten. Ob sie unserem Grundge-
setz entsprechen oder nicht, obliegt dabei nicht un-
serer Beurteilung oder auch Entscheidung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 116 des Abgeordneten We rner 
auf: 

Hält die Bundesregierung die zweimal im Jahr stattfindenden 
Außenministertreffen der europäischen Gemeinschaften für aus-
reichend, um zu einer konkreten Gemeinsamkeit in wichtigen 
außenpolitischen Fragen der Gemeinschaft zu gelangen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Präsident, 
ich möchte die Fragen 116 und 117 im Zusammen-
hang beantworten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr! Dann 
rufe ich noch die Frage 117 des Abgeordneten 
Werner auf: 

Welche Gebiete möglicher europäischer Außenpolitik betrachtet 
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang als vorrangig? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Zunächst möchte 
ich feststellen, Herr Abgeordneter, daß für die 
Treffen der Außenminister der Gemeinschaftsstaa-
ten im Luxemburger Bericht, der die Grundlage 
ihrer politischen Zusammenarbeit darstellt, nur eine 
Mindestzahl, nämlich zwei Treffen pro Jahr, ge-
nannt wird. Die Möglichkeit weiterer Treffen ist 
ausdrücklich vorgesehen, vor allem dann, wenn die 
internationale Situation dies erforderlich macht. 
Auch die Bundesregierung würde häufigere Zusam-
menkünfte der Außenminister begrüßen. Der Bun-
desaußenminister hat in Rom einen Vorschlag in 
dieser Richtung gemacht. Die Außenministertreffen 
sollten im Rahmen ,der politischen Zusammenarbeit 
aber auch nicht isoliert betrachtet werden. Bekannt-
lich sind sie nur ein Teil des gesamten Mechanis-
mus qualifizierter Konsultationen, die übrigens häu-
figer, als ursprünglich vorgesehen, auf mehreren 
Ebenen — ich nenne hier nur das Politische Komi-
tee, Arbeitsgruppen, Missionen in Drittstaaten — 
stattfinden. 

Das aus den Leitern der politischen Abteilungen 
der Außenministerien bestehende Politische Komi-
tee, das gemäß dem Luxemburger Bericht grund-
sätzlich nur alle drei Monate zusammentreten soll, 
hat bereits im ersten Jahr, in dem diese Verein-
barung galt, im Jahre 1971, mehr als doppelt so oft 
getagt. 
Die Zusammenarbeit auf all diesen Ebenen stellt 

einen Weg dar, um zu der konkreten Gemeinsam-
keit zu gelangen, die in Ihrer Frage angesprochen 
wird. 

Was Ihre zweite Frage betrifft, so gibt es gemäß 
dem Luxemburger Bericht Konsultationen über alle 
wichtigen Fragen der Außenpolitik. Wir sind der 
Meinung, daß sich hier vor allem Gebiete eignen, 
bei denen sich die Partner konkret und in vergleich- 
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barer Weise angesprochen fühlen. Das gilt z. B. für 
bestimmte, die Gemeinschaftsländer besonders be-
rührende Aspekte einer Konferenz für die Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa. Hier konnten 
im bisherigen Verlauf der Konsultationen bereits 
wichtige Ergebnisse und Übereinstimmungen erzielt 
werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Werner. 

Werner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist es 
bei der Fülle der Themen, die bei diesen Bespre-
chungen behandelt werden, überhaupt möglich, zu 
konkreten Ergebnissen zu kommen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Das ist in der Tat 
möglich. Auf Grund der Kritik an solchen konkreten 
Ergebnissen in diesem Parlament haben Sie sicher-
lich auch schon feststellen können, daß das möglich 
ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Werner. 

Werner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, halten 
Sie es nach den bisherigen Verhandlungen der 
Außenminister über den Punkt, den Sie eben ge-
nannt haben — ich meine die europäische Sicher-
heitskonferenz für möglich, daß die Europäer 
auf einer solchen Konferenz mit einer Stimme spre-
chen? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, ich halte es für wünschenswert, daß die euro-
päischen Staaten auf einer solchen Konferenz — 
dazu ist natürlich eine gründliche Vorbereitung und 
Abstimmung ihrer Interessen nötig — zu ganz be-
stimmten Themen sozusagen einen Gesprächsführer 
haben. Es wird immer Differenzierungen dabei ge-
ben. Es ist die Frage, ob es im Interesse Gesamt-
europas wäre, wenn man hier einen Mechanismus 
strenger Art einführte. Sie können aber davon aus-
gehen, daß es wichtige Gebiete gibt, die einfach 
durch die Arbeitsteilung in der Vorbereitung einem 
Land besonders obliegen. In der bisherigen Praxis 
hat sich ja folgendes System herausgebildet. Es 
wird jeweils ein Mitglied des Komitees bzw. ein 
Ministerium mit der Vorbereitung des Materials 
und mit der Federführung zu ganz bestimmten The-
menbereichen beauftragt. Das, was für die Vorbe-
reitung gilt, mag später schließlich auch einmal in 
der Anwendung gegenüber Dritten zur Geltung 
kommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Werner. 

Werner (CDU/CSU) : Wenn Sie das für möglich 
halten, Herr Staatssekretär, halten Sie es dann auch 
für möglich, daß unsere besonderen Belange in 
diese Übereinstimmung überführt werden? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Selbstverständ-
lich, Herr Abgeordneter. Es ist ja der Sinn dieser 
Zusammenarbeit, daß auch unsere Interessen und 
Belange dabei genügend zur Geltung kommen. Es 
ist doch erfreulich, festzustellen, daß bei der kon-
kreten Behandlung von Sachfragen die Interessen 
der europäischen Staaten, die hier zusammenarbei-
ten, viel weniger weit auseinanderliegen, als es in 
der Öffentlichkeit früher gelegentlich den Anschein 
hatte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, zum zweiten Teil, zur Frage 117 
kommend, möchte ich die Frage stellen: inwieweit 
befürwortet die Bundesregierung Schritte zu einer 
Zusammenarbeit zwischen EWG und WEU zu kom-
men, wie sie in der letzten Woche besonders dis-
kutiert wurde? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeord-
neter, die Bundesregierung hat mit großem Interesse 
den Bericht zur Kenntnis genommen, den Lord Glad-
wyn für das WEU-Parlament erstellt hat. Sie ist 
über ihre Ansichten hierzu befragt worden. Ich bin 
im Augenblick nicht in der Lage, hier eine definitive 
Antwort zu geben; ich halte sie im gegenwärtigen 
Zeitpunkt auch nicht für notwendig. Man sollte 
durch die Erweiterung der Gemeinschaft erst sozu-
sagen eine gewisse praktische Erfahrung mit dieser 
Zusammenarbeit gewinnen. Prinzipiell ist die Bun-
desregierung der Meinung, daß eine Vereinfachung 
dieser neuen Gremien auch aus arbeitstechnischen 
Gründen notwendig sein kann. Gleichwohl verkennt 
sie nicht, daß gerade in der Vielfalt, die aus der 
unterschiedlichen Entwicklung resultiert, eine 
Chance für die Lösung von Problemen bestehen 
könnte, die man bei einem abgegrenzten und unter 
Umständen vereinfachten Mechanismus aus rein 
formalen Gründen gar nicht in Angriff nehmen 
könnte. 

Ich persönlich bin ein großer Freund einer prag-
matischen Lebensweise auf diesem Gebiet und 
kein Anhänger einer allzu starken Institutionalisie-
rung, weil man sich damit selber möglicherweise 
Hürden schafft, die man sonst gar nicht hätte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine weiteren Zu-
satzfragen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Städtebau und 
Wohnungswesen. Zur Beantwortung steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Ravens zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 71 des Abgeordneten Bredl 
auf. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet; die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 
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Ich rufe die Fragen 72 und 73 des Abgeordneten 

Meister auf. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. 
Die Fragen werden schriftlich beantwortet; die Ant-
worten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 74 des Herrn Abgeordneten 
Erpenbeck auf: 

Teilt die Bundesregierung die in dem Leitartikel des vom 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen herausgege-
benen Bundesbaublatts (Heft 8 S. 353) vertretene Auffassung, 
daß die im Städtebauförderungsgesetz festgelegte Privatisierungs-
pflicht zugunsten von weiten Kreisen der Bevölkerung „eine 
christliche Illusion" bleiben wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Ravens, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen: 
Der von Ihnen gemeinte Satz heißt wörtlich: 

Und was die Privatisierung in Sanierungsgebie-
ten angeht, so wird in einer Gemeinde, die ihre 
Sanierungsaufgabe ernst nimmt, die also aus-
reichende Verkehrs- und Versorgungseinrich-
tungen, andere Maßnahmen für den Gemein-
bedarf einschließlich durch Sport- und Grün-
anlagen in ihre Pläne aufnimmt, neben der 
Pflicht zur Reprivatisierung darüber hinaus die 
Streuung von Eigentum „in weiteste Kreise der 
Bevölkerung" wohl nur eine christliche Illusion 
bleiben. 

In diesem Satz ist die Wendung „in weiteste 
Kreise der Bevölkerung" in Anführung gesetzt. Es ist 
unzweideutig, daß der Kommentator es bezweifelt, 
daß bei voller Ausschöpfung der im § 25 Abs. 1 des 
Städtebauförderungsgesetzes fixierten Ausnahmen 
von der Privatisierungsverpflichtung, nämlich 
Grundstücke, die für den Gemeinbedarf oder als 
Verkehrs-, Versorgungs- oder Grünflächen benutzt 
werden, eine breite Streuung des Eigentums „in 
weiteste Kreise der Bevölkerung" über die Repri-
vatisierung hinaus noch möglich ist. Ob diese Mei-
nung sich in der Praxis als richtig herausstellen 
wird, kann selbstverständlich nicht vorausgesagt 
werden. Es handelt sich aber zweifelsfrei um eine 
Meinung, die auch während der parlamentarischen 
Beratungen des Städtebauförderungsgesetzes von 
vielen Abgeordneten vorgetragen worden ist und 
die nicht unerlaubt sein kann. 

Die Bundesregierung bedauert allerdings den 
Ausdruck „christliche Illusion". Mein Minister hat 
dies gegenüber dem Verfasser nachdrücklich zum 
Ausdruck gebracht. 

Im übrigen darf ich erneut daran erinnern, daß 
nach dem Impressum des Bundesbaublattes gezeich-
nete Beiträge die Auffassung des Verfassers und 
nicht der Herausgeber darstellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Erpenbeck. 

Erpenbeck (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
hatte gefragt, ob die Bundesregierung die Meinung 
des Verfassers teilt. Darf ich Ihrer Antwort ent-
nehmen, daß sich die Bundesregierung nicht vom 
Grundsatz der Förderung der Eigentumsbildung für 

breite Kreise der Bevölkerung, den ja auch die Koali-
tion beim Städtebauförderungsgesetz einstimmig ge-
billigt hat, entfernen will? 

Ravens, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen: 
Sie können davon ausgehen, daß die Bundesregie-
rung sich nicht davon entfernen will. Hier geht es 
einfach um die Frage, ob nach der Reprivatisierung 
und nach einer ausreichenden Versorgung mit Flä-
chen, die notwendig sind, um Schulen, Kindergärten, 
Spielplätze und andere Dinge zu schaffen, noch die 
Streuung von Eigentum für breiteste Schichten der 
Bevölkerung übrigbleibt. Diese Frage wird sich 
jeweils nur im Einzelfall behandeln lassen. Sie hat 
ja bei der Debatte im Parlament eine sehr große 
Rolle gespielt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Erpenbeck. 

Erpenbeck (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, es 
ist doch unzweifelhaft, daß das Städtebauförderungs-
gesetz diese Bestimmung enthält. Wird es dann nicht 
doch wohl als schlechter Stil empfunden, wenn jetzt 
ausgerechnet ein Mitarbeiter des Hauses, dessen 
Minister federführend für dieses Gesetz war, von 
einer gesetzlichen Bestimmung als „christlicher 
Illusion" spricht? 

Ravens, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen: 
Ich habe darauf hingewiesen, Herr Kollege Erpen-
beck, daß erstens diese Artikel, die namentlich ge-
zeichnet sind, in unserem Hause nicht zensiert wer-
den und daß zweitens mein Minister den Ausdruck 
„christliche Illusion" als unpassend gegenüber dem 
Verfasser ausdrücklich zurückgewiesen hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zu 
Frage 75 des Abgeordneten Erpenbeck: 

Ist diese Äußerung von einem Angehörigen des Ministeriums 
mit Billigung des Bundesministers abgegeben worden, und be-
deutet sie nicht eine Aufforderung an die Gemeinden zu gesetz-
widrigem Verhalten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Ravens, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen: 
Der Bundesminister für Städtebau und Wohnungs-
wesen nimmt als Mitherausgeber des Bundesbau-
blatts keinen Einfluß auf die Redaktionsführung. Sie 
obliegt dem Chefredakteur. Dieser wird, wie Sie 
wissen, vertragsgemäß vom Verlag der Zeitschrift 
eingestellt und ist unverändert seit November 1962 
im Amt. Er ist in keiner Weise gehalten, Beiträge 
des Blattes vom Bundesminister selbst billigen zu 
lassen. 

Eine Aufforderung an die Gemeinden zu gesetz-
widrigem Verhalten kann in der kritisierten Äuße-
rung nicht gesehen werden, da das Gesetz selbst die 
bereits geschilderten Ausnahmen bei der Privatisie-
rung vorsieht. Es könnte vielmehr umgekehrt als 
gesetzwidrig angesehen werden, wenn eine Ge- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Ravens 
meinde nicht ausreichende Flächen für Gemeinbe-
darf, Verkehrs-, Versorgungs- und Grünflächen im 
Bebauungsplan festsetzt, da das Fehlen der Aus-
stattung mit Grünflächen, Spiel- und Sportstätten 
und mit Anlagen des Gemeinbedarfs nach § 3 Abs. 3 
Nr. 2 c des Städtebauförderungsgesetzes die Funk-
tionsfähigkeit des Gebiets erheblich beeinträchtigt 
und deshalb erneut zu städtebaulichen Mißständen 
nach § 3 führen müßte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Erpenbeck. 

Erpenbeck (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihr Haus bereit, dem Mitarbeiter Ihres Hauses, der 
hier seine Artikel nicht vorher zensieren läßt, doch 
die Meinung des Ministeriums, so wie Sie sie eben 
zum Ausdruck gebracht haben, zur Kenntnis zu brin-
gen, damit man nicht später erneut auf solche Mei-
nungen im Bundesbaublatt stößt? 

Ravens, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen: 
Herr Kollege Erpenbeck, dies will ich nicht. Ich bin 
nicht bereit, Verfassern von Artikeln im Bundesbau-
blatt beizubiegen, wenn Sie so wollen, um nicht zu 
sagen: zensurmäßig vorgreifend zu erklären, welche 
Richtung ich in ihren Namensartikeln wünsche. Diese 
Entscheidung hat ausschließlich der Verfasser für 
sich zu treffen, soweit es sich nicht um den amt-

lichen Teil des Bundesbaublatts handelt. Ich bin je-
doch bereit — und habe dies getan —, den Chef-
redakteur — der nicht der Partei angehört, der ich 
angehöre, um das in Klammern zu sagen darauf 
hinzuweisen, daß er für Stil in diesem Blatt sorgen 
möge. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Erpenbeck. 

Erpenbeck (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie oder Ihr Haus bereit, Ihrem Mitarbeiter den 
Inhalt des § 25 des Städtebauförderungsgesetzes 
deutlich vor Augen zu führen? 

Ravens, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen: 
Dieser Paragraph ist den Mitarbeitern meines 
Hauses bekannt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine weitere Zu-
satzfrage. — Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir stehen am Ende der Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 8. Dezember, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.18 Uhr.) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Ahrens *** 3. 12. 
Dr. Aigner * 3. 12. 
Alber *** 3. 12. 
Amrehn *** 3. 12. 
Dr. Artzinger * 3. 12. 
Bals *** 3. 12. 
Bartsch 3. 12. 
Dr. Barzel 3. 12. 
Bauer (Würzburg) *** 3. 12. 
Dr. Beermann 15. 1. 1972 
Behrendt * 10. 12. 
Berberich 3. 12. 
Blank 18. 12. 
Blumenfeld *** 3. 12. 
Böhm 3. 12. 
Börner 3. 12. 
Dr. Burgbacher 3. 12. 
Dasch 18. 12. 
Dr. Dittrich * 3. 12. 
Draeger *** 13. 12. 
Dr. Erhard 3. 12. 
Dr. Evers 3. 12. 
Faller * 12. 12. 
Fellermaier * 3. 12. 
Frehsee 3. 12. 
Fritsch *** 3. 12. 
Dr. Furler 10. 12. 
Gerlach (Emsland) * 3. 12. 
Dr. Giulini 3. 12. 
Dr. Gleissner 9. 12. 
Graaff 3. 12. 
Freiherr von und zu Guttenberg 18. 12. 
Häussler 3. 12. 
Dr. Hallstein 3. 12. 
Helms 4. 12. 
Frau Herklotz 4. 12. 
Dr. Hermesdorf (Sehleiden) *** 3. 12. 
Höcherl 3. 12. 
Hösl *** 3. 12. 
Frau Jacobi (Marl) 18. 12. 
Jung *** 3. 12. 
Kahn-Ackermann *** 3. 12. 
Dr. Kempfler 3. 12. 
Kiep 3. 12. 
Dr. h. c. Kiesinger 3. 12. 
Frau Klee *** 3. 12. 
Dr. Klepsch *** 3. 12. 
Krammig 3. 12. 
Kreile 3. 12. 
Kriedemann * 3. 12. 
Kulawig 3. 12. 
Lemmrich *** 3. 12. 
Lenze (Attendorn) *** 3. 12. 
Liedtke 3. 12. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

*** Für die Teilnahme an Sitzungen der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Dr. h. c. Löhr * 17. 12. 
Looft  17. 12. 
Lücker (München) * 3. 12. 
Memmel * 3. 12. 
Müller (Aachen-Land) * 10. 12. 
Dr. Müller (München) *** 3. 12. 
Dr. Müller-Hermann 3. 12. 
Ott 3. 12. 
Peters (Norden) 3. 12. 
Pöhler *** 3. 12. 
Rainer 3. 12. 
Richter *** 3. 12. 
Riedel (Frankfurt) * 3. 12. 
Dr. Rinderspacher *** 3. 12. 
Rohde 3. 12. 
Rollmann 6. 12. 
Rosenthal 3. 12. 
Schlee 3. 12. 
Schmidt (Würgendorf) *** 3. 12. 
Schmitt (Lockweiler) 3. 12. 
Dr. h. c. Schmücker *** 3. 12. 
Schneider (Königswinter) 3. 12. 
Dr. Schober 3. 12. 
Schoettle 17. 12. 
Frau Schroeder (Detmold) 3. 12. 
Schulhoff 3. 12. 
Schwabe * 3. 12. 
Dr. Schwörer * 3. 12. 
Frau Seppi 3. 12. 
Dr. Slotta 3. 12. 
Dr. Stark (Nürtingen) 3. 12. 
Frau Dr. Walz *** 3. 12. 
Dr. Warnke 3. 12. 
Weber (Heidelberg) 3. 12. 
Wehner 10. 12. 
Wiefel 3. 12. 
Baron von Wrangel 4. 12. 
Zander 3. 12. 
Dr. Zimmermann 3. 12. 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn vom 3. Dezember 
1971 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Wolfram (SPD) (Drucksache VI/2861 Fragen A 16 
und 17) : 

Hat die Bundesregierung präzisere Kenntnisse über Arten, 
Umfang (einschließlich Wirkung auf Preissteigerungsraten) und 
Aufklärungen von Submissionskartellen im Bausektor, als diese 
Tatbestände z. Z. in der Öffentlichkeit bekannt sind (vgl. z. B. 
Die Zeit Nr. 40 vom 1. Oktober 1970, S. 40), und gedenkt sie 
die Namen der beteiligten Firmen über die Kartellbehörde zu 
veröffentlichen? 

Hält die Bundesregierung die verhängten Geldbußen ange-
sichts der Sozialschädlichkeit des Verhaltens für adäquat, und 
welche weitere Maßnahmen gedenkt sie zur Bekämpfung von 
Submissionskartellen im Bausektor zu ergreifen? 

Alle bisher bekanntgewordenen Fälle von Sub-
missionsabsprachen wurden von den Kartellbehör-
den der Länder aufgegriffen und verfolgt, da die 
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wettbewerbsbeschränkende Wirkung der Abspra-
chen nicht über das Gebiet eines Bundeslandes hin-
ausreichte. In solchen Fällen ist nach § 44 Abs. 1 
Nr. 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen die Kartellbehörde des betreffenden Landes und 
nicht das Bundeskartellamt zuständig. Die Bundes-
regierung kann daher keine genaueren Angaben 
über Arten, Auswirkungen auf das Baupreisgefüge 
und Aufklärungen von Submissionskartellen im 
Baupreissektor machen. 

Aufgrund des regelmäßigen Meinungs- und Er-
fahrungsaustausches mit den Ländern ist ihr jedoch 
bekannt, daß die Länder mit aller Energie gegen 
diese Absprachen vorgehen. Allerdings rechnen die 
Länder mit einer hohen Dunkelziffer, da der Nach-
weis solcher Absprachen schwierig ist. Aus diesem 
Grunde wird überlegt, ob durch Maßnahmen der 
kommunalen und staatlichen Stellen, die Bauauf-
träge vergeben, Submissiosabsprachen zusätzlich 
entgegengewirkt werden kann. Die Frage, ob die 
Namen der an Submissionsabsprachen beteiligten 
Unternehmen veröffentlicht werden könnten, wird 
ebenfalls von den Landesregierungen geprüft. 

Die Bundesregierung ist sich der Sozialschädlich-
keit von Submissionsabsprachen in der Bauwirt-
schaft, vor allem angesichts der Baupreisentwick-
lung, bewußt. Die Kartellbehörden der Länder haben 
sich bei ihren Entscheidungen an den Bußgeldrah-
men gehalten, den das Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen vorsieht. Dieser Rahmen läßt ge-
nügend Raum für die Berücksichtigung der Beson-
derheiten jedes Einzelfalles. Die Bundesregierung 
ist bei Verstößen gegen das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen stets für möglichst hohe Geld-
bußen eingetreten; sie sieht jedoch keinen Anlaß, 
die bisher von den Ländern festgesetzten Beträge 
als unangemessen zu bezeichnen. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn vom 3. Dezember 
1971 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Schedl (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Fragen 
A 22 und 23) : 

Was unternimmt die Bundesregierung, um dafür zu sorgen, 
daß bei der öffentlichen Auftragsvergabe die mittelständischen 
Unternehmen entsprechend berücksichtigt werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, gerade in 
strukturschwachen Gebieten den dortigen mittelständischen Un-
ternehmen eine besondere zusätzliche Berücksichtigung bei der 
öffentlichen Auftragsvergabe zu gewähren? 

Die Bundesressorts haben ihre Vergabestellen an-
gewiesen, kleine und mittlere Unternehmen bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge entsprechend zu be-
rücksichtigen. Das gilt insbesondere auch für Ver-
teidigungsaufträge, für die der Mittelstandserlaß des 
Bundesministers der Verteidigung eine spezielle Re-
gelung getroffen hat. Darüber hinaus hat der Bun-
deswirtschaftsminister auf Antrag des Hohen Hauses 
vom 17. Januar 1969 veranlaßt, daß in Verträge mit 
Großauftragnehmern folgende Bemühensklausel auf-

genommen wird: „Der Auftragnehmer wird sich be-
mühen, Unter-(Zuliefer-)Aufträge an mittlere und 
kleinere Unternehmen in dem Umfange zu vergeben, 
wie er es mit der vertragsmäßigen Ausführung der 
Leistung vereinbaren kann." 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat die Länder 
seinerzeit gebeten, entsprechend zu verfahren. 

Seitens der Bundesregierung werden Berlin und 
das Zonenrandgebiet seit vielen Jahren bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge bevorzugt. Die einschlä-
gigen Regelungen wurden 1968 verbessert durch 
großzügigere Mehrpreisstaffel sowie Eintrittsrecht. 
Inzwischen wurde dieses Bevorzugungssystem im 
Zonenrandförderungsgesetz vom 5. August 1971 
rechtlich abgesichert. Durch die in der Antwort auf 
die vorhergehende Frage erwähnten Maßnahmen ist 
sichergestellt, daß die kleineren und mittleren 
Unternehmen in den genannten Gebieten bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge besonders berück-
sichtigt werden. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 30. November 1971 auf die Mündlichen Fragen 
der Abgeordneten Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) 
(Drucksache VI/2861 Fragen A 54 und 55) : 

In welchem Umfang befaßt sich die Wissenschaft in der Bun-
desrepublik Deutschland mit der „Mehrschritt-Therapie gegen 
Krebs" von Manfred von Ardenne? 

Ist es richtig, daß die Krebsforscher der Bundesrepublik 
Deutschland dieses Krebs-Mehrschritt-Therapie-Konzept ignorie-
ren (siehe FAZ vom 13. November 1971)? 

Mit der Mehrschritt-Therapie gegen den Krebs 
von Professor von Ardenne haben sich nach Aus-
kunft des Deutschen Krebsforschungszentrums in 
Heidelberg sowie der Deutschen Krebsgesellschaft 
sowohl einzelne Wissenschaftler wie auch namhafte 
Institute eingehend befaßt. Bei Diskussionen und 
Versuchen seien zum Teil auch Professor von 
Ardenne wie Mitarbeiter direkt beteiligt gewesen. 
Experimentelle Nachprüfungen, die zum Teil noch 
nicht abgeschlossen sind, seien bisher nicht positiv 
im Sinne der Mehrschritt-Therapie zu bewerten. 

Die in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
13. November 1971 gemachte Feststellung, „daß sich 
die Krebsforscher in der Bundesrepublik Deutschlan d  
immer noch leisten, sein Krebs-Mehrschritt-Therapie-
Konzept zu ignorieren", beruht mithin auf unrichti-
gen oder lückenhaften Informationen. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 3. Dezember 1971 auf die Mündlichen Fragen 
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des Abgeordneten Josten (CDU/CSU) Drucksache 
VI/2861 Fragen A 56 und 57) : 

Treffen die Meldungen von verschiedenen Tages- bzw. Wo-
chenzeitungen zu (z. B. Bild-Zeitung, 25. November cl. J.), wo-
nach in der Bundesrepublik Deutschland 20 000 Tote an Lungen-
krebs im Jahr zu beklagen sind und diese Zahl entscheidend 
durch zu starkes Rauchen entstanden ist? 

Sind der Bundesregierung die genauen Zahlen der Lungen-
krebskranken in der Bundesrepublik Deutschland bekannt? 

Es trifft zu, daß in der Bundesrepublik Deutsch-
land jährlich mehr als 20 000 Todesfälle an bösarti-
gen Neubildungen im Bereich der Luftröhre, der 
Bronchien und der Lunge zu beklagen sind. Bei den 
Männern hat diese Todesursache sogar die höchste 
Sterblichkeit unter sämtlichen bösartigen Neubil-
dungen. Aus der amtlichen Todesursachenstatistik, 
auf die sich diese Zahlen stützen, stehen keine Infor-
mationen darüber zur Verfügung, ob und in wel-
chem Umfang diese Sterbefälle auf zu starkes Rau-
chen zurückzuführen sind. 

An den genannten Krankheiten starben in der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1967 auf je 
100 000 Einwohner 33 Personen. In England und 
Wales waren es 58, in Frankreich 21, in Italien 22 
und in Schweden 18 Personen. 

Da in der Bundesrepublik Deutschland keine allge-
meine Morbiditätsstatistik geführt wird, sind der 
Bundesregierung die genauen Zahlen der an bös-
artigen Neubildungen im Bereich der Luftröhre, der 
Bronchien und der Lunge Erkrankten nicht bekannt. 
Die Zahl der Erkrankten dürfte aber nicht wesentlich 
höher liegen als die der an dieser bösartigen Neu-
bildung Gestorbenen, da die Heilungsrate bei dieser 
Krankheit relativ gering ist und nach Schätzung von 
Experten nur 5 bis 10 % der Erkrankten eine Über-
lebenschance von mehr als 5 Jahren haben. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens vom 
3. Dezember 1971 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Bredl (SPD) (Drucksache VI/2861 Frage A 
71): 

Ist die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß z. B. in 
Stadtgebieten wie München der durch Ofenheizung verursachte 
Abgasanteil bereits 15 % des Gesamtgasausfalls beträgt, bereit, 
den § 15 Abs. 1 Satz 2 der Baunutzungsverordnung dahingehend 
zu konkretisieren, daß zu den unzumutbaren Störungen im Sinne 
dieser Vorschrift, insbesondere in Wohngebieten, die Einzelofen-
heizung gehört mit der Folge, daß neu geplante Bauvorhaben 
nur noch mit abgasfreien Beheizungsarten wie Strom oder Gas 
oder auch mit einem Anschluß an eine Fernheizung zulässig sind, 
oder als Sofortmaßnahme für den Umweltschutz eine andere ent-
sprechend wirksame Regelung zu treffen? 

Die BauNVO ist aufgrund des Ermächtigungskata-
logs in § 2 Abs. 10 BBauG erlassen worden. Diese 
Ermächtigung gibt dem Bundesminister für Städte-
bau und Wohnungswesen im wesentlichen nur die 
Möglichkeit, mit Zustimmung des Bundesrates Vor-
schriften zu erlassen über Darstellungen und Fest-
setzungen in den Bauleitplänen hinsichtlich der 
Frage, in welcher Weise ein Eigentümer sein Grund-
stück nutzen darf, insbesondere ob er überhaupt 

bauen darf und in welcher Art, z. B. gewerblicher 
Bau oder Wohnhaus. Die Ermächtigung gestattet es 
aber nicht vorzuschreiben, welche Anforderungen in 
technischer Hinsicht an die Beheizungsanlagen eines 
in einem Baugebiet planungsrechtlich zulässigen 
Vorhabens zu stellen sind, bzw. zu regeln, daß Vor-
haben unzulässig sind, wenn die Beheizung nicht 
abgasfrei erfolgt. 

Fragen der Beheizung von häuslichen Feuerungen 
werden jedoch in dem Entwurf eines Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BRDrs. 437/71) angesprochen. 

Der Gesetzentwurf wird in den nächsten Tagen 
mit den Stellungnahmen des Bundesrates und der 
Gegenäußerung der Bundesregierung dem Bundes-
tag zugeleitet. 

§ 21 des Gesetzentwurfs ermächtigt die Bundes-
regierung, zum Schutz vor schädlichen Umweltein-
wirkungen durch Rechtsverordnung bestimmte An-
forderungen an die Errichtung, die Beschaffenheit 
und den Betrieb von Anlagen, zu denen auch häus-
liche Feuerungsanlagen zählen, zu stellen. Ein Ar-
beitskreis von Sachverständigen prüft z. Z. die 
Frage, welche Regelungen für diesen Bereich erlas-
sen werden sollen. 

§ 41 des Entwurfs ermächtigt darüber hinaus die 
Landesregierungen, durch Rechtsverordnung vorzu-
schreiben, daß in bestimmten, besonders schutzbe-
dürftigen Gebieten — hierzu gehören auch beson-
ders belastete Gebiete — ortsfeste Anlagen erhöh-
ten betriebstechnischen Anforderungen genügen 
müssen oder bestimmte Brennstoffe in diesen Anla-
gen nicht oder nur beschränkt verwendet werden 
dürfen, soweit die in der Vorschrift näher bezeich-
neten schädlichen Umwelteinwirkungen hervorge-
rufen werden können. 

Der Bundesrat hat darüber hinaus vorgeschlagen, 
die Ermächtigung so zu erweitern, daß auch die Er-
richtung solcher ortsfester Anlagen unterbunden 
werden kann. Die Bundesregierung wird dem Vor-
schlag voraussichtlich zustimmen (Abstimmung ist 
erst am Mittwoch, dem 1. Dezember, abgeschlossen). 

In einigen Bundesländern bestehen aber bereits 
heute gesetzliche Handhaben, für bestimmte Gebiete 
einen Anschluß- und Benutzungszwang an eine Fern-
wärmeversorgung oder an eine gemeinsame Heiz-
anlage vorzuschreiben oder eine bestimmte Hei-
zungsart vorzusehen. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens vom 
3. Dezember 1971 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Meister (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Fragen A 72 und 73) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zunehmendem Maß 
Althäuser aufgekauft werden, um sie als Eigentumswohnungen 
den Mietern zu überhöhten Preisen anzubieten und diese somit 
vor die Wahl zu stellen, entweder zu kaufen oder auszuziehen? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung treffen zu 
müssen und treffen zu können, um  Mißbrauch zu verhindern? 
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Die Schwierigkeiten, die sich für die Mieter bei 
der Umwandlung von Mietwohnungen in Eigen-
tumswohnungen ergeben können, sind der Bun-
desregierung bekannt. Sie hat deshalb im Dezember 
1970 den Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen 
zur Verbesserung des Mietrechts eingebracht, der 
nach langen Auseinandersetzungen mit qualifizier-
ter Mehrheit des Bundestages am 10. November 
1971 verabschiedet und am 28. November 1971 in 
Kraft getreten ist. § 1 des Gesetzes über den Kün-
digungsschutz für Mietverhältnisse über Wohn-
raum bestimmt, daß sich der Erwerber einer in 
Wohnungseigentum umgewandelten Mietwohnung 
auf ein berechtigtes Interesse an der Beendigung 
des Mietverhältnisses nicht vor Ablauf von 3 Jah-
ren seit der Veräußerung an ihn berufen kann. Fer-
ner bestimmt dieses Gesetz, daß sich der Vermieter 
auch dann nicht auf ein berechtigtes Interesse be-
rufen und demgemäß nicht kündigen kann, wenn 
er die Mieträume im Zusammenhang mit einer be-
absichtigten oder nach Überlassung an den Mieter 
erfolgten Begründung von Wohnungseigentum ver-
äußern will. 

Darüber hinaus ist durch das Gesetz vom 4. No-
vember 1971 (Bundesgesetzblatt Teil I Seite 1745) 
die Sozialklausel des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(§ 556 a) seit dem 10. November 1971 dahin erwei-
tert worden, daß eine Härte für den Mieter auch 
dann als vorliegend anzusehen ist, wenn angemes-
sener Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedingungen 
nicht beschafft werden kann. Durch diese Verbes-
serung der Sozialklausel erhält auch der Mieter, 
dem nach der Umwandlung in Wohnungseigentum 
beim Vorliegen eines berechtigten Interesses des 
Erwerbers und nach Ablauf der 3 Jahresfrist ge-
kündigt wird, einen stärkeren Schutz als bisher. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vom 
3. Dezember 1971 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/2861 Frage A 97) : 

Haben von albanischer Seite Initiativen die Bundesregierung 
erreicht, in denen ein Interesse an der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen angedeutet wurde, und wie hat die Bundesregie-
rung darauf reagiert, bzw. wie gedenkt sie darauf zu reagieren? 

Eine albanische Initiative zur Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen mit der Bundesrepublik 
Deutschland ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vom 
3. Dezember 1971 auf die Mündliche Frage des Ab-

geordneten Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/2861 Frage A 98) : 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 
16. November 1971 zu, daß ein Mitglied der polnischen Handels-
mission als Mitarbeiter eines polnischen Geheimdienstes entlarvt 
und zum Verlassen der Bundesrepublik Deutschland aufgefordert 
worden sei, die Bundesregierung mit Rücksicht auf die deutsch-
polnischen Beziehungen auf einen Protest verzichtet habe, und 
- bejahendenfalls - wie vereinbart die Bundesregierung ihr 

Verhalten mit der Verpflichtung, das Bundesgebiet in größt-
möglichem Umfang von ausländischer Geheimdiensttätigkeit 
freizuhalten? 

Es trifft zu, daß eine nachrichtendienstliche Tätig-
keit eines Angehörigen der polnischen Handelsver-
tretung in Köln festgestellt wurde, und daß dieser 
inzwischen die Bundesrepublik verlassen hat. 

Ich darf Ihr Verständnis voraussetzen, daß ich 
weitere Einzelheiten dieser Angelegenheit hier nicht 
behandeln kann. Für die Erörterung solcher Fragen 
hat sich das Parlament ja selbst ein Gremium ge-
schaffen. Sie können aber davon ausgehen, daß die 
Bundesregierung die Maßnahmen ergriffen hat und 
ergreifen wird, die ihrer Verantwortlichkeit hierbei 
entspricht. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vom 
1. Dezember 1971 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Reddemann (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/ 2861 Frage A 99) : 

Welche Konsequenz zieht die Bundesregierung aus der Erklä-
rung des dänischen Regierungschefs Jens Otto Krag, daß die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft nicht in eine politische 
Union der freien Staaten Europas einmünden solle? 

Die Frage dürfte sich auf die Pressekonferenz des 
dänischen Ministerpräsidenten am 16. November 
dieses Jahres beziehen. Ein Stenogramm der Konfe-
renz ergibt, daß eine Äußerung, wie Sie sie zitieren, 
nicht gefallen ist. Herr Krag hat lediglich eine ge-
wisse Skepsis zum Ausdruck gebracht, die wir im 
übrigen nicht unwidersprochen gelassen haben. Die 
politische Zielsetzung der Gemeinschaftsverträge, zu 
der sich die Bundesregierung, wie Sie wissen, seit 
jeher mit Nachdruck bekennt, ist von Anfang der 
Verhandlungen an auch von dänischer Seite akzep-
tiert worden. Sie bildet die Grundlage der Verhand-
lungen. Dies wurde auf der Ministertagung mit 
Dänemark vom 9. November dieses Jahres bestätigt. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vom 
30. November 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) 
(Drucksache VI/2861 Frage A 100) : 
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Wann ist mit dem Inkrafttreten der neuen Verordnung über 
den Erholungs- und Heimaturlaub der im Ausland tätigen Bun-
desbeamten nach dem Vorschlag der Kommission für die Reform 
des Auswärtigen Dienstes zu rechnen? 

Wie bereits im Bericht der Kommission für die 
Reform des Auswärtigen Dienstes vom März 1971 
erwähnt, hat das Auswärtige Amt einen Entwurf 
einer neuen Heimaturlaubsverordnung den beteilig-
ten Ressorts zugeleitet. Unter Federführung des 
Bundesministers des Innern ist dieser Entwurf und 
eine vom Bundesminister des Innern ausgearbeitete 
Neufassung inzwischen auch beraten worden. 

Wegen einiger Fragen sind noch Erörterungen 
der beteiligten Ressorts auf höherer Ebene erforder-
lich, so daß der Entwurf noch nicht verabschiedet 
werden konnte. Die beteiligten Bundesminister sind 
jedoch bemüht, die Beratungen in Kürze abzuschlie-
ßen. Ich hoffe daher, daß die neue Heimaturlaubsver-
ordnung recht bald erlassen werden kann. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vom 
30. November 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) 
(Drucksache VI/2861 Frage A 101) : 

Wie ist der Stand der Schaffung einer Personalreserve für die 
einzelnen Gruppen des Auswärtigen Dienstes? 

Als Personalreserve stehen zur Zeit 

10 Planstellen des höheren Dienstes und 

5 Planstellen des gehobenen Dienstes 

zur Verfügung. Der weitere Ausbau soll sich derart 
vollziehen, daß einerseits durch eine Verstärkung 
des Personalunterbaus Aufgaben delegiert werden 
können, andererseits Planstellen neu geschaffen 
werden sollen. Es ist geplant, die Personalreserve 
innerhalb der nächsten 7 Jahre (1972 bis 1978) auf 

85 Planstellen des höheren Dienstes und 

86 Planstellen des gehobenen Dienstes 

auszubauen; diese Größenordnung entspricht den 
Empfehlungen der Kommission für die Reform des 
Auswärtigen Dienstes. Über die einzelnen Stufen 
des Ausbaus ist jährlich durch den Haushaltsplan 
zu entscheiden. So sieht der Entwurf des Haushalts-
plans 1972 für die Personalreserve 

6 neue Planstellen des höheren Dienstes und 

6 neue Planstellen des gehobenen Dienstes 

vor. 

Demzufolge würde sich die Personalreserve im 
kommenden Jahr auf 

16 Planstellen des höheren Dienstes und 

11 Planstellen des gehobenen Dienstes stellen. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretär Moersch vom 
30. November 1971 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Schmidt (Kempten) (FDP) (Druck-
sache VI/2861 Frage A 105) : 

Entsprechen die Pressemeldungen den Tatsachen, daß seitens 
der polnischen Regierung die Aussiedlungsaktion vorerst ge-
stoppt ist? 

In der letzten Zeit ist die Zahl der im Bundes-
gebiet eintreffenden Umsiedler zurückgegangen. 
Die polnische Regierung hat jedoch versichert, daß 
sie die in der „Information der Regierung der Volks-
republik Polen" gemachten Zusagen loyal erfüllen 
wird. Die Bundesregierung bemüht sich, Wider-
sprüche zwischen dieser Erklärung und dem Ver-
halten örtlicher Behörden aufzuklären. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vom 
3. Dezember 1971 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Gierenstein (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Frage A 108) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Verteidi-
gungsanstrengungen des Nordatlantischen Bündnisses den geo-
graphischen Nachteil des freien Europas zur Sowjetunion aus-
geglichen haben, und ist sie der Meinung, daß auch eine verein-
barte gegenseitige und ausgewogene Reduzierung der Streit-
kräfte in Europa an diesem Ausgleich nichts ändern darf, solange 
für die Sicherheit der freien Welt militärische Anstrengungen 
notwendig sind? 

Die Antwort lautet Ja. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion vom 11. No-
vember 1971 wiederholt, daß für die Sicherheit der 
Bundesrepublik und ihrer Verbündeten die Auf-
rechterhaltung des globalen Gleichgewichts der 
Kräfte notwendig bleibt. Daher muß in Europa ein 
ausreichendes Gegengewicht zum militärischen Po-
tential der Sowjetunion und des Warschauer Pakts 
erhalten bleiben. Die von der Nordatlantischen Al-
lianz unternommenen Verteidigungsanstrengungen 
entsprechen diesen Forderungen. Zusammen mit 
den Verbündeten leistet die Bundesrepublik 
Deutschland durch Maßnahmen zur Aufrechterhal-
tung und Stärkung der Verteidigungskraft der Bun-
deswehr einen ihr angemessenen Beitrag zu einem 
stabilen Kräfteverhältnis in Europa. Die Aufrecht-
erhaltung dieses Kräfteverhältnisses ist nach Auf-
fassung der Bundesregierung und der verbündeten 
Regierungen eine Grundvoraussetzung dafür, daß 
der Versuch, zu einer beiderseitigen ausgewogenen 
Truppenverminderung in Europa zu kommen, Aus-
sicht auf Erfolg hat. Mit MBFR ist nicht beabsichtigt, 
das auf Abschreckung und Verteidigungsbereit-
schaft beruhende strategische Konzept der NATO 
abzulösen, vielmehr soll versucht werden, das be- 
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stehende Sicherheitssystem durch Vereinbarungen 
auf dem Gebiet der Rüstungsbegrenzung und Rü-
stungskontrolle zu ergänzen. Diese Aufgabenstel-
lung entspricht der doppelten Zielsetzung von Ver-
teidigungs- und Verhandlungsbereitschaft, die die 
Allianz bereits im Harmel-Bericht im Dezember 
1967 formulierte. Der Notwendigkeit, das Kräfte-
verhältnis in Europa auch im Rahmen von MBFR 
zu wahren, entspricht das im Mai 1970 in Rom von 
der NATO formulierte Kriterium der unverminder-
ten Sicherheit, das wie folgt lautet: „Beiderseitige 
Truppenverminderungen müssen mit den lebens-
wichtigen Sicherheitsinteressen des Bündnisses ver-
einbar sein und dürfen sich nicht zum militärischen 
Nachteil einer Seite auswirken, wobei Unterschiede, 
die aus geographischen und sonstigen Umständen 
erwachsen, zu berücksichtigen sind. Dem entspricht 
die Forderung der Allianz, daß Vereinbarungen 
über beiderseitige Truppenverminderung ausge-
wogen sein müssen. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vom 
3. Dezember 1971 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Gierenstein (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Frage A 109) : 

Wie verträgt sich die Behauptung des Bundesministers der 
Verteidigung in seinem Interview vom 14. November 1971, der 
geographische Nachteil des freien Europa im Verhältnis zur 
Sowjetunion lasse sich durch keine Politik ändern und müsse in 
Kauf genommen werden, mit der Antwort der Bundesregierung 
vom 20. Oktober 1971 auf die schriftliche Anfrage des Abgeord-
neten Dr. Riedl (München), in der es heißt, daß die Ausgewo-
genheit „nicht nur geographischen Umständen Rechnung zu tra-
gen" habe? 

Diese Forderung hatte auch der Bundesminister 
der Verteidigung im Auge, als er am 14. November 
in seinem Interview folgendes wörtlich sagte: „Die 
Tatsache, daß von Moskau nach Mitteleuropa eine 
zusammenhängende Landmasse da ist mit Eisen-
bahnen und mit Straßen und daß von Washington 
oder von New York oder von Los Angeles nach 
Mitteleuropa tausende von Seemeilen dazwischen 
liegen, die kann man durch keinen Vertrag und 
durch keine Politik ändern. Die geographischen Tat-
sachen muß derjenige, der realistische Politik trei-
ben will, in Kauf nehmen, die kann man nicht weg-
diskutieren." Der Bundesminister der Verteidigung 
wollte damit sicherlich nichts anderes sagen, als daß 
die geographischen Gegebenheiten in Rechnung ge-
stellt werden, auch wenn es darum geht, eine aus-
gewogene beiderseitige Truppenverminderung her-
beizuführen. Diese Äußerung entspricht demnach 
der Antwort auf die schriftliche Anfrage des Abge-
ordneten Dr. Riedl, daß die allgemeine Ausgewo-
genheit „nicht nur geographischen Umständen 
Rechnung zu tragen" habe, und das heißt eben, daß 
gerade auch die geographischen Umstände zu be-
rücksichtigen sind. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Schmidt-Vockenhausen (SPD) 
(Drucksache VI/2861 Frage B 1) : 

Wie ist der Stand der von der Kommission für die Reform des 
Auswärtigen Dienstes empfohlenen Neuregelung der Auslands-
besoldung? 

Die Ressortverhandlungen über eine Neurege-
lung der Auslandsbesoldung, die den Empfehlun-
gen der Kommission für die Reform des Auswär-
tigen Dienstes in allen wesentlichen Punkten Rech-
nung trägt, sind inzwischen weitgehend abgeschlos-
sen worden. 
Die vorgesehene Regelung sieht u. a. vor, daß 

den ins Ausland versetzten Bediensteten, im Ge-
gegensatz zur gegenwärtigen Rechtslage, die vollen 
Inlandsbezüge weitergezahlt werden. Als Korrek-
turfaktor der unterschiedlichen Preis- und Wäh-
rungsverhältnisse soll der Kaufkraftausgleich bei-
behalten, im neuen System jedoch nur auf den 
Teil der Bezüge gewährt werden, der auch im 
Ausland ausgegeben wird: hierfür kommt ein ein-
heitlicher Mittelwert von 60 % in Betracht. Zusätz-
lich soll eine neu überarbeitete Auslandszulage zur 
Abgeltung der örtlich entstehenden materiellen und 
immateriellen Belastungen gewährt werden. Der 
vereinfachte Aufbau der zukünftigen Auslands-
bezüge führt insgesamt zu einer besseren Erfas-
sung der Belastungs- und Kostenfaktoren. 

Auch für die Datenverarbeitung ist das vorge-
sehene System günstiger. 

Die spezifischen Aufgaben des Auswärtigen 
Dienstes, in erster Linie die amtliche Repräsen-
tation des Staates, aber auch die berufstypischen 
Belastungen der Angehörigen des Auswärtigen 
Dienstes, hier hauptsächlich die weltweite Verset-
zungsverpflichtung mit vielen nachteiligen Folgen, 
sollen durch angemessene Aufwandsentschädigun-
gen abgegolten werden. In dieser Frage besteht 
bereits Einvernehmen zwischen dem Auswärtigen 
Amt und dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen. 

Weiterhin sind einige begleitende Maßnahmen in 
der Beratung. So z. B. eine Verbesserung der Schul-
beihilfen, die berücksichtigt, daß die deutschen 
öffentlichen Schulen schulgeldfrei sind und Aus-
landsbedienstete insoweit nicht schlechter gestellt 
werden können als Inlandsbedienstete. Für unvor-
hergesehene Reisen, die sich aus Anlaß von To-
desfällen oder bei schwerer Krankheit der nächsten 
Angehörigen ergeben, soll eine angemessene Zu-
schußregelung neu eingeführt werden. Die Aus-
landsumzugskostenverordnung soll geändert und in 
einigen Punkten den veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnissen angepaßt werden. Nach dem gegen-
wärtigen Sachstand ist anzunehmen, daß die Res-
sorts in diesen Fragen in Kürze Einvernehmen er-
zielen. 
Die beteiligten Häuser streben gemeinsam eine 

schnelle Klärung der wenigen noch offenen Fragen 
an. 
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Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Baeuchle (SPD) (Drucksache VI/2861 
Frage B 2) : 

Sieht die Bundesregierung eine Chance für die Möglichkeit, 
daß die beiden Dürer-Gemälde Hans und Felicitas Tucher aus 
dem Jahre 1499, die bei Kriegsende aus dein Weimarer Museum 
abhanden kamen und in die Vereinigten Staaten von Amerika 
gelangten, anläßlich des Dürer-Jubiläumsjahres — oder auch 
später — wieder nach Deutschland zurückkehren können, und 
was wurde und wird in dieser Richtung unternommen? 

Die Bundesregierung hat den derzeitigen Besit-
zer der beiden Gemälde, einen amerikanischen 
Staatsbürger, vor dem zuständigen US-Distrikts-
gericht in New York auf Herausgabe verklagt. Das 
Ende des Prozesses ist abzusehen. Da die Bundes-
regierung der festen Überzeugung ist, daß der 
Beklagte weder rechtmäßiger Besitzer noch Eigen-
tümer der beiden Gemälde ist, geht sie davon aus, 
daß die Gemälde auf Grund eines entsprechenden 
Urteils des angerufenen Gerichts nach Deutschland 
zurückkehren werden. Ob das aber noch im Dürer-
Jubiläumsjahr geschehen wird, kann nicht gesagt 
werden. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Eyrich (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Fragen B 3 und 4) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das kommu-
nistische Ziel der „Aktionseinheit" z. B. durch die Bildung einer 
gemeinschaftlichen Liste des Spartakus-Bundes und des Sozial-
demokratischen Hochschulbundes für die Konventswahl und die 
gemeinsamen Aktionen zur Sprengung der Konventssitzungen 
an der Bonner Universität verwirklicht ist? 

Hat sich die in der Beantwortung der Kleinen Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion vom 4. August 1971 (Nummer 1) - Druck-
sache VI/2499 — über den Marxistischen Studentenbund Sparta-
kus ausgesprochene Erwartung, daß die Mitglieder des Sparta-
kus-Bundes noch stärker als bisher auf die kommunistische Ziel-
setzung ausgerichtet werden, in der Zwischenzeit als zutreffend 
erwiesen? 

Nach den hier vorliegenden Informationen haben 
sich an Aktionen zur Sprengung der Konventssit-
zungen an der Bonner Universität der Marxistische 
Studentenbund Spartakus, der Sozialdemokratische 
Hochschulbund und die Roten Zellen beteiligt. In-
soweit und im Hinblick auf die Bildung einer Ge-
meinschaftsliste des Spartakus-Bundes und des SHB 
für die Konventswahl kann von punktueller Ver-
wirklichung einer Aktionseinheit gesprochen wer-
den. 

Die zweite Frage ist zu bejahen. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des Ab-

geordneten Brandt (Grossheim) (SPD) (Drucksache 
VI/2861 Frage B 5) : 

Welche Gründe sind maßgebend dafür, daß die Rechtspfleger 
hinsichtlich ihrer Besoldung nach unterschiedlichen Klassen be-
wertet werden, so daß — ich verweise auf die Vorlage der 
Rechtsverordnung zu § 5 Abs. 6 des Bundesbesoldungsgesetzes 
und die entsprechenden Vorschläge des Bundesrates in der 
Drucksache VI/2256 — etwa Rechtspfleger mit Tätigkeit in 
Register- und Familienrechtssachen für die prozentuale Auf-
stockung der Besoldungsgruppen A 11 bis A 13 nicht in Frage 
kommen sollen? 

Ausgangspunkt für eine sachgerechte Ausfüllung 
der gesetzlichen Ermächtigung des § 5 Abs. 6 Satz 3 
des Bundesbesoldungsgesetzes ist die Zielsetzung 
der Vorschrift, die es ermöglichen sollte, für beson-
ders herausgehobene und eindeutig abgrenzbare 
Funktionen einen über den Durchschnitt hinaus-
gehenden Anteil von Beförderungsämtern zuzulas-
sen. In der Rechtsverordnung werden daher in 
erster Linie solche Tätigkeiten zu berücksichtigen 
sein, die schon bisher durch entsprechende Zuteilung 
von Beförderungsstellen als besonders hochwertig 
anerkannt waren. 

Bei den Rechtspflegern, die überwiegend in Re-
gister- und Familienrechtssachen tätig sind, ergibt 
sich jedoch am Beispiel des Landes Nordrhein-
Westfalen, daß dort selbst der allgemeine Stellen-
schlüssel des § 5 Abs. 6 Satz 1 BBesG bisher nicht 
ausgeschöpft war. Der Vorentwurf sah daher abwei-
chend von den Vorschlägen des Bundesrates eine 
Berücksichtigung der beiden genannten Gruppen von 
Rechtspflegern nicht vor. 

Im Hinblick auf die Empfehlungen des Innenaus-
schusses des Deutschen Bundestages und die von 
den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften vor-
getragenen Forderungen zu den Entwürfen der 
Rechtsverordnungen nach §§ 5, 53 BBesG hat die 
Bundesregierung im Entwurf der Rechtsverordnung 
zu § 5 BBesG auch die in Register- und Familien-
rechtssachen tätigen Rechtspfleger als Funktions-
gruppe berücksichtigt. 

Der Entwurf der Rechtsverordnung ist inzwischen 
dem Bundesrat zur Erteilung der gesetzlich not-
wendigen Zustimmung zugeleitet worden. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Brandt (Grossheim) (SPD) (Drucksache 
VI/2861 Frage B 6) : 

Welche Überlegungen haben die Bundesregierung daran gehin-
dert, entsprechend der Vorlage des Bundesrates in Anlage 2 der 
Drucksache VI/2256 die unter Punkt 2 genannten Beamten „des 
gehobenen technischen Dienstes, die noch ohne Abschluß einer 
Ingenieurschule angestellt worden sind" mit in die Bestimmun-
gen des Artikels II § 2 Abs. 2 des Ersten Besoldungsverein-
heitlichungs- und Neuregelungsgesetzes vom 18. März 1971 hin-
einzunehmen, und beabsichtigt die Bundesregierung, den Artikel 
II § 2 Abs. 2 dahin gehend zu ergänzen, daß der genannte Vor-
schlag des Bundesrates berücksichtigt wird? 

Der Wunsch, Artikel II § 2 Abs. 2 des 1. BesVNG 
zu ergänzen, auf den sich Ihre Frage bezieht, gehört 
zu mehreren Punkten, die der Bundesrat am 4. Juni 
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1971 (Drucksache VI/2256) ohne eigene Stellung-
nahme der Bundesregierung als Material für weitere 
Gesetzgebungsvorhaben auf dem Gebiet der Beam-
tenbesoldung übermittelt hat. Sowohl den zuständi-
gen Stellen der Länder als auch des Bundes liegen 
noch weitere Eingaben vor, die zum Ziel haben, 
Härten im Zusammenhang mit der Ausgestaltung 
der Vorschrift zu bereinigen bzw. zusätzliche Besol-
dungsverbesserungen zugunsten der Ingenieure 
vorzusehen. Die Bundesregierung hat dem Innen-
ausschuß des Deutschen Bundestages u. a. auch zu 
diesem Komplex mit Schreiben vom 26. Oktober 1971 
unter Nr. 4 berichtet. 

Die zu Artikel II § 2 Abs. 2 des 1. BesVNG vorge-
tragenen Probleme stehen in engem Zusammenhang 
und können deshalb nur einheitlich nach einem grö-
ßeren Gesamtkonzept gelöst werden. Vorarbeiten 
hierfür sind im Gange; sie werden aber noch eine 
gewisse Zeit in Anspruch nehmen. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/2861 Fragen B 7 und 8) : 

Ist die Bundesregierung bereit, den von der „Kommission" 
und dem „Europäischen Parlament" unterbreiteten Vorschlag zur 
Errichtung eines „Europäischen Instituts für Umweltschutz" mit 
der Zweckbestimmung der Koordinierung bestimmter Studien 
und Forschungen auf Gemeinschaftsebene zu unterstützen? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß ein solches Institut 
möglichst rasch geschaffen werden muß, um zu vermeiden, daß 
die Mitgliedstaaten im Bereich des Umweltschutzes einerseits 
unterschiedliche oder gar entgegengesetzte Initiativen entwickeln 
und andererseits überflüssige und kostspielige Doppelarbeit 
leisten? 

Die Bundesregierung hat mit großem Interesse 
davon Kenntnis genommen, daß die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften in ihrer Ersten Mittei-
lung über die Politik der Gemeinschaft auf dem Ge-
biet des Umweltschutzes die Schaffung eines Euro-
päischen Instituts für Umweltschutz vorgeschlagen 
hat. Diese Erste Mitteilung ist z. Z. Gegenstand von 
Konsultationen zwischen Angehörigen der Kom-
mission und den zuständigen Verwaltungen der 
Mitgliedstaaten. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Umwelt-
programm hervorgehoben, daß sie einer Intensivie-
rung der internationalen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes einen hohen Rang bei-
mißt. Sie ist der Auffassung, daß internationale In-
stitute der Umweltforschung u. a. auch zu ihrer Be-
ratung Bedeutung haben. Diesen Institutionen müßte 
daher die Aufgabe zufallen, bestehende Informa-
tionslücken zu schließen. Hierzu gehört insbesondere 
die Sammlung, Aufbereitung und interdisziplinäre 
Auswertung von Informationen über Tätigkeiten, 
Forschungsaufträge, Forschungsergebnisse, Planun-
gen, Verfahren und neue Techniken, die für die 
Umweltpolitik bedeutsam sind. Solche Informationen 
fallen in vielen Staaten wie auch in internationalen 

Organisationen an. Ihre sachliche Analyse ist ein-
zelnen nationalen Verwaltungen oft nicht in ausrei-
chendem Maße möglich. 

Die Bundesregierung prüft z. Z. Vorschläge für 
die Errichtung eines Internationalen Instituts zur Er-
forschung von Umweltproblemen. Sie erwägt, nach 
Maßgabe der Ergebnisse dieser Prüfung zu gege-
bener Zeit die Kommission auf diese Pläne hinzu-
weisen, um damit einen deutschen Beitrag für die 
Umweltpolitik der Gemeinschaft anzubieten. Ein 
solches Institut könnte im Falle seiner Gründung 
voraussichtlich wesentliche Aufgaben übernehmen, 
die die Kommission in ihrem Vorschlag einem Euro-
päischen Institut zugedacht hat. 

Die Bundesregierung unterstützt alle nationalen 
und internationalen Initiativen, die Doppelarbeit 
vermeiden helfen. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 2. Dezember 
1971 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Wittmann (Straubing) (SPD) (Drucksache VI/2861 
Fragen B 9 und 10) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Polizeivollzugs-
beamten des Bundesgrenzschutzes überwiegend nicht in den 
Genuß der nichtruhegehaltsfähigen Stellenzulage von 50 DM 
gemäß Artikel II § 7 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Verein-
heitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern kommen, weil die Bestimmungen zu eng gefaßt sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ausbildungsricht-
linien des Bundesgrenzschutzes nur einen Außendiensteinsatz bis 
zu 50 % der regelmäßigen Arbeitszeit zulassen und dadurch die 
geforderte überwiegende Verwendung im Gelände und Außen-
dienst nicht erreicht werden kann? 

Ausbildung und Dienst der Soldaten der Bundes-
wehr einerseits und der Beamten des Bundesgrenz-
schutzes andererseits hat sachlich begründete Unter-
schiede. Hieraus folgt, daß trotz Bleichlautender 
Vorschriften für beide Personengruppen eine ver-
gleichsweise geringere Zahl von Beamten des Bun-
desgrenzschutzes in den Genuß der Zulage kom-
men kann. 

Es wird sichergestellt, daß die Beamten des Bun-
desgrenzschutzes die Stellenzulage unter den glei-
chen Voraussetzungen wie die Soldaten der Bundes-
wehr erhalten. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Weigl (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Frage B 11): 

Bis wann kann mit einem Verbot des Einbaus von Telefon-
abhöranlagen gerechnet werden? 
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Der Einbau einer Telefonabhöranlage ist zwar für 
sich genommen nicht verboten. Nach § 298 Abs. 1 
Nr. 1 und Absatz 2 des Strafgesetzbuchs wird jedoch 
mit Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten und mit Geld-
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft, wer 
unbefugt das nichtöffentlich gesprochene Wort eines 
anderen auf einen Tonträger aufnimmt oder das 
nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich 
gesprochene Wort eines anderen unbefugt mit 
einem Abhörgerät abhört. Nach § 298 Abs. 3 ist 
auch der Versuch strafbar. Das Einbauen einer Auf-
nahme- oder Abhöranlage mit dem Vorsatz, unbe-
fugt das nichtöffentlich gesprochene Wort in der 
beschriebenen Weise aufzunehmen oder abzuhören, 
wird als Anfang der Ausführung des Deliktes zu 
werten und deshalb nach §§ 298, 43, 44 des Straf-
gesetzbuchs strafbar sein. Da es sich bei der Ver-
wendung von Telefonabhörgeräten in der Regel um 
Fernmeldeanlagen im Sinne des Fernmeldeanlagen-
gesetzes handelt, greifen auch die Vorschriften die-
ses Gesetzes ein. Nach § 2 bedarf das Betreiben 
einer Fernmeldeanlage die Genehmigung durch die 
Deutsche Bundespost. Das Betreiben einer Anlage 
ohne diese Genehmigung ist nach § 15 des Fern-
meldeanlagengesetzes mit Freiheitsstrafe oder mit 
Geldstrafe zu bestrafen; auch hier ist der Versuch 
strafbar. 

Sollte mit der Frage das Verbot des Einbaus der 
bei Hauptanschlüssen verwendeten Zweithörer oder 
der bei Nebenstellenanlagen gebräuchlichen Mithör-
einrichtungen gemeint sein, so wird darauf hinge-
wiesen, daß für die befugte Benutzung derartiger 
Anlagen ein Bedürfnis besteht, so z. B. wenn im 
gegenseitigen Einvernehmen der Teilnehmer die 
Aufnahme des Gesprächs in Kurzschrift gewünscht 
wird. Ein gesetzliches Verbot dieser Anlagen kann 
deshalb nicht in Betracht gezogen werden. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/2861 Frage B 12) : 

Inwieweit ist in der Bund-Länder-Kommission zur Ämter-
bewertung der Justizbereich vertreten? 

Die für Fragen der Ämterbewertung gebildete 
Bund-Länder-Kommission ist eine Unterkommission 
des Arbeitskreises der Länder für Besoldungsfragen, 
die am 11. Mai 1967 beauftragt wurde, die Probleme 
der Amterbewertung zu behandeln und dem auftrag-
gebenden Arbeitskreis zu berichten. Dieser Arbeits-
gruppe gehörten an die Besoldungsreferenten der 
Länder Nordrhein-Westfalen, Bayern und Nieder-
sachsen sowie ein Vertreter des Bundesministeriums 
des Innern. Von den Fachressorts wurden seinerzeit 
Unterlagen (Tätigkeitsbeschreibungen repräsenta-
tiver Arbeitsplätze) angefordert; sie waren aber in 
jenem Stadium der Vorbereitung nicht an den Be-
ratungen beteiligt. 

Aus den Gründen, die in der Schriftlichen Antwort 
vom 10. November 1971 auf Ihre Mündliche Frage 
dargelegt sind, hat der Arbeitskreis der Länder für 
Besoldungsfragen am 8. September 1970 die Unter-
kommission von ihrem Auftrag suspendiert (Sten. 
Bericht über die 150. Sitzung des Deutschen Bundes-
tages — S. 8688 C). 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Hansen (SPD) (Drucksache VI/2861 Frage 
B 13) : 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die in der Düssel-
dorfer Ausgabe der Rheinischen Post vom 25. November 1971 
bekanntgegebenen Lärmschutzzonen für den Flughafen Düssel-
dorf-Lohausen sich durch die Ausführungsbestimmungen zum 
Fluglärmgesetz nicht mehr ändern werden? 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß 
der Lärmschutzbereich, den der Bundesminister des 
Innern gemäß §§ 1 Satz 1 Nr. 1, 4 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30. März 1971 (Bundesgesetzblatt I Seite 282) im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr 
durch Rechtsverordnung für den Flughafen Düssel-
dorf-Lohausen festsetzen wird, mit dem in der Düs-
seldorfer Ausgabe der Rheinischen Post vom 25. No-
vember 1971 bekanntgegebenen Lärmschutzzonen 
übereinstimmen wird. 

§ 3 des Fluglärmgesetzes legt in den Grundzügen 
fest, in welcher Weise die äquivalenten Dauerschall

-

pegel zu ermitteln sind und von welchen Daten da-
bei auszugehen ist. Zahlreiche Fragen, von deren 
Beantwortung Form und Größe des jeweiligen 
Lärmschutzbereichs in hohem Maße abhängt, sind 
noch zu klären. Über sie ist von demjenigen zu be-
finden, der das Gesetz vollzieht. Diese Entscheidun-
gen sind noch nicht abschließend getroffen worden, 
konnten also bei Bestimmung von Lärmschutzberei-
chen nicht berücksichtigt werden. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hauff (SPD) (Drucksache VI/2861 
Fragen B 14 und 15) : 

Ist die Bundesregierung bereit, das Problem des gesundheits-
schädigenden Lärms, insbesondere im Hinblick auf den Fluglärm, 
durch die Vergabe entsprechender Forschungsaufträge einer um-
fassenden wissenschaftlichen Analyse zu unterziehen, an deren 
Durchführung mehrere Institute zu beteiligen sind? 

In welcher Form und mit welchem Ziel bemüht sich die Bun-
desregierung um eine bundeseinheitliche Regelung der Kompe-
tenzen für die Lärmschutzbeauftragten der Flughäfen in der Bun-
desrepublik Deutschland? 

Seit Jahren fördert die Bundesregierung u. a. 
durch Vergabe von Aufträgen an wissenschaftliche 
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Institute die Erforschung der physiologischen und 
psychologischen Wirkungen des Lärms. Besondere 
Bedeutung hat hierbei das Gutachten erlangt, das 
eine Gruppe von Wissenschaftlern 1965 im Auftrage 
des Bundesministeriums für Gesundheitswesen über 
„Fluglärm — seine Messung und Bewertung, seine 
Berücksichtigung bei der Siedlungsplanung, Maß-
nahmen zu seiner Minderung" erstattet hat (sog. 
Göttinger Fluglärm-Gutachten). Die vom Bundes-
minister des Innern Ende 1970 einberufene Projekt-
gruppe „Lärmbekämpfung" hat vorgeschlagen, die 
Problematik der Wirkung von Geräusch auf den 
Menschen in den kommenden Jahren grundlegend 
und systematisch zu erforschen; sie hat zu diesem 
Zwecke 26 einzelne Forschungsthemen formuliert. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, diesem Vorschlag 
der Projektgruppe im Rahmen ihrer finanziellen 
Möglichkeiten zu folgen. Sie hat ihre Absicht, eine 
umfassende Lärmwirkungsforschung in die Wege 
zu leiten und zu fördern, in ihrem Umweltprogramm 
zum Ausdruck gebracht. 

Für alle Verkehrsflughäfen, für die nach dem Ge-
setz zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 
(BGBl. I S. 282) ein Lärmschutzbereich festzusetzen 
ist, muß nach § 32 b des Luftverkehrsgesetzes in 
der Fassung vom 4. November 1968 (BGBl. I S. 1113), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm, eine Kommission zur Beratung der Ge-
nehmigungsbehörde über Maßnahmen zum Schutz 
gegen Fluglärm gebildet werden. Zusammenset-
zung, Aufgaben, Kompetenzen und Arbeitsweise der 
Kommission sind bundeseinheitlich geregelt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Einrichtung eines „Lärmschutzbeauftragten", die 
einige Verkehrsflughäfen vor allem für den Betrieb 
ihrer Fluglärmüberwachungsanlagen, die Auswer-
tung der Geräuschmeßergebnisse und die Kontakt-
pflege zwischen Flughafenhalter und Bevölkerung 
eingeführt haben, keiner bundeseinheitlichen Rege-
lung bedarf. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Zander (SPD) (Drucksache VI/2861 
Fragen B 16 und 17): 

Wieviel Büros unterhält die unter der Bezeichnung „Comitato 
Tricolore" auftretende italienische neofaschistische Partei Movi-
mento Sociale Italiano (MSI) in der Bundesrepublik Deutschland? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aktivitäten dieser 
italienischen Partei im Geltungsbereich des Grundgesetzes? 

Die mit dem „Movimento Sociale Italiano" (MSI) 
politisch und personell verbundene italienische Ver-
einigung „Comitato Tricolore per gli Italiani nel 
mondo (CTIM)", die sich in der Bundesrepublik vor 
allem unter italienischen Arbeitnehmern betätigt, 
unterhält in den Städten Feuerbach, Frankfurt/Main, 
Heilbronn, Köln, Mark Gröningen, München und 

Stuttgart Büros. Sitz der Zentrale in der Bundes-
republik Deutschland ist Stuttgart. 

Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklung 
und Tätigkeit auch dieser Vereinigung mit Auf-
merksamkeit. Soweit festgestellt werden konnte, 
vertreten die Büros des „Comitato Tricolore" die 
politische Linie der italinenischen neofaschistischen 
Partei „Movimento Sociale Italiano". Darüber hin-
aus beraten sie italienische Arbeitnehmer in sozia-
len und anderen Fragen, die sich aus ihrem Auf-
enthalt in der Bundesrepublik ergeben. 

Anhaltspunkte für eine gesetzwidrige, die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung in der Bundesrepublik 
Deutschland beeinträchtigende Betätigung des „Co-
mitato Tricolore" haben sich bisher nicht ergeben. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn vom 2. Dezem-
ber 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeord-
neten Blumenfeld (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 
Fragen B 18 und 19) : 

Wie gedenkt die Bundesregierung auf die von dem franzö-
sischen Staatspräsidenten Pompidou in seiner letzten Pressekon-
ferenz abgegebene Erklärung zu reagieren, daß eine bessere 
Koordinierung der EWG-Staaten hinsichtlich der Exportförde-
rungsmaßnahmen (Kreditpolitik usw.) in die Ostblockländer 
erforderlich sei? 

Welche Vorschläge gedenkt die Bundesregierung im Minister-
rat der Europäischen Gemeinschaften vorzulegen, um eine Har-
monisierung der Bedingungen für die industrielle Kooperation 
der EWG-Staaten mit den Ostblockländern zu erreichen? 

Die Bundesregierung ist bereits seit langem be-
müht, die Kreditbedingungen von Ausfuhrgeschäf-
ten  im internationalen Rahmen zu koordinieren, um 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Dem dient 
in erster Linie das EWG-Konsulationsverfahren 
gem. Ratsbeschluß 65/53/EWG vorn 26. Januar 1965. 
Danach müssen die Konditionen aller Ausfuhrge-
schäfte — nicht nur solcher nach osteuropäischen 
Ländern — mit Laufzeiten von mehr als 5 Jahren 
vor Gewährung einer staatlichen Ausfuhrbürgschaft 
in Brüssel konsultiert werden. Gegenwärtig wird 
geprüft, wie dieses Verfahren verbessert und effek-
tiver gestaltet werden kann. Darüber hinaus steht 
die Bundesregierung in ständigen bilateralen Kon-
takten mit den staatlichen Ausfuhrkreditversiche-
rern der westlichen Konkurrenzländer, um die Kre-
ditbedingungen zu koordinieren. Besonders inten-
sive Kontakte bestehen mit den zuständigen fran-
zösischen und britischen Stellen, mit denen in halb-
jährlichen bzw. jährlichen Abständen Fachgespräche 
auf Beamtenebene stattfinden, in deren Rahmen ins-
besondere auch große Einzelprojekte erörtert wer-
den. Zur Zeit noch unbefriedigend ist lediglich die 
Koordinierung auf dem Gebiet der Exportzinsen. Die 
Bundesregierung hat im Oktober 1970 im Minister-
rat der EG darauf hingewiesen und den Abbau von 
wettbewerbsverzerrenden Zinssubventionen gefor-
dert. Daraufhin hat die EG-Kommission einen ent-
sprechenden Vorschlag angekündigt. Der Rat hat 
darüber hinaus die zuständige Ratsarbeitsgruppe 
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beauftragt, nach Möglichkeiten zur Vermeidung von 
Wettbewerbsverzerrungen auf diesem Gebiet zu 
suchen. Die Bundesregierung wird sich weiterhin für 
eine bessere Koordinierung und den Abbau noch be-
stehender Wettbewerbsverzerrungen einsetzen. 

Zur Harmonisierung der Bedingungen für die 
industrielle Kooperation darf ich auf die Beant-
wortung der von Herrn Abgeordneten Jahn gestell-
ten Frage zur gemeinsamen Außenhandelspolitik 
der EG durch die Bundesregierung vom 11. Novem-
ber 1971 verweisen (Anlage 3 des Stenographischen 
Berichts zur 152. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 12. November 1971). Dort wurde ausgeführt, 
daß sich die enge Koordinierung der Handelspolitik 
innerhalb der Gemeinschaft auch auf die handels-
politischen Elemente der Kooperation erstreckt. Be-
reits durch diese Koordinierung wird eine weit-
gehende Harmonisierung der Kooperationsbedin-
gungen z. B. im Zollbereich und bei der Behandlung 
der Einfuhr von Waren, die aus solchen Koopera-
tionen resultierten, sichergestellt. 

Die Bemühungen der Bundesregierung, eine 
engere Koordinierung hinsichtlich der für die Unter-
nehmenskooperation sehr entscheidenden Exportför-
derungsmaßnahmen und Kreditbedingungen zu er-
reichen, habe ich zu 18 im einzelnen erläutert. 
Andere Kooperationsbedingungen, die eine Harmo-
nisierung innerhalb der EG erfordern könnten, sind 
nicht erkennbar. Auf die freie Entscheidung der ein-
zelnen Unternehmen, ob und unter welchen Bedin-
gungen sie eine Kooperation eingehen wollen, 
nimmt die Bundesregierung keinen Einfluß. In der 
Ausnutzung des Konkurrenzprinzips bei der indu-
striellen Kooperation durch die Staatshandelslän-
der liegt auch keine Gefahr für die wirtschaftlichen 
Integrationsbemühungen innerhalb der Gemein-
schaft. Im übrigen ist zu erwarten, daß sich bei Groß-
projekten auch weiterhin Lieferfirmen aus verschie-
denen Ländern innerhalb der Gemeinschaft zur 
Kooperation zusammenfinden. Eine solche Zusam-
menarbeit läßt sich jedoch durch staatliche Maßnah-
men nicht organisieren. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Rohwedder vom 2. De-
zember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Rock (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 
Fragen B 20 und 21) : 

Welche Gründe hat die Bundesregierung geliebt, um in einer 
Verordnung vom 30. Juni 1970 zum Gesetz über Einheiten im 
Meßwesen anstatt des typografischen Punktes ab 1978 das 
metrische System einzuführen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Bundesverband 
Druck in einem ausführlichen Gutachten bewiesen hat, daß die 
Umstellung auf das metrische System aus wirtschaftlichen und 
technischen Gründen im grafischen Gewerbe nicht möglich ist, 
und ist sie bereit, die Verordnung vom 30. Juni 1970 aufzuheben? 

Die gesamte Umstellung der physikalisch-tech-
nischen Einheiten mit dem Gesetz über Einheiten 
im Meßwesen vom 2. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 709) erfolgt aufgrund der internationalen Ver-
pflichtungen, die sich für die Bundesrepublik aus 

ihrer Mitgliedschaft in der Meterkonvention er-
geben. Nachdem die letzten Generalkonferenzen 
der Internationalen Organisation für Maß und Ge-
wicht ein weltweites einheitliches Einheitensystem 
beschlossen hatten und die wichtigsten Industrie-
länder als Mitglieder eine Umstellung auf dieses 
System geplant haben, war auch die Bundesregie-
rung gezwungen, dieses Einheitensystem in seiner 
vollen Konsequenz in der Bundesrepublik einzu-
führen. Das Einheitengesetz ist vom Bundestag 
seinerzeit einstimmig beschlossen worden. Es stand 
fest, daß eine Reihe von Umstellungen die Indu-
strie in gewissem Umfang belasten würden. Diese 
Konsequenzen sind in Anbetracht der bevorstehen-
den weltweiten Umstellung auf ein einheitliches 
System und der Vorteile gegenüber der bisherigen 
Zersplitterung auf diesem Gebiet genommen wor-
den. 

Der Bundesregierung ist kein Gutachten über die 
Umstellungskosten bekannt. Mit dem Verband der 
Schriftgießereien wurden im August 1971 Ge

-

spräche geführt. Der Verband wurde gebeten, die 
Umstellungskosten zu ermitteln und in einem wei-
teren gemeinsamen Gespräch mit der Physikalisch

-

Technischen Bundesanstalt zu erörtern. Darauf ist 
bisher nichts erfolgt. 

In der Zwischenzeit hat der Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaften die Richtlinie über 
Einheiten im Meßwesen einstimmig verabschiedet 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 243 vom 29. Oktober 1971). In dieser Richtlinie 
wird für den typographischen Punkt keine Um-
stellungsfrist eingeräumt, wie es noch in § 52 
Abs. 2 Nr. 1 der Ausführungsverordnung zum Ein-
heitengesetz vom 26. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 981) geschehen ist. 

Andererseits hat Großbritannien der weltweiten 
Normungsorganisation ISO einen Entwurf zur Um-
stellung der Längenmessung im Druckereigewerbe 
vom typographischen Punkt auf die Längeneinhei-
ten des Internationalen Einheitensystems vorge-
schlagen. Über diesen Entwurf wird zur Zeit im 
technischen Komitee 130 der ISO verhandelt. In 
den Arbeitsgruppen der ISO sind alle Wirtschafts-
kreise unmittelbar beteiligt. Falls eine entspre-
chende ISO-Empfehlung zustande kommt, würde 
sie mit der Änderung der Einheiten in der Bundes-
republik konform gehen. 

Die Angelegenheit erscheint mir im Augenblick 
noch nicht so dringlich zu sein, daß irgendwelche 
Entscheidungen zu treffen wären. Die Umstellungs-
frist endet erst am 31. Dezember 1977. In der Zwi-
schenzeit wäre es empfehlenswert, wenn der zu-
ständige Wirtschaftsverband die noch nicht abge-
schlossenen Gespräche weiterführen würde. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn vom 2. Dezember 
1971 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
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Dr. Rinsche (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Frage 
B 22) : 

Welche Maßnahmen konjunkturpolitischer und strukturpoliti-
scher Art wird die Bundesregierung einleiten, um die für die 
kommenden Monate gefährdet erscheinenden Arbeitsplätze in der 
östlichen Randzone des Ruhrgebiets zu sichern und die Wettbe-
werbsfähigkeit der dort ansässigen Exportindustrie zu verbes-
sern? 

Die Bundesregierung hat einen Eventualhaushalt 
in Höhe von 2,5 Mrd. DM aufgestellt, den sie, falls 
die konjunkturelle Entwicklung das erfordern sollte, 
in Kraft setzen wird. Darüber hinaus stehen aber 
auch die anderen Instrumente des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft zur Verfügung. 

Im übrigen muß erwartet werden, daß sich die 
exportorientierte Industrie, wie andere Unterneh-
men auch, auf die Bedingungen in einer Marktwirt-
schaft flexibel einstellt. Besondere Hilfen — z. B. 
Mittel der Regionalförderung — sind nur dann an-
gezeigt, wenn wie im nördlichen Ruhrgebiet und 
Westmünsterland eine ausgeprägte Monostruktur 
vorherrscht. So sieht das Gesetz über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" nicht nur eine Förderung von Ge-
bieten vor, deren Wirtschaftskraft erheblich unter 
dem Bundesdurchschnitt liegt oder erheblich darunter 
abzusinken droht. Gefördert werden vielmehr auch 
solche Gebiete, in denen Wirtschaftszweige vor-
herrschen, die vom Strukturwandel in einer Weise 
betroffen oder bedroht sind, daß negative Rückwir-
kungen auf das Gebiet in erheblichem Umfang ein-
getreten oder absehbar sind. Das östliche Ruhrge-
biet kann jedoch nicht als derartig monostrukturiert 
bezeichnet werden. 

Anlage 31 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn vom 2. Dezember 
1971 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Weigl (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Frage B 23) : 

Wird die Bundesregierung die der bayerischen Staatsregierung 
in der Sitzung des Planungsausschusses am  16. Dezember 1970 
gegebene Zusage auf Einschränkung der regionalen Aktions-
programme  auf standortungünstige Räume verbinden mit der 
Gleichstellung der überregionalen und der regionalen Schwer-
punktorte im Zonenrandgebiet in der Höchstförderung bei Indu-
strieansiedlung bzw. -erweiterung? 

Auf Vorschlag des Bundesministers für Wirtschaft 
und Finanzen hat der Planungsausschuß der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" am 16. Dezember 1970 beschlossen, 
den Umfang der zu fördernden Gebiete so zu be-
grenzen und zu gestalten, daß die Wirksamkeit der 
Gemeinschaftsaufgabe gewährleistet wird. Ich nehme 
an, daß Sie diesen einstimmig gefaßten Beschluß an-
sprechen wollten. 

Zur Zeit werden die Methoden und Verfahren 
einer Neuabgrenzung und Erfolgskontrolle im Un-
terausschuß diskutiert. Dabei ist aber nicht daran 
gedacht, die höhere Präferenz überregionaler 
Schwerpunkte durch Gleichstellung mit den regio-
nalen Schwerpunkten aufzuheben. 

Anlage 32 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Rohwedder vom 2. Dezember 
1971 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Jobst (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Frage 
B 24) : 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung zugunsten der 
oberpfälzischen Kaolinindustrie ergreifen, die durch die Einfüh-
rung von Notstandstarifen seitens der SNCF für die französischen 
Betriebe mehr und mehr aus dem west-, südwestdeutschen und 
italienischen Markt verdrängt wird und dadurch in ihrer 
Existenz ernsthaft gefährdet ist? 

Von einer Gefährdung der wirtschaftlichen Exi-
stenz der oberpfälzischen Kaolinindustrie infolge 
von Absatzschwierigkeiten im südwestdeutschen 
Raum und Italien, die auf „Notstandstarife" der 
französischen Staatseisenbahn für Kaolinexporte aus 
Frankreich zurückzuführen seien, ist mir nichts be-
kannt. Weder hat sich die oberpfälzische Kaolin-
industrie mit einem entsprechenden Anliegen an 
mich gewandt, noch lassen die mir zur Verfügung 
stehenden statistischen Daten erkennen, daß die 
deutsche Kaolinindustrie, von der 90 % in der Ober-
pfalz ansässig sind, in ernsthaften Schwierigkeiten 
sei oder sich in dieser Richtung entwickle. Ich möchte 
deshalb anregen, der oberpfälzischen Kaolinindu-
strie zu empfehlen, sich mit dem in meinem Hause 
für den Bereich Steine und Erden zuständigen Re-
ferat in Verbindung zu setzen. 

Im übrigen darf ich bemerken, daß die oberpfäl-
zische Kaolinindustrie all die wirtschaftlichen Vor-
teile in Anspruch nehmen kann, die mit ihrer Lage 
in einem grenznahen Fördergebiet verbunden sind. 

Anlage 33 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn vorn 2. Dezember 
1971 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Häfele (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 Fragen 
B 26 und 27) : 

Wieweit sind die Bemühungen gediehen, die Schwierigkeiten 
zu mindern, die sich im deutsch-schweizerischen Grenzgebiet er-
geben, etwa für den deutschen Einzelhandel? 

Kann b 	der Schweiz erreicht werden, daß sie für ihre Bür

-

ger wenigstens die gleichen zollfreien Einfuhrmöglichkeiten zu-
läßt, wie die Bundesrepublik Deutschland dies großzügig für 
Einfuhren aus der Schweiz einräumt? 

Die in dem deutsch-schweizerischen Grenzraum 
bestehenden Schwierigkeiten beruhen zum Teil auf 
der unterschiedlichen Wirtschaftsstruktur beider Ge-
biete. Die Schweizer Grenzregion ist verhältnismäßig 
stark industrialisiert, während der deutsche Grenz-
bereich eine geringere Industrialisierung aufweist. 
Die Zahl der täglichen deutschen Grenzgänger in 
der Schweizer Grenzregion ist erheblich höher als 
die Zahl der Schweizer, die in den benachbarten 
Gebieten der Bundesrepublik Deutschland arbeiten. 

Zu diesen unterschiedlichen Gegebenheiten der 
beiderseitigen Grenzbereiche kommen die vonein-
ander abweichenden Regelungen für Zollfreimengen 
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im kleinen Grenzverkehr. Für die Schweizer Grenz-
gänger besteht nur eine Zollbefreiung, wenn der zu 
erhebende Abgabenbetrag 0,50 sfrs nicht übersteigt. 
Die Bewohner der deutschen Grenzgemeinden kön-
nen demgegenüber täglich Waren bis zu einem Wert 
von 50 DM, davon bis zu 10 DM Lebensmittel, zoll-
frei einführen. Eine generelle Verringerung der deut-
schen Freibeträge ist nicht möglich, weil sie für 
alle Grenzbezirke der Bundesrepublik Deutschland 
in gleicher Höhe gelten müßte und die Herabsetzung 
bei anderen Grenzabschnitten zu Gegenmaßnahmen 
der betroffenen Nachbarländer führen würde. Die 
Bundesregierung hat jedoch bei einigen Nahrungs-
mitteln, die in der Schweiz besonders preisgünstig 
sind, spezielle Beschränkungen eingeführt. So ist 
bei Einfuhr durch Grenzbewohner die Abgabenfrei-
heit für Brot ausdrücklich ausgeschlossen und für 
Kaffee auf 50 g pro Tag (gegenüber 250 g im nor-
malen Reiseverkehr) beschränkt. 

Die Bundesregierung hat sich seit Jahren bemüht, 
die Schweiz zur Aufgabe ihrer restriktiven Regelung 
zu bewegen. Diese Bemühungen haben dazu geführt, 
daß die Schweiz im September 1971 in einer Sitzung 
im Rahmen des deutsch-schweizerischen Abkom-
mens vom 5. Februar 1958 über den Grenz- und 
Durchgangsverkehr die Einführung einer Wertfrei-
grenze von 50 sfrs ankündigte. Diese Anpassung 
an die deutsche Freimengenregelung wird in Kürze 
vorgenommen werden. Daraus sollte sich eine Ver-
besserung der gegenwärtigen Situation ergeben. Die 
Einführung der Wertfreigrenze von 50 sfrs dürfte für 
die grenznahen Bewohner in der Schweiz — auch 
soweit es sich nicht um regelmäßige Grenzgänger 
handelt — einen Anreiz zum Einkauf von Waren in 
der Bundesrepublik Deutschland darstellen. 

Anlage 34 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 18. November 1971 auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Wuwer (SPD) (Drucksache 
VI/2861 Frage B 28) : 

Hält die Bundesregierung es  aus volksgesundheitlichen Grün-
den für nützlich und haushaltspolitisch vertretbar, den ver-
stärkten Anbau von biologisch-dynamisch gezogenen landwirt-
schaftlichen Produkten zu fördern? 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bemüht, die 
Qualitätserzeugung unserer Landwirtschaft zu för-
dern, damit ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbes-
sern und ernährungspolitischen Notwendigkeiten zu 
entsprechen. Das Lebensmittelgesetz, das Pflanzen-
schutzgesetz, das Handelsklassengesetz und das 
Marktstrukturgesetz mit ihren Durchführungsver-
ordnungen sowie das einzelbetriebliche Förderungs-
programm geben dazu verschiedene Möglichkeiten. 
Eine spezielle Förderung besonderer Betriebsrich-
tungen ist schon aus Gründen der Gleichbehandlung 
nicht möglich. 

Mit den durchaus anerkennenswerten Bemühun-
gen der „biologisch-dynamischen Wirtschaftsweise" 

um die Qualitätserzeugung wird m. E. ein bestimm-
ter Verbraucherkreis angesprochen, der teilweise 
auch weltanschaulich orientiert ist. Diese Kreise sind 
zudem oft bereit, für diese Erzeugnisse einen höhe-
ren Preis zu zahlen, zumal sie über einen speziellen 
Absatzweg, wie z. B. über Reformhäuser, verkauft 
werden. 

Aus volksgesundheitlichen Gründen sehe ich kei-
nen Anlaß, den Erzeugnissen der biologisch-dyna-
mischen Wirtschaftsweise Vorrang einzuräumen, da 
die landwirtschaftliche Erzeugung allgemein den 
hier bestehenden Grundforderungen gerecht werden 
muß. 

Anlage 35 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 29. November 1971 auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/2861 Frage B 29) : 

Welche Maßnahmen denkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die finanziellen Einbußen der Fischereiverbände und Be-
rufsfischer auszugleichen, die ihre Fänge wegen eines das ge-
setzlich zulässige Maß überschreitenden Quecksilbergehalts im 
Fleisch der Fische nicht absetzen können? 

Bisher ist für die Bundesrepublik noch keine ge-
setzliche Festsetzung der Höchstmengen an Queck-
silber bei Fischen und Fischerzeugnissen erfolgt. 
Auch nach dieser Festsetzung ist auf Grund der 
bisherigen Forschungsergebnisse nicht damit zu 
rechnen, daß die Berufsfischer der Bundesrepublik 
finanzielle Einbußen erleiden. Sollten wider Erwar-
ten derartige Auswirkungen eintreten, so werde ich 
rechtzeitig Überlegungen darüber anstellen, ob und 
gegebenenfalls in welcher Form den Betroffenen ge-
holfen werden kann. 

Anlage 36 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
29. November 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Beermann (SPD) (Drucksache 
1/1/2861 Frage B 30) : 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Anregung des Reichs-
bundes der Kriegs- und Zivilheschädigten, Sozialrentner und 
Hinterbliebenen, Kreisverband Stormarn, aufzunehmen und die 
flexible Altersgrenze so zu gestalten, daß Schwerbeschädigte 
unter Zugrundelegung einer 5jährigen Zurechnungszeit schon 
mit 60 Jahren ausscheiden können, so daß sie denselben Ren-
tenanspruch haben, wie ein Nichtschwerbeschädigter, der mit 
65 Jahren ausscheidet? 

Die Frage, ob im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung einer flexiblen Altersgrenze neben einer ge-
nerellen, alle Versicherten in bestimmten Alters-
klassen umfassenden Lösung Sonderregelungen für 
bestimmte Personengruppen, insbesondere eine wei-
tere Vorverlegung der Altersgrenze, getroffen wer-
den können, ist von der Bundesregierung eingehend 
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und unter Abwägung aller von diesen Gruppen vor-
getragenen Gesichtspunkte geprüft worden. Bei 
einer Sonderregelung für bestimmte Personengrup-
pen ist zu berücksichtigen, daß die flexible Alters-
grenze wie jede andere Altersgrenze grundsätzlich 
eine generelle Regelung für alle Versicherten eines 
Versicherungszweiges sein muß. Altersruhegeld 
wird wegen Erreichens der Altersgrenze gewährt, 
ohne daß es auf den Grad der Beeinträchtigung der 
Erwerbsfähigkeit ankommt. 

Im übrigen würde die Einführung einer Sonder-
regelung für bestimmte Personengruppen zu einer 
Fülle von Abgrenzungsschwierigkeiten in bezug 
auf andere Personenkreise mit ähnlichen Merkma-
len führen. Das zeigt die sozialpolitische Diskussion. 
Auch wäre mit einer Erweiterung der flexiblen 
Altersgrenze für bestimmte Personenkreise eine 
Reihe finanzieller Fragen verbunden, Dies träfe in 
gleicher Weise auf die Einführung einer besonderen 
Zurechnungszeit zum Ausgleich fehlender Versiche-
rungsjahre zu, weil dadurch nicht nur Rückwirkun-
gen für die vorgezogenen Altersruhegelder, sondern 
auch für die Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten 
hervorgerufen würden. 

Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden 
Körperschaften eine Regelung vorgeschlagen, durch 
die alle Versicherten, die ein erfülltes Arbeitsleben 
zurückgelegt haben, den Zeitpunkt für den Eintritt 
in den Ruhestand vom 63. Lebensjahr an selbst 
wählen können. Durch diese Regelung wird auch für 
die Schwerbeschädigten eine wesentliche Verbes-
serung gegenüber dem derzeitigen Rechtszustand 
eintreten. 

Anlage 37 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
30. November 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Meinike (Oberhausen) (SPD) (Druck-
sache VI/2861 Frage B 31) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung Presseberichte, wonach 
einzelne Betriebe dazu übergegangen sind, kranke Mitarbeiter 
durch private Auskunfteien überwachen zu lassen, und hält die 
Bundesregierung diese Kontrolldienste insbesondere für mit 
der Verfassung und dem Betriebsverfassungsgesetz vereinbar? 

Die Frage der Zulässigkeit, kranke Arbeitnehmer 
durch private Einrichtungen überwachen zu lassen, 
ist von mir bereits am 20. Februar 1970 auf Grund 
von Anträgen der Kollegen Schmidt (Niederselters) 
und Zander schriftlich beantwortet worden (Proto-
koll über die Bundestagssitzung vom 20. Februar 
1970, S. 1536 f). Seinerzeit habe ich u. a. ausgeführt, 
daß ein Arbeitnehmer solche Kontrollen nicht zu 
dulden braucht, da sie sowohl gegen Grundrechte 
als auch gegen allgemeine Grundsätze des Arbeits-
verhältnisrechts verstoßen. Solche Praktiken werden 
daher sowohl von den Gewerkschaften als auch von 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände abgelehnt. 

Hinzufügen darf ich noch, daß eine derartige 
Überwachung auch deshalb als rechtlich unzulässig 
anzusehen wäre, weil solche Maßnahmen nicht mit 
dem Betriebsverfassungsgesetz vereinbar sind. 

Anlage 38 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
30. November 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Schmidt (Kempten) (FDP) (Drucksache 
VI/2861 Frage B 32) : 

Steht das vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
herausgegebene Aktionsprogramm „Berufliche Bildung" der 
Bundesregierung auch an den Schulen des Freistaats Bayern zur 
Information und Verwendung zur Verfügung? 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung hat im Januar 1971 u. a. alle Kultusminister 
der Länder über das Aktionsprogramm „Berufliche 
Bildung" der Bundesregierung unterrichtet. Diesem 
Schreiben wurden je 500 Exemplare der vom Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung her-
ausgegebenen Broschüre sowie eine Kurzfassung 
in Form eines Faltblattes u. a. für die Weiterleitung 
an nachgeordnete Dienststellen beigefügt. In diesem 
Schreiben wurde außerdem angekündigt, daß das 
Faltblatt — soweit nicht eine gegenteilige Mitteilung 
erfolge — an alle Berufsschulen versandt werden 
solle, damit es jedem Auszubildenden zugänglich 
gemacht werden könne. 

Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus hat durch Schreiben vom 17. Februar 
1971 gebeten, von der angekündigten Verteilung in 
den Berufsschulen Bayerns abzusehen. Als Begrün-
dung wurde u. a. angeführt, daß die Zusendung des 
Aktionsprogramms durch das Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung zu Mißverständnissen 
hinsichtlich schulpolitischer Akzente und der Zustän-
digkeiten führen könne. 

Die von meinem Hause für die Verteilung an alle 
Berufsschüler Bayerns vorgesehenen Faltblätter sind 
auch zu einem späteren Zeitpunkt bei meinem Hause 
nicht abberufen worden. Ob einzelne Exemplare 
der Broschüre des Aktionsprogramms wie auch des 
Faltblattes — z. B. vom Bayerischen Kultusministe-
rium oder über gewerkschaftliche Organisationen 
an die Berufsschulen in Bayern verteilt worden sind, 
kann ich nicht genau übersehen. Es erscheint jedoch 
ausgeschlossen, daß jeder Berufsschüler in Bayern 
die genannten Unterlagen erhalten hat. 

Anlage 39 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
30. November 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Peiter (SPD) (Drucksache VI/2861 
Fragen B 33 und 34) : 
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Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den kurzfristig 
gekündigten Angestellten des geschlossenen Zweigwerks einer 
Kleiderfirma in Kaub schnell und unbürokratisch dadurch zu 
helfen, daß bis zu den sich abzeichnenden Übernahmemöglich-
keilen im Zuge des Ausbaus heimischer Firmen Mittel zur 
beruflichen Weiterbildung zur Verfügung gestellt werden? 

Welche anderen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in 
diesem und in gleich gelagerten Fällen zu verhindern, daß ins-
besondere in strukturschwachen Gebieten — die im übrigen 
durch regionale Aktionsprogramme weiterentwickelt werden 
soll en - zusätzliche Pendlerprobleme durch gezielte Unterstüt-
zung gefährdeter Arbeitsplätze zu vermeiden? 

Die Bundesanstalt für Arbeit kann jede geeig-
nete berufliche Fortbildung oder Umschulung, die 
die berufliche Beweglichkeit des einzelnen Arbeit-
suchenden sichern oder verbessern kann, indi-
viduell fördern, Hierfür stehen allen Arbeits-
ämtern die Mittel zur Verfügung. 

Nach unseren Informationen werden die von 
einer Kleiderfabrik in Kaub ausgesprochenen Kün-
digungen zum 31. Dezember 1971 wirksam. Das 
zuständige Arbeitsamt hat bereits Vermittlungs-
bemühungen eingeleitet. Die Betroffenen sind über 
die Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
— insbesondere über die Leistungen zur Förderung 
der Arbeitsaufnahme und für eine berufliche Fort-
bildung oder Umschulung — unterrichtet worden. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß zur Siche-
rung und Festigung gefährdeter Arbeitsplätze in-
nerhalb des regionalen Aktionsprogramms Mittel-
rhein/Lahn/Sieg nach den Richtlinien über die Ver-
wendung der Bundeshaushaltsmittel für das Regio-
nale Förderungsprogramm der Bundesregierung In-
vestitionshilfen in Höhe von 10 v. H. der erforder-
lichen Investitionssummen für Umstellungs- und 
Rationalisierungsinvestitionen gegeben werden 
können, wenn die Förderungsvoraussetzungen er-
füllt sind. Die Investitionshilfen für Erweiterungs-
investitionen bereits ansässiger Unternehmen kön-
nen bis zu 15 v. H. der Investitionssumme gewährt 
werden. 

Anlage 40 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
2. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Röhner (CDU/CSU) (Drucksache VI/ 
2861 Fragen B 35 und 36) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Verteidigungsbe-
zirkskommando für Oberfranken in Bayreuth auf Grund perso-
neller Unterbesetzung nicht voll und selbständig arbeitsfähig 
ist, und ist die Bundesregierung bereit, in Oberfranken Einhei-
ten des Terr-Heeres aufzustellen sowie das „freiwillige Engage-
ment" der Reservisten im VdRBw e. V. in Oberfranken zu 
honorieren, wie es in rückwärtigen Verteidigungsbezirkskom-
mandos in Verbindung mit bestehenden Verteidigungskreis-
kommandos und mob-mäßig bestehenden Sicherungskompanien 
in Jägeraufklärungszügen (JgAufklZg) bereits geplant ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Verbindung mit den oben 
genannten Maßnahmen in Oberfranken neben dem Verteidigungs-
bezirkskommando zusätzlich ein Verteidigungskreiskommando 
aufzustellen und für Reservisten ein Ausbildungszentrum (TH) 
einzurichten? 

Ihre Fragen nach der personellen Besetzung des 
Verteidigungsbezirkskommandos in Bayreuth, der 
Aufstellung von Einheiten des Territorialheeres in 
Oberfranken, der Honorierung und Nutzung des 
freiwilligen Engagements der Reservisten in diesem 

Raum sowie der Aufstellung eines zusätzlichen Ver-
teidigungskreiskommandos und eines Ausbildungs-
zentrums beantworte ich wie folgt: 

Nach den konzeptionellen Vorstellungen für die 
Territoriale Verteidigung liegt der Schwerpunkt der 
Aufgaben des Territorialheeres in den rückwärtigen 
Gebieten der Bundesrepublik Deutschland, wogegen 
in den grenznahen Räumen im wesentlichen Ver-
bindungsaufgaben wahrzunehmen sind. Strukturpla-
nungen und die Festlegung von Prioritäten orien-
tieren sich an dieser Konzeption. 

Daraus folgt im einzelnen: 

1. Umfangsbegrenzungen des Heeres in Verbindung 
mit den dargestellten konzeptionellen Vorstel-
lungen gebieten, den Vorrang in den Aufstel-
lungsvorhaben und der personellen Besetzung 
zunächst auf diejenigen Verteidigungsbezirks-
kommandos zu legen, die neben den allgemeinen 
Aufgaben der Territorialorganisation umfangrei-
che Truppenführungsaufgaben zu erfüllen haben. 
Das Verteidigungsbezirkskommando 67 in Bay-
reuth wurde unter diesem Gesichtspunkt von 
vornherein in Aufgaben und Personalumfang 
begrenzt. Der endgültige Personalumfang wird 
nach Abschluß einer zur Zeit laufenden Untersu-
chung über die aufgabenorientierte Neuvertei-
lung der begrenzten, für Stäbe des Territorial-
heeres vorgesehenen Kräfte festgelegt werden. 
Schon jetzt läßt sich feststellen, daß dieser jedoch 
den derzeitigen Umfang nicht nennenswert über-
schreiten wird. 

2. Oberfranken liegt im Verantwortungsbereich des 
zuständigen NATO-Befehlshabers. Die Ausdeh-
nung des Sicherungsauftrages des Territorial-
heeres auf diesen Raum und die Aufstellung 
territorialer Truppen würden die klare Abgren-
zung bestehender Verantwortungsbereiche ver-
wischen. Beides ist daher nicht vorgesehen. 

Die Planungen für das Feldheer sehen jedoch für 
diesen Raum eine gewisse Anzahl überwiegend 
aus Reservisten bestehender Einheiten für die 
dort dislozierten Truppenteile vor. 

3. Rolle und Bedeutung der Reservisten für die Ein-
satzfähigkeit der Streitkräfte und die Notwen-
digkeit einer sinnvollen Nutzung dieses Poten-
tials sind von der Bundesregierung bereits im 
Weißbuch 1970 besonders festgestellt worden. 

Das Bestreben, das freiwillige Engagement von 
Reservisten im Rahmen des „Verbandes der 
Reservisten der Deutschen Bundeswehr" zu för-
dern, führte zur Planung von Jägeraufklärungs-
zügen in weiter rückwärts gelegenen Verteidi-
gungsbezirkskommandos in Verbindung mit dort 
bestehenden Sicherungskompanien. Inwieweit 
dieses Modell auch auf Oberfranken, in dem 
keine Territorialtruppen stationiert sind, über-
tragen werden kann, wird zur Zeit noch geprüft. 
Doch kann unabhängig davon das Engagement 
der freiwilligen Reservisten in sinnvoller Weise 
genutzt werden, mit Vorrang die aktiven und 
teilaktiven Verbände des Feldheeres in diesem 
Raum aufzufüllen. 
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4. Die für eine Intensivierung der zivil-militäri-
schen Zusammenarbeit an sich wünschenswerte 
Aufstellung weiterer Verteidigungskreiskom-
mandos - unter anderem in Oberfranken — ist 
wegen der dargestellten Umfangs- und Aufga-
benbegrenzungen auf lange Sicht nicht zu ver-
wirklichen. Sie ist zur Zeit auch nicht in die Pla-
nung aufgenommen worden. 

5. Die Dislozierung von Ausbildungszentren er-
folgt nach den Gesichtspunkten rationellster Auf-
gabenerfüllung in möglichst zentraler Lage und 
in der Nähe von Ballungsgebieten dort, wo Auf-
stellung und Einsatz von Truppen des Territo-
rialheeres vorgesehen sind; das trifft nach der-
zeitiger Planung vorwiegend auf rückwärtige 
Gebiete zu. Die Aufstellung eines derartigen 
Ausbildungszentrums ist in Oberfranken zur 
Zeit nicht vorgesehen. 

Ich hoffe, mit diesen Darstellungen Ihre Fragen 
zu den besonderen Problemen des Territorialheeres 
in Oberfranken, die nur im Rahmen der Gesamt-
situation des Heeres gesehen werden dürfen, be-
antwortet zu haben. 

Anlage 41 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 30. November 1971 auf die Schriftlichen Fragen 
des Abgeordneten Rollmann (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/2861 Fragen B 37 und 38) : 

Was hat die Bundesregierung in den vergangenen Jahren ge-
tan, um ein europäisches Jugendwerk zu schaffen? 

Was wird die Bundesregierung tun, um ihre Bemühungen um 
die Gründung eines europäischen Jugendwerks zum Abschluß 
zu bringen? 

Die Bundesregierung hat gegenüber ihren euro-
päischen Partnern den Wunsch, ein Europäisches 
Jugendwerk zu schaffen, mehrfach deutlich zum 
Ausdruck gebracht, insbesondere durch die Regie-
rungserklärung vom Oktober 1969. Auf ihre Initia-
tive befassen sich die zuständigen Gremien des 
Europarats seit 1969 mit dem Plan eines Euro-
päischen Jugendwerkes. Im Januar 1970 führte die 
Bundesregierung auf Empfehlung des Ausschusses 
für außerschulische Bildung eine Konferenz mit 
Vertretern der Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Kulturkonvention in Bonn durch. Sie war maßgeb-
lich an den folgenden Arbeiten des Rates für kul-
turelle Zusammenarbeit (CCC) und einer von die-
sem eingesetzten Arbeitsgruppe zur Erstellung eines 
Statutenentwurfs beteiligt und hat nach seiner Ver-
abschiedung durch den CCC im September 1970 auf 
eine schnelle Entscheidung durch das Ministerkomi-
tee gedrängt. Das Ministerkomitee hat sich Anfang 
Mai 1971 mit großer Mehrheit für ein Europäisches 
Jugendwerk im Rahmen des Europarates ausgespro-
chen und zunächst für Dezember 1971 eine Grund-
satzentscheidung vorgesehen. Obwohl der Ausschuß 
der Ministerstellvertreter sich in fast jeder seiner 
monatlichen Sitzungen seit Anfang 1971 mit dem 

Statutenentwurf befaßt hat, ist es bisher nicht ge-
lungen, Meinungsverschiedenheiten in einigen we-
sentlichen Punkten voll auszuräumen. 

Die Bundesregierung wird sich wie bisher auch in 
den nächsten Monaten mit Nachdruck um ein für alle 
Europastaaten akzeptables Konzept bemühen und 
sich für eine endgültige Entscheidung über die 
Gründung des Europäischen Jugendwerks auf der 
nächsten Sitzung des Ministerkomitees im Mai 1972 
einsetzen. 

Anlage 42 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 30. November 1971 auf die Schriftlichen Fragen 
des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/2861 Fragen B 39 und 40) : 

Sind der Bundesregierung Bestrebungen bekannt, die hygieni-
schen Bedingungen in den Krankenhäusern dadurch zu verbes-
sern, daß Krankenhausbesucher gehalten werden, Plastik-
Folienüberschuhe anzulegen, um auf diese Weise zu verhin-
dern, daß Schmutz und Bakterien in die Krankenhäuser ein-
geschleppt werden? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung diesen Bestre-
bungen bei, und welche Maßnahmen sind gegebenenfalls beab-
sichtigt? 

Dem Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit ist bekannt, daß sich ein Unternehmen, das 
Überschuhe aus Plastikfolie für Besucher in Kran-
kenhäuser herstellen will, bemüht, Behörden zum 
Erlaß von Vorschriften zur Verwendung solcher 
Überschuhe in Krankenhäusern zur Förderung der 
Hygiene zu erlassen. Das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat das Unterneh-
men darauf hingewiesen, daß es im Ermessen der 
Träger von Krankenhäusern liegt, ob sie von den 
Krankenhausbesuchern das Tragen von Überschu-
hen verlangen will. 

Ob die Benutzung solcher Überschuhe die Ein-
schleppung von Krankheitskeimen in Krankenhäu-
sern durch Besucher wesentlich vermindern kann, 
erscheint mir fraglich, da diese Keime weniger aus 
dem Straßenstaub als vielmehr aus dem Nasen-
rachenraum stammen. 

Anlage 43 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Picard (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Fragen B 41 und 42) : 

Trifft es zu, daß noch ein nennenswerter Bedarf an Zuschüs-
sen für die Errichtung von Stammgleisen, Ladegleisen und 
Nebenanschlüssen an solchen Stammgleisen zur Förderung des 
Gleisanschluß- und kombinierten Verkehrs über das Jahr 1972 
hinaus besteht und deshalb eine über diesen Zeitpunkt hinaus-
gehende Bezuschussung wünschenswert oder gar notwendig 
wäre? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, das 1972 auslau-
fende Förderungsprogramm auf andere Weise weiterzuführen? 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. Dezember 1971 	8973 

Bis zum 30. April 1971, dem Schlußtermin für die 
Annahme von Anträgen, sind von den Verkehrs-
trägern, den Städten und Gemeinden und den Unter-
nehmen der verladenden Wirtschaft förderungswür-
dige Vorhaben in so großer Zahl angemeldet wor-
den, daß die insgesamt verfügbaren Mittel über-
schritten werden. Diese Entwicklung läßt sich bei 
keinem zeitlich und finanziell begrenzten Programm 
vermeiden. 

Obwohl bei der Vergabe der Mittel nicht alle An-
träge berücksichtigt werden können, beabsichtigt die 
Bundesregierung nicht, die in den Jahren 1969 bis 
1972 als einmalige und lediglich als Starthilfe ge-
dachte Maßnahme zu verlängern, zumal diese ihren 
verkehrspolitischen Zweck inzwischen weitgehend 
erreicht hat. 

Im einzelnen entfallen von der Gesamtzahl der 
eingereichten Anträge rd. 10 % auf Stammgleise und 
weitere 15 % auf Nebenanschlüsse und Ladegleise 
an solche Stammgleise. Da eine gezielte Fortführung 
des Förderungsprogramms für diese nicht unbedeu-
tende Zahl von Vorhaben zu einer ungleichen Be-
handlung der Antragsteller führen würde, hält die 
Bundesregierung ein derartiges Vorgehen für nicht 
vertretbar. 
Im übigen möchte ich noch darauf hinweisen, daß 

die Stammgleise im Rahmen des Programms eine 
überdurchschnittlich hohe Förderung erfahren haben. 

Anlage 44 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Hansen (SPD) (Drucksache VI/2861 
Frage B 43) : 

Hält es die Bundesregierung — auch im Hinblick auf die 
Regelung der neuen Straßenverkehrs-Ordnung - für sinnvoll, 
die Ausrüstung von Personenkraftwagen mit einem rechten 
Außenspiegel gesetzlich vorzuschreiben? 

Die Bundesregierung beabsichtigt z. Z. nicht, für 
Personenkraftwagen allgemein einen rechten Außen-
spiegel vorzuschreiben. Sie hält die Vorschriften des 
§ 56 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung für 
ausreichend. Auch die Richtlinien des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 1. März 1971 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über Rückspiegel von Kraftfahrzeugen sieht 
für Personenkraftwagen nur einen Innenspiegel 
und einen linken Außenspiegel vor, da die Sicht 
nach hinten durch einen rechten Außenspiegel am 
Personenkraftwagen nur unwesentlich verbessert 
werden könnte. 

Anlage 45 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des 

Abgeordneten Baier (CDU/CSU) Drucksache VI/2861 
Frage B 44) : 

Halt es der Bundesminister für Verkehr aus finanziellen und 
verkehrspolitischen Gründen für vertretbar, daß Stützmauern an 
Bundesstraßen in aufwendiger Weise mit Natursteinen ver-
blendet werden und dadurch, wie das Beispiel Umgehungs-
straße B 292 Aglasterhausen zeigt, eine Fahrtrichtung erst Mo-
nate später freigegeben werden kann? 

Eine Verblendung von Stützmauern an Bundes-
fernstraßen wird vorgenommen, wo dies der bes-
seren Einpassung in die Landschaft dient und von 
den Naturschutzbehörden gefordert wird. Ferner 
wird der heimischen Natursteinindustrie durch Maß-
nahmen dieser Art ein wesentliches Absatzgebiet 
erschlossen. 

Das trifft auch für die Umgehungsstraße Agla-
sterhausen im Zuge der B 292 zu, wo wegen der 
beträchtlichen Höhe der Stützmauer die Arbeiten 
für die Hangsicherung naturgemäß länger dauern 
als die Fertigstellung der Fahrbahn, deren eine 
Fahrtrichtung bereits freigegeben werden konnte. 
Sofern die Witterung einen zügigen Baufortschritt 
zuläßt, soll auch die zweite Fahrtrichtung noch in 
diesem Jahr für den Verkehr freigegeben werden. 

Anlage 46 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/2861 Fragen B 45 und 46) : 

Kann die Bundesregierung zusichern, daß — solange der 
notwendige Ausbau des Bahnhofs Kitzingen mit Unterführun-
gen nicht erfolgt - - die Bahnsteige wenigstens unverzüglich be-
festigt werden, da der derzeitige Zustand vor allem an nassen 
Tagen sowohl für die Bahnbeamten wie für die Reisenden 
nur schwer zumutbar ist? 

Kann die Bundesregierung darauf hinwirken, daß die der 
Deutschen Bundesbahn bekannten Wünsche aus dein Raum Kit

-

zingen berücksichtigt werden und einige D-Züge — vor allem 
der D 222 Wien-Holland-Expreß Richtung Frankfurt - im Bahn-
hof Kitzingen künftig wieder halten? 

Die Bahnsteige in Kitzingen mußten - wie mir 
die Deutsche Bundesbahn (DB) mitteilte — wegen 
notwendiger Kabelarbeiten teilweise aufgegraben 
werden. Die dadurch vorübergehend entstandenen 
Behinderungen seien indes unverzüglich beseitigt 
und die Bahnsteigoberfläche zunächst provisorisch 
befestigt worden. Die schlechten Stellen auf den 
Zwischenbahnsteigen und auf dem Hausbahnsteig 
würden in Kürze einen Belag mit Teer- oder Bi-
tumenasphalt erhalten. 

Mit Bezug auf meine schriftliche Antwort vom 
10. September 1970 auf Ihre Anfrage in derselben 
Angelegenheit teile ich ferner mit, daß nach Aus-
kunft der DB der geplante Gesamtumbau des Bahn-
hofs Kitzingen mit neuen Bahnsteigen und einer 
Bahnsteigunterführung nach wie vor in absehbarer 
Zeit nicht durchgeführt werden kann, weil andere 
Vorhaben noch dringender sind. Die DB ist aber 
darum bemüht, die Bahnsteige durch ausreichende 
laufende Unterhaltung stets in einem verkehrs-
sicheren Zustand zu halten. 
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Grundsätzlich fällt die Fahrplangestaltung nach 
dem Bundesbahngesetz (BbG) in die alleinige Zu-
ständigkeit der DB. Eine Mitwirkung des Bundes-
ministers für Verkehr sieht das BbG nicht vor. Nach 
dem BbG hat die DB jedoch den Ländern bei der 
Bearbeitung der Reisezugfahrpläne Gelegenheit zu 
Stellungnahme zu geben. 

Über diese Verpflichtung hinaus arbeitet die DB 
noch eng mit dem „Ständigen Fahrplanausschuß" 
des „Großen Fahrplanausschusses" zusammen, in 
dem Vertreter von Wirtschaft und Fremdenver-
kehr ihre Vorstellungen zur Fahrplangestaltung er-
arbeiten. Diese Anregungen werden von der DB 
nach Möglichkeit berücksichtigt. 

Wie mir die DB mitgeteilt hat, halten in Kitzin-
gen z. Z. 9 D-Züge. Die Wünsche der Stadt Kitzin-
gen in bezug auf die Verkehrsbedienung sind der 
DB (Bundesbahndirektion Nürnberg) erst vor kur-
zem vom Oberbürgermeister der Stadt Kitzingen 
unterbreitet worden. Die Prüfung ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Für den Wien—Holland—Expreß (D 222), der vor-
wiegend internationale Verkehrsaufgaben zu er-
füllen hat, sieht die DB wegen der zeitlich gebun-
denen Kurswagenübergabe in Würzburg keine 
Möglichkeit, einen zusätzlichen Zugaufenthalt in 
Kitzingen einzurichten. Durch N 4404, Kitzingen ab 
6.29 Uhr, ist jedoch werktags ein unmittelbarer 
Zubringer nach Würzburg vorhanden, der außer-
dem noch die Anschlüsse an IC 192 „Ratsherr" nach 
Bremen und TEE 20 „Saphir" nach Brüssel vermit-
telt. 

Anlage 47 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Druck-
sache VI/2861 Frage B 47) : 

Besteht auch nach der Antwort vom 3. November 1971 (Steno-
graphischer Bericht über die 149. Sitzung am 5. November 1971, 
Seite 8582) auf meine Anfrage vorn 22. Oktober 1971 eine Not-
wendigkeit für einen Lärmschutz im Bereich der Gemeinde 
Weilbach dadurch, daß der Autobahnverkehr durch die Fahr-
bahnerweiterung stark zunimmt, und gibt es dafür schon Vor-
berechnungen? 

Vorberechnungen für die zu erwartende Ver-
kehrsmenge sind im Zusammenhang mit der Auf-
stellung des Bedarfsplans für die Bundesfernstra-
ßen durchgeführt worden. Auch unter Berücksichti-
gung der Verkehrszunahme ist es nicht erforderlich, 
einen besonderen Lärmschutz in der Gemarkung 
Weilbach vorzusehen. Es lassen sich gegenwärtig 
keine konkreten Feststellungen für ein Anwachsen 
der Immissionen treffen. Nach allgemeinen Erfah-
rungen erhöht sich bei hohen Verkehrsmengen die 
Lärmempfindung der Anwohner trotz weiterer Ver-
kehrszunahme nicht sehr merklich. 

Anlage 48 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten von Thadden (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/2861 Fragen B 48 und 49) : 

Wann ist damit zu rechnen, daß die für das Saarland wichtige 
Strecke Saarbrücken/Brebach-Saargemünd in das Elektrifizie-
rungsprogramm der Deutschen Bundesbahn aufgenommen wird? 

Welches waren die Gründe dafür, daß diese Strecke in das 
jüngste Elektrifizierungsprogramm nicht aufgenommen wurde? 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn ist 
das Teilstück Saarbrücken–Brebach der Strecke Saar-
brücken–Saargemünd bereits seit dem 20. Juni 1960 
elektrifiziert. Eine Fortsetzung der Elektrifizierung 
bis Saargemünd ist beabsichtigt. Die Organe der 
Deutschen Bundesbahn — Vorstand und Verwal-
tungsrat — haben bereits seit langem die Umstel-
lung der Zugförderungsart auf die elektrische Trak-
tion auch für diese Strecke beschlossen. Seit jenem 
Zeitpunkt ist sie im erweiterten Elektrifizierungs-
programm enthalten. 

Eine Realisierung des Vorhabens war bisher 
nicht möglich, da der Strecke im Rahmen des Elek-
trifizierungsprogramms keine Priorität zukommt. 
Zur attraktiven Gestaltung des Verkehrsangebots 
hat die Deutsche Bundesbahn jedoch inzwischen die 
Dieseltraktion eingeführt. 

Für eine Umstellung auf elektrische Traktion 
konnte mir die Deutsche Bundesbahn zum augen-
blicklichen Zeitpunkt noch keinen verbindlichen 
Termin nennen. 

Anlage 49 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Fragen B 50 und 51) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Verbesserung der Nah-
verkehrsverbindung auf der Bundesbahnstrecke Stockhausen 
(Kreis Wetzlar)/Beilstein (Dillkreis), um den oberhalb der 
Haltestelle Ulmtal/Ortsteil Allendorf wohnenden Pendlern eine 
frühere Heimfahrt zu ermöglichen? 

Welche Fahrplanänderungen und Fahrtverlängerungen der 
Triebwagen Pt 3684 und Pt 3688 sind in diesem Zusammenhang 
möglich? 

Zu der Verkehrsbedienung auf der Bundesbahn-
strecke Stockhausen–Beilstein ist zu bemerken, daß 
die Deutsche Bundesbahn (DB) ihre Fahrpläne nach 
dem Bundesbahngesetz (BbG) in eigener Zuständig-
keit aufstellt. Eine Mitwirkung des Bundesministers 
für Verkehr sieht das BbG nicht vor. Die DB ist 
jedoch laut BbG verpflichtet, den Ländern bei der 
Bearbeitung der Reisezugfahrpläne Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

Über diese Verpflichtung hinaus arbeitet die DB 
noch eng mit dem „Ständigen Fahrplanausschuß" 
des „Großen Fahrplanausschusses" zusammen, in 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. Dezember 1971 	8975 

dem Vertreter von Wirtschaft und Fremdenver-
kehr ihre Vorstellungen zur Fahrplangestaltung er-
arbeiten. Diese Anregungen werden von der DB 
nach Möglichkeit berücksichtigt. 

Die DB hat mir mitgeteilt, daß die  Strecke von 
Stockhausen nach Beilstein werktags von acht Zug-
paaren bedient wird. Dazu verkehrt noch ein Zug 
(N 3684) von Stockhausen nach Allendorf und ein 
Zug von Beilstein nach Stockhausen. Die DB hat 
sich bemüht, ihr Zugangebot, hauptsächlich unter 
Berücksichtigung des Berufs- und Schülerverkehrs, 
ausgewogen zu gestalten. In Anbetracht der teil-
weise nur geringen Besetzung der Züge glaubt die 
DB, nicht zuletzt auch aufgrund ihrer im BbG ver-
ankerten Verpflichtung zur Betriebsführung nach 
kaufmännischen Gesichtspunkten, eine Vermehrung 
des Zugangebots auf dieser Strecke nicht vertreten 
zu können. 

Die Zugeinheit des N 3684 (Stockhausen ab 16.52 
Uhr) kann wegen des Fahrzeugumlaufs nur bis Al-
lendorf (an 17.02 Uhr) verkehren. Anschließend muß 
die Einheit nach Stockhausen zurückgeführt werden, 
da für den um 17.20 Uhr in Stockhausen abfahren-
den Zug N 3688 kein anderes Triebfahrzeug zur 
Verfügung steht. Bei einer Verlängerung des Laufes 
von N 3684 bis Beilstein und anschließender Rück-
führung müßte N 3688 um rund 30 Minuten später 
gelegt werden. Das hält die DB jedoch im Interesse 
der Mehrzahl der Berufspendler für nicht vertret-
bar. 

Anlage 50 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/2861 Frage B 52) : 

Welche Maßnahmen sind geplant, um die katastrophale Ver-
kehrssituation an der Bundesstraße 509 im Ortsteil Mülhausen 
der Gemeinde Grefrath im Kreise Kempen-Krefeld zu ändern? 

Nach dem Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 
ist für die B 509 ein größerer Ausbau im vorhande-
nen Straßenzug nicht vorgesehen. Das schließt. 
jedoch nicht aus, daß örtlich begrenzte Verbesse-
rungen zur Behebung von Engpässen oder Gefah-
renquellen vorgenommen werden. Zur Durchfüh-
rung derartiger Maßnahmen, die im Straßenbauplan 
nicht gesondert aufgeführt werden, stellt der Bund 
den Straßenbauverwaltungen der Länder jährlich 
Globalbeträge zur Verfügung. Die Aufteilung dieser 
Mittel auf die einzelnen Bauvorhaben wird von den 
Ländern in eigener Zuständigkeit entsprechend der 
Dringlichkeiten vorgenommen. 

Ich habe die oberste Straßenbaubehörde des Lan-
des Nordrhein-Westfalen auf die kritischen Ver-
kehrsverhältnisse in Mülhausen hingewiesen und 
um Prüfung gebeten, welche verkehrsregelnden 
oder baulichen Maßnahmen geeignet sind, die ört-
liche Verkehrssituation zu verbessern. 

Anlage 51 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Meister (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Frage B 53) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß während der Kommu-
nalwahlkämpfe an und in Bahnhöfen Wahlplakate angebracht 
worden sind, und hält die Bundesregierung einen Bahnhof für 
die geeignete Stätte einer Wahlkampfauseinandersetzung? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Deut-
sche Bundesbahn seit einiger Zeit Flächen für politi-
sche Werbung auf Bahnhofsgelände zur Verfügung 
gestellt hat. Nach den gesetzlichen Bestimmungen 
ist die Deutsche Bundesbahn in diesem Bereich 
selbständig und allein zuständig. Die Dienststellen 
der Deutschen Bundesbahn und die von ihr mit der 
Werbung beauftragte Deutsche Eisenbahn-Reklame 
GmbH sind vom Vorstand der Deutschen Bundes-
bahn zur Wahrung parteipolitischer Neutralität ver-
pflichtet worden. In diesem Rahmen darf daher die 
Deutsche Eisenbahn-Reklame GmbH gegen Bezah-
lung politische Werbung auf Bahngebiet durchfüh-
ren. Die Deutsche Bundesbahn trägt damit auch 
vielfachen Wünschen der politischen Parteien Rech-
nung. Ich bin der Auffassung, daß die Deutsche 
Bundesbahn ebenso wie die kommunalen Werbe-
gesellschaften, das Fernsehen und der Rundfunk —
auf Grund ihres gesetzlichen Auftrages, ihren Be-
trieb nach kaufmännischen Grundsätzen zu führen, 
grundsätzlich die Möglichkeit haben muß, solche 
Einnahmequellen zu nutzen, solange parteipolitische 
Neutralität gewahrt wird. 

Anlage 52 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Pfeifer (CDU/CSU) (Drucksache VI/2861 
Frage B 54) : 

ist der Bundesregierung bekannt, daß sich allein auf dem 
ca. 25 km langen Teilstück der B 312 zwischen Metzingen und 
Bernhausen im Zeitraum eines Jahres über 480 Verkehrsunfälle 
e re ignet ?laben, und welche der in der Antwort der Bundes-
regierung vom 12. November 1971 auf meine entsprechende 
Anfrage hin angekündigten Maßnahmen hält die Bundesregie-
rung in der nahen Zukunft konkret für erforderlich und reali-
sierbar, um die Verkehrssicherheit auf diesem Straßenstück zu 
erhöhen bzw. den Verkehr insgesamt flüssiger werden zu 
lassen? 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß sich auf 
der außerordentlich stark belasteten Bundesstraße 
312 zwischen Metzingen und Bernhausen im Laufe 
des vergangenen Jahres zahlreiche Unfälle ereignet 
haben. Daher bemüht sich die Straßenbauverwaltung 
auch darum, zur Verbesserung der Verkehrsverbin-
dungen zwischen dem Raum Reutlingen—Metzingen 
und dem Großraum Stuttgart so rasch als möglich 
den Neubau der Bundesstraße 27 mit einem ergän-
zenden Zubringer in Richtung Reutlingen zu ver-
wirklichen, wodurch die Bundesstraße 312 erheblich 
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entlastet werden würde. Die Möglichkeiten, durch 
kleinere Ausbauvorhaben an besonderen Gefahren-
punkten die Verkehrssicherheit auf der Bundes-
straße 312 zu erhöhen, werden gegenwärtig von der 
Straßenbauverwaltung des Landes Baden-Württem-
berg noch geprüft. 

Anlage 53 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schulz (Berlin) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/2861 Fragen B 55 und 56) : 

Billigt die Bundesregierung, daß bei Auslandsflügen vorn 
Rhein-Main-Flughafen aus nach wie vor umständliche und zeit-
raubende Leibes- und Gepäckvisitationen erfolgen? 

Hält die Bundesregierung es für richtig, daß solche Maßnah-
men den Abflug eines bereits verspäteten Flugzeugs um eine 
weitere halbe Stunde verzögern, wie es die Passagiere der 
Alitalia-Maschine nach Rom am Abend des 19. November 1971 
erleben mußten? 

Die Sicherungsmaßnahmen auf den deutschen 
Verkehrsflughäfen werden zum Schutze der Besat-
zung, Passagiere und der Bevölkerung vor Entfüh-
rungen, Bombenanschlägen und anderen widerrecht-
lichen Eingriffen in den zivilen Luftverkehr durchge-
führt. Sie entsprechen in Art und Durchführung den 
Empfehlungen der Internationalen Zivilluftfahrt-
Organisation (ICAO) und sind darauf abgestellt, die 
Leichtigkeit und Flüssigkeit des Luftverkehrs mög-
lichst nicht zu beeinträchtigen. Nach den Erkennt-
nissen in- und ausländischer Nachrichtendienste über 
die derzeitige Gefährdungslage ist trotz der nachlas-
senden Aktivitäten der in diesem Zusammenhang 
in Erscheinung getretenen Terroristengruppen eine 
vollständige Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen 
nicht gerechtfertigt. Die Kontrollen konnten jedoch 
auf den grenzüberschreitenden Linienverkehr und 
auch bei diesem auf Stichproben beschränkt werden. 
Lediglich bei besonders gefährdeten Luftverkehrs-
gesellschaften oder Flugstrecken werden noch aus-
nahmslose Kontrollen, die teilweise auch auf Schutz-
ersuchen der jeweiligen Regierungen zurückgehen, 
durchgeführt. Die für die ordnungsgemäße Abwick-
lung der Sicherungsmaßnahmen verantwortlichen 
örtlichen Sicherheitskommissionen auf den Flughä-
fen entscheiden an Ort und Stelle, welche Flüge in 
die Stichprobenkontrollen einbezogen werden. Sie 
lassen sich bei der Auswahl der zu kontrollierenden 
Flüge ausschließlich von Sicherheitsgesichtspunkten 
unter gleichzeitiger Beachtung des Grundsatzes der 
Leichtigkeit und Flüssigkeit des Luftverkehrs leiten. 

Aus Sicherheitsgründen können verspätete Flüge 
nicht generell von den Stichprobenkontrollen aus-
genommen werden. Eine Überprüfung nur der Flug-
gäste, deren Flug noch keine Verspätung aufweist, 
würde es potentiellen Attentätern ermöglichen, un-
kontrolliert und risikolos an Bord verspäteter Flug-
zeuge zu gelangen. Nach den vorliegenden Erfah-
rungen sind durch die Sicherungsmaßnahmen im all-
gemeinen nur geringfügige Verzögerungen einge-

treten, denen die Fluggäste angesichts des damil 
verbundenen persönlichen Schutzes in der Regel 
volles Verständnis entgegengebracht haben. 

Anlage 54 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner von 
1. Dezember 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Wende (SPD) (Drucksache 1/1/2861 
Frage B 57) : 

Wie weit ist der Stand der Planungen des Ausbaus der ins 
besondere aus Anlaß der Olympischen Spiele für den Besam 
ten Raum Allgäu/Bodensee international verkehrswichtigen Bun 
desstraße 18 zwischen Memmingen und Leutkirch? 

Der Ausbau der Bundesstraße 18 zwischen Wan

-

gen und Leutkirch ist im wesentlichen abgeschlos-
sen. Die Bundesstraße 18 wurde hier völlig net 
trassiert und mit höhenfreien Anschlußstellen aus. 
gestattet. Auch die Weiterführung des Ausbaues 
bis zur bayerischen Landesgrenze, eingeschlossen 
eine großräumige Umgehung der Stadt Leutkirch 
ist in der gleichen Weise geplant. Allerdings ist 
gegenwärtig noch nicht zu übersehen, wann diese 
Maßnahme in Angriff genommen werden kann, dr 
die Gemeinde Reichenhofen-Unterzeil im Rahmen 
des Planfeststellungsverfahrens Einspruch erhoben 
hat. Der im Sommer des nächsten Jahres zu erwar-
tende Verkehr, der durch die in München stattfin-
denden Olympischen Spiele sicherlich noch ver-
stärkt werden wird, muß daher auf dem Abschnitt 
Leutkirch—Memmingen auch weiterhin die alte 
Bundesstraße 18 benutzen. 

Anlage 55 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold vom 
22. November 1971 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Meinicke (Oberhausen) (SPD) (Druck-
sache VI/2861 Frage B 58) : 

Mit welchem Betrag wird die Zeitschrift ,,Freiheitsglocke" 
Organ der Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V., Bon n,  
jährlich aus Bundesmitteln unterstützt? 

Das monatlich erscheinende Organ der Vereini-
gung der Opfer des Stalinismus (VOS) „Die Frei-
heitsglocke" wird aus Bundesmitteln nicht geför-
dert. Die Mitglieder der VOS sind durch Zahlung 
des Mitgliedsbeitrages zugleich Abonnenten der 
„Freiheitsglocke". 

Anlage 56 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold  vom 
29. November 1971 auf die Schriftlichen Fragen des 
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Abgeordneten Gottesleben (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/2861 Fragen B 59 und 60) : 

Welche Überlegungen haben die Bundesregierung veranlaßt, 
die Zuwendungen zur Einrichtung von Schulen und Kindergär-
ten im Zonenrandgebiet und von Schulen in Grenzgebieten --
Einzelplan 27 Titel 882 01 — bisher 35 Millionen DM, von 
denen 1970 22 Millionen DM in Anspruch genommen worden 
sind, künftig, wie aus den Erläuterungen zu diesem Titel 
hervorgeht, in Wegfall kommen zu lassen? 

Teilt nicht vielmehr auch die Bundesregierung die Auffassung, 
daß Schulen und Kindergärten in dünn besiedelten Grenzräu-
men und im Saarland mit heute noch unter den Kriegsfolgen 
leidenden und der Entvölkerung in besonderem Maße ausge-
setzten Gemeinden, ungeachtet ihrer bildungspolitischen und 
gesamtdeutschen Aufgabe, sowohl erzieherisch wie auch schul-
organisatorisch besonders geartete gesellschaftliche und struk-
turelle Probleme stellen und nicht allein von daher ein Weg-
fall der Förderung des Schulbaus aus Bundesmitteln in besonde-
rem Maße bedenklich erscheint? 

Die dem Bundesministerium für innerdeutsche Be-
ziehungen bei Titel 27 02/882 01 des Bundeshaus-
haltsplanes zur Verfügung stehenden Mittel von 
35 000 000 DM sind schwerpunktmäßig für den Bau 
(ab 1972 auch für die Einrichtung) von Schulen und 
Kindergärten im Zonenrandgebiet bestimmt. Mit 
einem Betrag von 1 000 000 DM dieses Titels wird 
außerdem der Bau von Schulen in Grenzgebieten 
(Saarland und Nordschleswig) gefördert. Das Saar-
land erhielt von diesen Mitteln jährlich einen Be-
trag von 400 000 DM. 

Wie Sie wissen, fällt die Zuständigkeit des Schul- 
und Kindergartenbaues in die Kulturhoheit der 
Bundesländer. Für das von der Teilung Deutschlands 
besonders hart betroffene Zonenrandgebiet ist in 
Übereinstimmung mit den vier Zonenrandländern 
eine Möglichkeit gefunden worden, vom Bund und 
den Ländern gemeinsam getragene Förderpro-
gramme zu entwickeln, ohne daß hierdurch eine 
Einschränkung der Kulturhoheit der Länder einge-
treten wäre. Sinn und Zweck dieser gemeinsamen 
Förderprogramme war und ist es, das Zonenrand-
gebiet auch in kultureller Hinsicht auf den Standard 
des übrigen Bundesgebietes zu heben. Hieran hatte 
und muß auch in Zukunft jede Bundesregierung ein 
übergeordnetes Interesse haben. Eine Einstellung 
der Schul- und Kindergartenbauförderung im Zonen-
randgebiet ist deshalb nicht beabsichtigt. 

Grund für die Förderung des Schulbaues im Saar-
land war die besondere politische Lage nach seiner 
Rückgliederung und der damit verbundene Wille 
der Bundesregierung, den Menschen des Saarlandes 
bei ihren kulturellen Bemühungen in einer gewissen 
Übergangs- und Anpassungszeit zu helfen. Die För-
derung erfolgte zwar auch im Benehmen mit der 
Landesregierung, sie sollte jedoch aus der Sicht der 
Bundesregierung von vornherein nur eine zeitlich 
begrenzte Hilfe sein, um die Lage im rückgeglieder-
ten Saarland auch kulturell möglichst umgehend zu 
stabilisieren. 

Die Förderung des Schulbaues im Saarland war 
eingebettet in ein besonderes Grenzlandprogramm 
der Bundesregierung, aus dem bis in den Anfang der 
60er Jahre auch der Schulbau in Rheinland-Pfalz 
und in Niedersachsen (Emsland), der besonders 
strukturell bedingte Schwächen aufwies, gefördert 
wurde. Wie in diesen Gebieten ist auch für die För-
derung des Schulbaues im Saarland durch den 
Bund heute keine Möglichkeit mehr gegeben. Die 

in Grenzgemeinden des Saarlandes herrschenden 
Verhältnisse treffen in gleichem Maße für einen 
Teil anderer Gebiete der Bundesrepublik zu, ohne 
daß sich hierdurch eine Förderkompetenz des Bun-
des ergeben würde. Hier Abhilfe zu schaffen, ist 
Aufgabe der jeweils zuständigen Landesregierung. 
Die Bundesregierung hat deshalb vorgesehen, für 
den Bau von Schulen im Saarland 1972 letztmalig 
einen Betrag von 400 000 DM zu bewilligen. Dies 
gibt dem Saarland Gelegenheit, entsprechende Haus-
haltsplanungen für 1973 vorzunehmen. 

Anlage 57 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 30. November 1971 auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Miltner (CDU/ 
CSU) (Drucksache VI/2861  Fragen B 61 und 62) : 

Hält die Bundesregierung Vorgänge, wie sie sich vor einigen 
Tagen an der Bonner Universität bei der zweimaligen Spren-
gung der Konventssitzungen durch Mitglieder des Spartakus-
Bundes und des Sozialdemokratischen Hochschulbundes zuge-
tragen haben, für erträglich? 

Mit welchen konkreten Maßnahmen will die Bundesregierung 
angesichts der Vorgänge an des  Bonner Universität im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten die Länder in der Sicherung der Freiheit 
von Forschung und Lehre und der inneren Ordnung der deut-
schen Hochschulen unterstützen? 

Der Bundesregierung liegt eine zusammenfas-
sende Darstellung der Vorgänge, die sich in der 
letzten Zeit an der Universität Bonn im Zusam-
menhang mit Sitzungen des Satzungskonventes er-
eignet haben, nicht vor; sie ist über Einzelheiten 
dieser Vorfälle nur durch Presseberichte informiert. 
Die Bundesregierung wiederholt jedoch auch bei 
dieser Gelegenheit, daß sie die Anwendung von 
Gewalt in der hochschulpolitischen Auseinander-
setzung verurteilt. 

Die Bundesregierung hat sich am 4. November 
in Beantwortung einer Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Gölter zu der Frage geäußert. Ich weise noch 
einmal darauf hin, daß die Bundesregierung in dem 
von ihr vorgelegten Entwurf eines Hochschulrah-
mengesetzes die sich für die einzelnen Hochschul-
mitglieder aus Art. 5 Abs. 3 GG ergebenden Rechte 
konkretisiert hat, daß sie aber nicht die Möglichkeit 
hat, im Wege der Aufsicht im Einzelfall konkrete 
Maßnahmen zu treffen. 

Anlage 58 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 30. November 1971 auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wörner (CDU/ 
CSU) (Drucksache VI/2861 Frage B 63) : 

Läßt die enge Zusammenarbeit des Sozialdemokratischen Hoch-
schulbundes mit dem Spartakus-Bund an zahlreichen deutschen 
Hochschulen darauf schließen, daß die Bestrebungen des Sozial-
demokratischen Hochschulbundes sich zumindest teilweise gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung richten? 
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Nach der neuesten Übersicht der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz (Stand: 31. Juli 1971) bildet der 
Sozialdemokratische Hochschulbund (SHB) mit dem 
Marxistischen Studentenbund Spartakus, in einigen 
Fällen zusammen mit anderen Gruppen, Koali-
tionen an folgenden Hochschulen: 

1. Universitäten Bonn, Düsseldorf, Hamburg, Karls-
ruhe, Mainz und Marburg 

2. Pädagogische Hochschulen Niedersachsen (Abt. 
Göttingen und Oldenburg) und Ruhr (Abt. Duis-
burg und Hagen) sowie Erziehungswissenschaft-
liche Hochschule Rheinland-Pfalz (Worms). 

Solche Koalitionen bestehen also an 11 von ins-
gesamt 65 wissenschaftlichen Hochschulen, wobei 
die Abteilungen der Pädagogischen Hochschulen 
nicht gesondert gezählt worden sind. 

In der Antwort auf die Große Anfrage der CDU/ 
CSU-Fraktion vom 24. Mai 1971 (Drucksache 
VI/2218) heißt es: 

„Zwar liefern die von einigen Hochschulgrup-
pen im Zusammenwirken mit extremistischen 
Kräften herausgegebenen Verlautbarungen und 
örtliche Aktionsgemeinschaften mit solchen 
Kräften Anhaltspunkte dafür, daß Angehörige 
und Funktionäre des SHB ... sich teilweise 
Vorstellungen von einer Veränderung der Ge-
sellschaft zu eigen gemacht haben, die mit den 
Grundsätzen der repräsentativen parlamenta-
rischen Demokratie nicht im Einklang stehen. 
Bei anderen Hochschulgruppen des SHB ... ist 
dagegen eine solche Zielsetzung nicht bekannt-
geworden." 

Nach Auffassung der Bundesregierung läßt daher 
das Zusammengehen des SHB mit dem Spartakus 
an einzelnen Hochschulen nicht die Schlußfolgerung 
zu, daß der SHB wie er sich heute darstellt gegen 
die freiheitlich demokratische Grundordnung richte. 

Anlage 59 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 1. Dezember 1971 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Pfeifer (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/2861 Frage B 64) : 

Welche Maßnahmen sind dem Bund nach Ansicht der Bundes-
regierung gegeben, wenn nach ihrer Auffassung in einem kon-
kreten Fall weder die betreffende Universität noch das zu-
ständige Land darauf hinwirken, daß alle Mitglieder einer 
Hochschule ihre Aufgaben in der durch Artikel 5 Abs. 3 des 
Grundgesetzes verbürgten Freiheit erfüllen können? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort 
vom 4. November 1971 auf die Frage 81 des Herrn 
Kollegen Gölter ausgeführt, daß sie wegen der kla-
ren verfassungsrechtlichen Kompetenzabgrenzun-
gen zwischen Bund und Ländern nicht die Möglich-
keit habe, im Wege der Aufsicht in einem Einzel-
fall konkrete Maßnahmen zu treffen. 

Für diese Auffassung waren folgende Überlegun-
gen maßgebend: Aus Artikel 5 Abs. 3 GG sind zwar 

die staatlichen Stellen verpflichtet sicherzustellen, 
daß sich an den Hochschulen Kunst und Wissen-
schaft, Forschung und Lehre frei entfalten können. 
Mangels einer besonderen Kompetenz-Zuweisung 
an den Bund ergibt jedoch Artikel 30 GG, daß diese 
Verpflichtung die Länder trifft, sofern es sich um 
Maßnahmen der Verwaltung — und nur auf diese 
bezieht sich Ihre Frage — handelt. Auch eine Bun-
desaufsicht nach Artikel 84 GG ist nicht gegeben, 
da es sich bei der Beachtung des Artikel 5 Abs. 3 
durch die Landesverwaltung nicht um die Ausfüh-
rung eines Bundesgesetzes im Sinne Artikel 84 GG 
handelt, sondern um die Bindung an ein Grundrecht. 

Selbstverständlich sind aber die nach dem GG 
möglichen Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichtes über Verfassungsverstöße gegeben. 

Im übrigen geht die Bundesregierung davon aus, 
daß die Länder ihre hier aufgezeigten Verpflichtun-
gen erfüllen. 

Anlage 60 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 1. Dezember 1971 auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hubrig (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/2861 Fragen B 65 und 66) : 

Welche Vorhaben wurden im Sachbereich Neue Technologien 
des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft in den 
Jahren 1967 bis 1971 genehmigt, und von welchen natürlichen 
oder juristischen Personen mit welchem Aufwand durchgeführt? 

Ist  die  Bundesregierung der Ansicht, daß bei der Vergabe 
von Mitteln aus dem Sachbereich Neue Technologien des Bun-
desministeriums für Bildung und Wissenschaft eine Chancen-
gleichheit sowohl für individuelle Erfinder, Unternehmen mitt-
lerer Größe, Unternehmensgruppen als auch für sonstige Perso-
nen existiert? 

Im Sachbereich Neue Technologien wurden seit 
1969 erstmals Förderungsmittel im Einzelplan 31 
Kap. 31 07 Tit. 683 20 bereitgestellt und bisher 339 
Vorhaben aus den folgenden Bereichen gefördert: 

I. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben und 
-projekte, die zur Bewältigung zukünftiger 
öffentlicher Aufgaben erforderlich sind, insbe-
sondere für 

1. technisch-wissenschaftliche Aufgaben im Be-
reich des Umweltschutzes 

a) Untersuchung der biologisch-medizini-
schen und chemischen Grundlagen des 
Schutzes von Mensch und Umwelt, 

b) Entwicklung neuer Verfahren und Ge-
räte für die ökologische Forschung und 
den Umweltschutz. 

2. technisch-wissenschaftliche Aufgaben in 
Grenzgebieten von Biologie, Medizin und 
Technik 

a) biologisch-medizinische Grundlagenfor-
schung für die Biotechnik (insbesondere 
physiologische, mikro- und makrobiolo- 
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gische sowie enzymologische Probleme 
bei der Entwicklung und Einführung 
neuer biotechnischer Verfahren),  

b) Biotechnologie (industrielle Verfahrens-
technik biologischer Produktionsprozesse, 
insbesondere Produktion von syntheti-
schen Nahrungsmitteln), 

c) biomedizinische Technik (z. B. Entwick-
lung neuer wissenschaftlicher und medi-
zinisch-technischer Geräte für Forschung, 
Diagnostik, Therapie und Organersatz) 
und Bionik (z. B. biologische Informa-
tionsverarbeitung, Zeichenerkennung, 
biologische Steuerung, Regelung, Ortung 
und Navigation). 

3. Untersuchung neuer technologischer Verfah-
ren zur Gewinnung, Speicherung und Ver-
arbeitung von Roh- und Grundstoffen, 

4. neuartige technische Komponenten und Sy-
steme für Transport und Verkehr (im Zusam-
menwirken mit dem Bundesminister für Ver-
kehr), 

5. technische Lösungen für Zukunftsaufgaben in 
den Bereichen Ausbildung und Information. 

II. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben und 
-projekte in ausgewählten technologischen Fort-
schrittsgebieten, die für den wissenschaftlich-
technischen Leistungsstand unseres Landes von 
weitreichender Bedeutung sind, insbesondere 
für 

1. physikalische Technologien (z. B. Halbleiter-
elektronik, Meß-, Regel- und Analysentech-
nik, Fluidik, technische Optik, Holographie 
und Laser, Tieftemperaturtechnik, Supralei-
tungstechnik-, Hochvakuum- und Grenz-
flächentechnik, Plasmatechnik), 

2. Energietechnik (z. B. elektrochemisch-k ata-
lytische Energieumwandlung und andere 
Technologien der nichtnuklearen Energieum-
wandlung sowie der Energieübertragung 
und -speicherung), 

3. Technologien der Stoffe und der Fertigung 
(z. B. Sondermetalle und -legierungen; an-
organische und organische Stoffe; Verbund-
werkstoffe, neuartige magnetische, elektro-
nische und optische Werkstoffe; Umform- 
und Fertigungstechnologien; Konstruktions-  
und Prüfverfahren; Tribologie und Korro-
sion). 

III. die Errichtung von Prototyp-Anlagen und die 
Förderung von Demonstrationsprojekten auf 
diesen Gebieten, insbesondere für 

1. Umweltschutz und Biotechnik; fortschritt-
liche Nachrichtensysteme; Verkehrssysteme; 
MDH-Projekte 

2. Versuchsanlage zur Herstellung von Natur-
stoffen mittels Großkulturen von Mikroorga-
nismen (Biotechnikum). 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten wur-
den bzw. werden ausgeführt in Laboratorien von 
Industrieunternehmen insbesondere der Branchen 

Elektrotechnik, Maschinenbau, Verkehrstechnik, 
Chemie, Pharmazie, Energietechnik und Ener-
gieversorgung, Grundstoffindustrien, Aufberei-
tungstechniken, Werkstofftechniken und Me-
tallverarbeitung, Glas und Keramik, Feinmecha-
nik, Optik, Meß-, Regel- und Analysentechnik, 
Nachrichtentechnik, Vakuum- und Tieftempera-
turtechnik, u. a. m. 

in nichtindustriellen Forschungsinstituten sowie be-
gleitend in begrenztem Umfang in Hochschulinsti-
tuten. 

Aus den Problemstellungen heraus ergibt sich 
im allgemeinen die Notwendigkeit einer multi- bzw. 
interdisziplinären Bearbeitung. 

Bewilligt wurden Zuwendungen in Höhe von 
266 717 000 DM bei Gesamtkosten der Vorhaben 
von 506 762 000 DM. 

Es handelt sich im allgemeinen um Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben von mehrjähriger Lauf-
zeit, so daß in der obigen Bewilligungssumme auch 
Bindungen für die Jahre 1972 ff. im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung enthalten sind. 

Die Bundesregierung strebt auf der Grundlage 
der „Grundsätze für die Förderung der Forschung 
und Entwicklung auf dem Gebiet neuer Technolo-
gien" vom 1. April 1970 und in den „Bedingungen 
für Zuwendungen an Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft" (BUwF 1969) eine Chancengleich-
heit für die verschiedenen Antragsteller an. 

Sie bemüht sich, diese Bedingungen weiterzuent-
wickeln und zu verbessern, um alle qualifizierten 
Anbieter an der Lösung der offenen Fragen in 
diesem Gebiet beteiligen zu können. In diesem Zu-
sammenhang wird auch auf die Antwort auf Frage 2 
der Großen Anfrage der Fraktionen der SPD und 
FDP betr. Technologiepolitik verwiesen (Druck-
sache VI/2789). 

Anlage 61 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 1. Dezember 1971 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schmidt (Kempten) (FDP) 
(Drucksache VI/2861 Frage B 67) : 

Inwieweit hält die Bundesregierung das „Deutschland-Maga-
zin" für geeignet, an Schulen zur objektiven Information und 
zur Verwendung im staatsbürgerlichen Unterricht zu dienen? 

Für die Zulassung von Lehr- und Lernmitteln zum 
Gebrauch an Schulen — und die dazu notwendige 
Bewertung - sind die Länder zuständig. Ich kann 
deshalb Ihre Frage nur an die Ständige Konferenz 
der Kultusminister der Länder weitergeben und um 
eine Stellungnahme bitten. 




	155. Sitzung
	Bonn, Freitag, den 3. Dezember 1971
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18
	Anlage 19
	Anlage 20
	Anlage 21
	Anlage 22
	Anlage 23
	Anlage 24
	Anlage 25
	Anlage 26
	Anlage 27
	Anlage 28
	Anlage 29
	Anlage 30
	Anlage 31
	Anlage 32
	Anlage 33
	Anlage 34
	Anlage 35
	Anlage 36
	Anlage 37
	Anlage 38
	Anlage 39
	Anlage 40
	Anlage 41
	Anlage 42
	Anlage 43
	Anlage 44
	Anlage 45
	Anlage 46
	Anlage 47
	Anlage 48
	Anlage 49
	Anlage 50
	Anlage 51
	Anlage 52
	Anlage 53
	Anlage 54
	Anlage 55
	Anlage 56
	Anlage 57
	Anlage 58
	Anlage 59
	Anlage 60
	Anlage 61




